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Wohnungsnot 

Die Wohnungs¬ 
mieten werden 
weiter in die Höhe 
getrieben. 
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Hoeneß und die 
Sozialschmarotzer 

Adi Reiher fragt, woher 
die Millionen kamen 
und wohin sie gingen. 
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Gewinner und Verlier 

Die Ukraine ist eines der Armenhäuser Eu¬ 
ropas: Mit 46 Millionen Einwohnern wird 
ein BIP von nur 175 Milliarden Dollar er¬ 
wirtschaftet. Das größenmäßig vergleich¬ 
bare Spanien erwirtschaftet trotz Krise das 
Achtfache. 
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Die Schwarze Null 

Wer zahlt die Zeche für einen ausgeglichenen Bundeshaushalt? 


D er Bund will im kommenden 
Jahr keine neue Schulden ma¬ 
chen. Erstmals seit 1969 soll der 
Haushalt dann ausgeglichen sein, für 
2014 sind noch neue Kredite in Höhe 
von 6,5 Milliarden Euro eingeplant. 
„Der Bundeshaushalt ist insge¬ 
samt solide finanziert“ 
beteuerte Wirtschaft¬ 
minister Wolfgang 
Schäuble. Die aktuel¬ 
le Staatsverschuldung 
von über 
zwei Billio¬ 
nen Euro (in 
Zahlen: 2 000 
000 000 000 !) 
spricht dagegen. 

Auf jede Bun¬ 
desbürgerin 
und jeden 
Bürger 
lasten 
damit 
Schul¬ 
den in 
Höhe von fast 
25 000 Euro. 

Seit 1990 hat sie sich 
fast verdrei¬ 
facht. 

Solide 
ist anders. 

Doch die 
„Schwarze Null“ 

bleibt für Wolfgang Schäuble das 
Kampfziel. Und dafür greift er auch 
in die Sozialkassen. So will er unter 
anderem in diesem und im nächsten 
Jahr rund sechs Milliarden Euro „ein¬ 
sparen“, indem er den Zuschuss für 
die Krankenkassen kürzt. Doch mit 
diesem Zuschuss wird bislang unter 
anderem die beitragsfreie Mitversi¬ 
cherung von Kindern ünanziert. Und 
Schäuble opfert seiner, von allen 
Neoliberalen angebeteten „Schwar¬ 
zen Null“ zuliebe, auch gewissenlos 
die 425 Millionen Euro, die eine Kin¬ 
dergelderhöhung im Jahr kosten wür¬ 
de. 

Allerdings sollen wenigsten die Kin¬ 
der reicher Eltern nicht darben. De¬ 


ren Eltern dürfen sich schon bald 
über einen um 72 Euro höheren 
Steuerfreibetrag freuen. Und was 
den kleinen Recht ist, ist den Großen 
billig: Zu den Profiteuren der groß- 
koalitionären asozialen Schieberei¬ 
en gehören Banken, Konzerne, die 
Reichen und die Superreichen, dank 
Steuergeschenken aller Art. 

Die drei Op- 


die Kommunen entschuldet und von 
Bund und Land besser mit Finanz¬ 
mitteln ausgestattet werden. Doch 
das geht nur, wenn man endlich an¬ 
fängt, den unverschämten Reichtum 
der Superreichen zu beschränken. 
Nur so kommt der Staat an 
die finanziel- 
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Deutschland seine Rolle in Europa 
und damit Europa seine Rolle in der 
Welt in dem gekennzeichneten Maße 
spielen will und soll, (...) dann muss 
man das Land ökonomisch in Stand 
setzen, auch die Kraft zu haben und 
sie diesem Europa 
zur Verfü- 
i gung zu 
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Foto: damianosullivan / wikimedia.com / (CC BY-SA 3.0) 



Positionsparteien aus der letz¬ 
ten Legislaturperiode haben im Bun¬ 
destagswahlkampf darauf hingewie¬ 
sen, dass ein riesiger Investitionsstau 
besteht, dass notwendige Ausgaben 
anstehen im Bereich Kita, im Bereich 
BAföG, im Bereich Krankenhäuser, 
Brückensanierung und vielem mehr. 
Den Kommunen wurde die Finanz¬ 
ausstattung drastisch gekürzt, wäh¬ 
rend ihnen gleichzeitig enorme neue 
Lasten aufgebürdet wurden, die sie 
gar nicht tragen können. Der Bund 
hat sich längst aus der Verantwortung 
gestohlen, nachdem er Leistungsge¬ 
setze verabschiedet hatte, die den 
Kommunen jede Luft zum Atmen 
rauben. Zunächst müssten deshalb 


len Mittel, die ihm die Möglichkeit 
geben, um seinen sozialen Aufgaben 
nachzukommen. 

Doch wer Staatsschulden vermeiden 
will, braucht nicht nur eine höhere 
Besteuerung der Reichen, sondern 
muss auch dort sparen, wo das Geld 
verpulvert wird wie bei der todbrin¬ 
genden Rüstung. Wie eng Rüstung 
und Sozialpolitik verquickt sind, 
verriet schon vor fast elf Jahren der 
damalige Kanzler Gerhard Schröder, 
eher unfreiwillig und leicht verklau¬ 
suliert, bei seiner Rede zur Eröffnung 
der Hannover Messe: „Das, was ich 
mit der Agenda 2010 bezeichnet 
habe (...) hat mit dem Thema zu tun, 
das ich anfangs erörtert habe. Wenn 


stellen, um 
diese Rolle realisieren zu können.“ 
Und von der Süddeutschen Zeitung 
gefragt, woher er denn ab 2007 mehr 
als eine Milliarde Euro mehr für den 
Militärhaushalt bekommen wol¬ 
le, antwortete der damalige Kriegs¬ 
minister Peter Struck unverhohlen: 
„Die Agenda 2010 wird ihre Früch¬ 
te tragen und auch dem Haushalt 
mehr Spielraum verschaffen“ (Spie¬ 
gel 4.2.2004). Und weil es diesen 
direkten Zusammenhang von Auf¬ 
rüstung bzw. militärisch-imperialis¬ 
tischer Außenpolitik („Neue Rolle 
in der Welt“) und Sozialabbau gibt, 
kann dieser Tatbestand auch am Os¬ 
termarsch 2014 klar benannt und an¬ 
geklagt werden. Manfred Dietenberger 


Solidarität mit Kommunisten in der Ukraine 

Parteivorstand der DKP diskutiert erste Überlegungen zur Vorbereitung des 21. Parteitages 


Am vergangenen Wochenende beriet 
der Parteivorstand der DKP auf sei¬ 
ner 7. Tagung über die Bündnispolitik 
der DKP, über mögliche Schlussfol¬ 
gerungen aus der Mitgliedsbuchneu- 
ausgabe, über die weitere Vorberei¬ 
tung des 18. UZ-Pressefestes im Juni 
und den begonnenen EU-Wahlkampf. 
Das Sekretariat berichtete von seiner 
Klausurtagung im Februar und mach¬ 
te einen Vorschlag für die Vorberei¬ 
tung des 21. Parteitages. 

Natürlich spielten die Ereignisse 
in der Ukraine eine herausragende 
Rolle. „Was wir dringend organisie¬ 
ren müssen ist die Solidarität mit den 
Kommunistinnen und Antifaschis¬ 
tinnen in der Ukraine. Die Büros der 
Kommunisten sind von Faschisten 
und Nationalisten überfallen und be¬ 
setzt. Kommunisten und ihre Famili¬ 


en mussten vielfach in den Osten der 
Ukraine flüchten,“ so der Vorsitzen¬ 
de Patrik Köbele in seinem Referat. 
Diese Aussage unterstrich die Jour¬ 
nalistin und Antifaschistin Susann 
Witt-Stahl aus Hamburg, die als Gast 
eingeladen war, eindrucksvoll mit ei¬ 
nem Augenzeugenbericht vom Mai- 
dan. Witt-Stahl hatte sich vor Ort über 
die Rolle der Faschisten, den hohen 
Grad ihrer Organisiertheit, Ausbil¬ 
dung, Ausrüstung und ihrer absoluten 
Skrupellosigkeit überzeugen können, 
ohne die der Putsch nicht möglich ge¬ 
wesen wäre. 

Trotz dieser Dramatik dürften wir 
die imperialistische Aggression gegen 
Mali, Zentralafrika, Syrien, Libyen, 
die Fluchtsituation an den EU-Gren- 
zen und die Situation von Flüchtlin¬ 
gen in diesem Land, die genutzt wer¬ 


de zur Anstachelung von Rassismus 
und zur Spaltung der Ausgebeuteten, 
nicht außer Acht lassen, forderte Kö¬ 
bele. Er fuhr fort: „Angesichts dieser 
Situation sind wir gut beraten, die 
strategische Linie unseres Parteipro¬ 
gramms zu konkretisieren und Über¬ 
legungen anzustellen, wie es gelingen 
kann, in diesem Land zur Entwick¬ 
lung einer antimilitaristischen Be¬ 
wegung beizutragen und, wie es uns 
gelingen kann, antimonopolistische 
Kräfte zusammenzuführen.“ 

In diesem Sinne soll der kommenden 
PV-Tagung vorgeschlagen werden, 
den 21. Parteitag für den Herbst 2015 
einzuberufen. „Wir schlagen gleich¬ 
zeitig vor, der Partei ein Dokument 
vorzulegen, in dem wir unsere Identi¬ 
tät klar und eindeutig definieren und 
in dem wir unsere Strategie für die 


kommenden Jahre konkretisieren“, 
so Köbele. Das Papier solle auch dazu 
dienen, beim 21. Parteitag Fragen, die 
wir heute in der Partei diskutieren, zu 
einer vorläufigen Antwort zu führen. 
„Wir meinen, dazu gehört, dass wir 
uns klar, eindeutig und unmissver¬ 
ständliche als Partei der Ideen von 
Marx, Engels und Lenin definieren 
und uns damit zur wissenschaftlichen 
Weltanschauung, dem Marxismus-Le¬ 
ninismus bekennen.“ 

Das Sekretariat wurde beauftragt, der 
kommenden PV-Tagung im Mai erste 
Überlegungen bzw. einen ersten Ent¬ 
wurf vorzulegen. Die PV-Tagung im 
September solle dann einen Entwurf 
beschließen und der Partei zur aus¬ 
führlichen Diskussion übergeben, für 
die dann mehr als ein Jahr Zeit sei. 

Wera Richter 


Thema der Woche 


Warnstreik im 
Öffentlichen Dienst 

Am Montag haben tausende Be¬ 
schäftigte des Öffentlichen Dienstes 
mit Warnstreiks begonnen. Sie unter¬ 
stützen damit ihre Forderungen in der 
laufenden Tarifrunde. In vielen deut¬ 
schen Städten, vor allem in NRW, Ba¬ 
den-Württemberg, Sachsen-Anhalt, 
Sachsen und Berlin, bleiben Kitas 
und Stadtverwaltungen geschlossen. 
Auch Krankenhäuser, Müllabfuhren 
und der öffentliche Nahverkehr wer¬ 
den bestreikt. 

S. 2 und 12 




Wohnungs- und 
mietenpolitische 
Konferenz der DKP 

Samstag, 22. März, 

10.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
Frankfurt am Main, Haus Gallus, 
Seminarraum 3 


UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST der DKP 

27 .- 29 . Juni 2014 - Dortmund 



Spenden für unser Fest 
DKP Parteivorstand, 
Konto-Nr.: 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 60g 67 
Stichwort: „UZ-Pressefest“ 


Hinweis 


Dieser Ausgabe liegt die UZ-Ex- 
tra zu den EU-Wahlen bei. 

Sie enthält die wichtigsten Ar¬ 
gumente für die Kandidatur 
der DKP zu den EU-Wahlen und 
stellt unsere Spitzenkandida¬ 
tinnen vor. Bitte lesen und wei¬ 
tergeben! 

Größere Mengen der UZ-Extra 
können noch bestellt werden. 
Kontakt: Gustl Ballin, vertrieb@ 
unsere-zeit.de, Telefon 0911 
8019991 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Volker Metzroth 


Maßlos 


Arbeitgeber ohne Angebot 

Machtvolle Warnstreiks im öffentlicher Dienst 



Der Bundesinnenminister 
und CDU-Bundestagsab- 
geordnete Thomas de Mai¬ 
ziere bezeichnet die Forde¬ 
rungen von ver.di für den 
öffentlichen Dienst des 
Bundes und der Kommu¬ 
nen nach einem Sockelbe¬ 
trag von 100 Euro und zu¬ 
sätzlich 3,5 Prozent mehr 
Lohn als maßlos. Ähnliche 
Äußerungen von ihm be¬ 
züglich der Erhöhung sei¬ 
ner Diäten um rund zehn 
Prozent sind nicht bekannt. 

Das hat natürlich auch mit 
dem alljährlichen Wehge¬ 
schrei öffentlicher und pri¬ 
vater Unternehmer zu tun, 
die bei ihren Bilanzpresse¬ 
konferenzen die Sektkor¬ 
ken knallen lassen, was ja 
bekanntlich auch gut für 
die Aktienkurse sein soll, zu Tarif¬ 
verhandlungen dann aber im ge¬ 
flickten Anzug erscheinen und ihre 
Armut bzw. die ihres Konzerns Vor¬ 
täuschen. Das erleben momentan 
nicht nur Arbeiter und Angestellte 
des öffentlichen Dienstes, sondern 
auch ihre Kolleginnen und Kollegen 
bei der Telekom. Umsätze stiegen, 
Verluste würden in Gewinne ver¬ 
wandelt, das Mobilgeschäft brum¬ 
me, die Aktionäre bekämen 50 statt 
20 Cent Dividende pro Aktie, hieß 
es in den Medien. Und jetzt, wo das 
Personal mit 5,5 Prozent eine nicht 
gerade üppige Forderung stellt, soll 
nix mehr da sein. Kosten hier, Kos¬ 
ten da, nur 1,6 Prozent mehr seien 
möglich. Seit Montag zeigen Tele¬ 
kombeschäftigte mit Warnstreiks, 
dass sie selbst wissen, was sie erar¬ 
beitet haben und was ihre Maßstä¬ 
be sind. 

Auch die Krankenpfleger und Bus¬ 
fahrerinnen, Müllwerkerinnen und 
Erzieher gehen jetzt auf die Straße. 
Auch sie wissen, was ihre Arbeit 
wert ist, selbst wenn sich das nicht 
immer so öffentlichkeitswirksam 
wie Konzernbilanzen darstellen 
lässt. Sie und ihre Gewerkschaften 
müssen sich mit dem Gerede von 
den leeren Kassen, den Belastun¬ 
gen kommender Generationen und 


dem überhaupt zu teuren Staat aus¬ 
einandersetzen. „Maßlos“, d.h. kein 
vernünftiges Maß anzulegen, sollen 
sie sein. Mit welchen Maß messen 
denn die Herren de Maiziere und 
Co. eigentlich? Mit bald 10 000 
Euro Diäten lässt es sich gut über 
die Maßlosigkeit von Leuten reden, 
die mal gerade mit 2 300 Euro brut¬ 
to, oft sogar weniger heimgehen. 
Da werden die Schulden der Kom¬ 
munen als Maß dafür genommen, 
was städtische Bibliothekare oder 
Bademeister, wenn ihre Einrichtun¬ 
gen nicht schon totgespart sind, ver¬ 
dienen dürfen. Warum nimmt man 
nicht jene 176 Milliarden öffentli¬ 
cher Gelder als Maß, die alleine für 
die faulen Papiere der HRE-Bank 
aufgebracht wurden? Zum dama¬ 
ligen Zeitpunkt etwa 11/2 mal so¬ 
viel wie alle kommunalen Schul¬ 
den? Weil das Maß, mit dem die 
genannten Herren, und natürlich 
auch die zugehörigen Damen inklu¬ 
sive „Mutti“ messen, auf die Stei¬ 
gerung der Profite und Sicherung 
der Vermögen geeicht ist, nicht auf 
ein besseres Leben für Arbeitende. 
Ob öffentlicher Dienst oder priva¬ 
te Wirtschaft, den Herrschaften da 
oben muss gemeinsam gezeigt wer¬ 
den, dass ihre Maßstäbe nicht ak¬ 
zeptiert werden. 


B innennachfrage gestiegen, Grund 
ist eine Stärkung der Kaufkraft 
durch spürbare Einkommenser¬ 
höhungen - aber nun ist auch gut. Eine 
zusätzliche Stärkung der Kaufkraft der 
abhängig Beschäftigten ist nicht not¬ 
wendig. So die Antwort der öffentlichen 
Arbeitgeber auf die Forderung der Ge¬ 
werkschaften des öffentlichen Dienstes, 
die Entgelttabellen des TVöD um 100 
Euro plus 3,5 Prozent zu erhöhen. Auch 
einen Nachholbedarf der Kolleginnen 
und Kollegen des öffentlichen Dienstes 
im Vergleich zur tariflichen Entlohnung 
anderer Branchen sieht man nicht. Die 
Löhne im öD seien seit 2008 stärker 
gestiegen als die Gesamteinkommen. 
Der Ansatzpunkt für diesen Vergleich 
ist nicht die tarifliche Entwicklung, son¬ 
dern die Einbeziehung der (zumeist ta¬ 
riflosen) Niedriglohnbereiche in die¬ 
sen Vergleich. So wird deutlich, welche 
Funktion die Ausweitung von Leih¬ 
arbeit und prekärer Beschäftigung ei¬ 
gentlich hat: den Druck auf die Löhne 
insgesamt zu entwickeln. 

Aus dieser kapitalorientierten Sichtwei¬ 
se heraus macht es natürlich überhaupt 
keinen Sinn, die unteren Einkommen 
überproportional zu erhöhen, was durch 
die Sockelforderung von 100 Euro ja be¬ 
absichtigt ist. Besonders für die Mitglie¬ 
der von ver.di ist aber diese Forderungs¬ 
struktur essentiell. Profitieren würden 
hier die Beschäftigten in der Gebäu¬ 


dereinigung, in der Straßenreinigung, 
der Müllabfuhr, aber natürlich auch die 
Kolleginnen und Kollegen aus dem un¬ 
teren bis mittleren Einkommensgefüge 
der Verwaltungen. Dass für diese Be¬ 
reiche die Kommunen sehr häufig Auf- 
stockungs- und andere Sozialleistungen 
bezahlen müssen, die die kommunalen 
Kassen zusätzlich belasten, wird in der 
Argumentation der Arbeitgeber natür¬ 
lich nicht berücksichtigt. 

So berichtete ein Kollege aus dem Saar¬ 
land der Tarifkommission, dass in der 
örtlichen Müllabfuhr 20 Prozent der 
Beschäftigten Aufstockungsbeträge er¬ 
hielten und fast 15 Prozent der Müllwer¬ 
ker einer angemeldeten Nebenbeschäf¬ 
tigung nachgehen würden. Die Arbeit¬ 
geber lässt dieses kalt, sie malen lieber 
die Privatisierungsgefahr für diese Be¬ 
reiche als Erpressung an die Wand und 
betonen, dass sie den Topf für Entgelter¬ 
höhungen lieber für die Steigerung der 
Attraktivität des öffentlichen Dienstes 
für die höher Qualifizierten stärker an¬ 
heben würden. 

Auch die Übernahmeforderung für die 
Auszubildenden beantworteten sie la¬ 
konisch: Erstens würde der öffentliche 
Dienst in Teilbereichen viel zu viel aus¬ 
bilden und zweitens wäre nicht eine 
Übernahmegarantie notwendig, son¬ 
dern mehr Flexibilität bei den Azubis, 
sich auch bundesweit um Beschäftigung 
zu bemühen. So als eine Art Wanderar¬ 


beiter des öffentlichen Dienstes. Mit 
einer gewissen „kulturpessimistischen 
Sichtweise“ (Frank Bsirske) vermuten 
sie zudem, dass die unbefristete Über¬ 
nahme junge Beschäftigte dazu verlei¬ 
ten würde, sich gemütlich einzurichten, 
statt beruflichen Ehrgeiz zu entwickeln. 
Und als absolutes Totschlagargument 
wurde natürlich auch nicht auf die ge¬ 
setzlich festgelegte Schuldenbremse 
verzichtet. Dieses Argument kam bei 
der Festlegung der Erhöhung der Diä¬ 
tenbezüge für die Abgeordneten noch 
zu kurz, zukünftig aber will man mehr 
Wert auf die Einhaltung legen. Wie viele 
Jahrzehnte die Beschäftigten zur Errei¬ 
chung dieses Zieles auf Lohnerhöhun¬ 
gen verzichten sollen, wird sicherlich im 
Verlauf der Verhandlungen noch deut¬ 
licher von den Arbeitgebern herausge¬ 
arbeitet ... 

Die Antwort der Gewerkschaften ist 
eindeutig: Am Tag nach der ersten Ver¬ 
handlungsrunde fand der erste Warn¬ 
streiktag in Gifhorn statt, wo die nieder¬ 
sächsischen Landräte zusammensaßen. 
Und die Kolleginnen und Kollegen des 
Bundes und der Kommunen werden bis 
einschließlich dem 20. März, dem ers¬ 
ten Tag der zweiten Verhandlungsrun¬ 
de, bundesweit bei hundertfach stattfin¬ 
den Warnstreiks deutlich machen, dass 
sie ihre Forderung aktiv auf die Straße 
bringen, denn: Sie sind es wert! 

Wilhelm Koppelmann 



Armenküche und Zockermönche 

Von den Schattenseiten hinter der glitzernden Düsseldorfer Königsallee 


In Düsseldorf, einer der - statistisch 
betrachtet - reichsten Städte Deutsch¬ 
lands, gilt das Untersuchungsergebnis 
der aktuellen Erhebung des NRW-Lan¬ 
desamtes für Statistik: „Alt und arm: 
Tendenz steigend“. Und umgekehrt gilt 
laut einer Untersuchung der Unterneh¬ 
mensberatung Mercer: Bei einem Ver¬ 
gleich mit 223 anderen Städten weltweit 
ist die Metropole unter den TOP 10 zu 
finden. Je nach Quellennutzung liegt 
Düsseldorf auf Platz fünf (FOCUS) 
oder Platz 6 (Mercer), gleich hinter 
München. 

Mercer befragte für die „Quality of Li- 
ving City Rankings“ nicht das Proleta¬ 
riat oder gar das so genannte Prekariat 
in Gerresheim und einem der anderen 
Stadtteile mit abgeräumter Industrie. 
Befragt wurden Manager im Auslands¬ 
einsatz. Untersucht wurden 39 Fakto¬ 
ren, die das Klasseninteresse an Pro¬ 
duktion, Distribution und Reprodukti¬ 
on widerspiegeln: Politische Stabilität, 
ökonomische Bedingungen, Verkehr, 
Gesundheitsvorsorge, Schulen, Woh¬ 
nen ... Gefragt wurde schließlich auch, 
ob Lebensmittel und Alkohol zur Ver¬ 
fügung stehen. Mercer: „Die Ergeb¬ 
nisse der Studie dienen Regierungen 
und internationalen Unternehmen als 
wichtige Informationsquelle und Ent¬ 
scheidungshilfe bei der Entsendung von 
Mitarbeitern ins Ausland.“ Den Daten¬ 
zugang kann sich nicht jeder Arbeiter 
leisten, denn die komplette Studie kos¬ 
tet 499 US-Dollar. 

Gemessen an den realen Entwicklungs¬ 
tendenzen stellt sich die Stadt Düssel¬ 


dorf ungewollt ein ironisches Zeugnis 
aus: „Die Landeshauptstadt Düsseldorf 
ist eine sozial gerechte Stadt. Sie stellt 
sich seit Jahren den mit der Armutspro¬ 
blematik einhergehenden sozialpoliti¬ 
schen Herausforderungen.“ Die Quel¬ 
le der durchschlagenden Wirkungslo¬ 
sigkeit kann auf 1998 datiert werden. 
Damals wurde das „Aktionsprogramm 

Folgende Rechercheergebnisse blie¬ 
ben bei Mecer unberücksichtigt: 
Nach Auskunft der Gewerkschaft 
Nahrung Genuss Gaststätten (NGG) 
waren in Düsseldorf 2012 insgesamt 
io 372 Menschen auf „Grundsiche¬ 
rung“ reduziert. Das waren 13 Pro¬ 
zent mehr als im Jahr 2011. Die NGG 
geht davon aus, dass die Dunkel¬ 
ziffer der Menschen, die nicht von 
ihrer Rente leben können, noch hö¬ 
her ist. Die Düsseldorfer „Agentur 
für Arbeit“ zählt für den vergan¬ 
genen Monat 28 601 Arbeitslose, 
889 mehr als im Januar. 20 969 Ar¬ 
beitslose mit SGB II, 7 632 Arbeits¬ 
lose nach SGB III, in Unterbeschäfti¬ 
gung (ohne Kurzarbeit) sind 38 370 
Menschen. 


zur Linderung der Folgen und zur Be¬ 
kämpfung der Armut in Düsseldorf“ 
beschlossen. Die „Düsseldorfer Ar¬ 
mutsstrategie“ kennt keine Klassen¬ 
ursachen. Forderungen richten sich 
folglich auch nicht an die herrschende 
Klasse und ihre Vertreter im Rathaus: 
„Die Armutsfrage ist eine übergreifen¬ 
de Gemeinschaftsaufgabe, die von allen 


gesellschaftlichen Gruppen verantwort¬ 
lich zu tragen ist. Sie kann nur gemein¬ 
sam bewältigt werden. Dies erfordert 
ein verantwortliches Handeln aller Ak- 
teurinnen und Akteure der örtlichen 
aber besonders der Landes- und Bun¬ 
desebene.“ 

Das Armutsprogramm und die Armuts¬ 
strategie griffen und greifen allerdings 
nicht, denn innerhalb der „Karenzzeit“ 
der letzten 15 Jahre ist die Arbeitslosig¬ 
keit nicht verschwunden, ebenso nicht 
die Armut und auch nicht die Woh¬ 
nungsnot. Ute van Roosmalen, Kandi¬ 
datin der DKP für das Gerresheimer 
Rathaus: „Es liegt nicht an den Vorga¬ 
ben in den ,Reform-Papieren 4 aus der 
Stadtverwaltung, aus dem ,Arbeitsamt‘, 
aus den vielen sozialen Institutionen 
und Initiativen. Es liegt an diesem ge¬ 
sellschaftlichen System, an den Eigen¬ 
tumsverhältnissen und der Profitorien¬ 
tierung.“ 

70 000 Zwangsräumun¬ 
gen in einem Jahr 

Düsseldorf ist kein Einzelfall. Armut 
des Mieters und Machtfülle des Ver¬ 
mieters führen zum Beispiel in Berlin 
zu 22 Zwangsräumungen pro Tag. In 
Deutschland sind es 70 000 Wohnun¬ 
gen, die nach Angaben des Deutschen 
Mieterbundes 2012 geräumt werden 
mussten. Rund 250 000 Menschen ha¬ 
ben keine eigene (Miet-)Wohnung. 
Bisweilen wird es peinlich, wenn zum 
Beispiel im urbanen Düsseldorfer Ka¬ 
pitalismus die Wohnungsnot mit den 
Methoden „gemildert“ werden soll, die 


dem Profitstreben innewohnen: Die 
„Ordensgemeinschaft der armen Brü¬ 
der des heiligen Franziskus“ ging „zo¬ 
cken“. 7,2 Millionen übergab sie dem 
Dresdner Finanzdienstleister Infinus, 
ebenfalls ein „Zocker“. Das Geld soll¬ 
te wohl als „Schneeball“ fleißig „arbei¬ 
ten“ - mehr und schneller als bei der 
Stadtsparkasse. Der Staatsanwalt kam. 
Sechs Manager wurden verhaftet. Das 
Geld war weg. Verzockt. Und für die 
Wohnungslosenhilfe verloren. Mit den 
armen Brüdern hatte die Obdachlo- 
sen-Zeitung „fifty-fifty“ kooperiert. Im 
guten Glauben. Die obdachlosen Zei¬ 
tungsverkäufer sind jetzt die gelackmei¬ 
erten, denn wer will bei ihnen eine Zei¬ 
tung erstehen, wenn er fürchten muss, 
dass die Einnahmen verzockt werden, 
„fifty-fifty“ hat sich inzwischen von der 
Glaubensgemeinschaft getrennt. Vom 
Kapitalismus vielleicht nur ideologisch. 
Es gibt in Düsseldorf für die 28 601 Ar¬ 
beitslosen 3 713 offene Stellen. Wer in 
Düsseldorf keine Arbeit hat und auch 
keine Wohnung, der hat auch kaum et¬ 
was zu essen. Für sie gibt es die Armen¬ 
küche gleich am Rathaus (Burgplatz 3) 
oder die „Düsseldorfer Tafel e.V.“ ver¬ 
teilt Lebensmittel, „die anderswo nicht 
mehr gebraucht werden.“ Im Stadtge¬ 
biet gibt es mehr als 40 Ausgabestellen. 
Einnahmen gibt es auch. Die Armen¬ 
küche am Burgplatz bekommt jährlich 
etwa 4.000 einzelne Spenden. 

Das System ist so eingerichtet, dass nie¬ 
mand verhungern muss. Es sorgt aber 
auch dafür, dass am Garderobenständer 
das Schild „Menschwürde“ hängt. Dazu 


passt, dass in Deutschland 100 000 
Menschen nicht krankenversichert sind. 
Ende 2013 war die Frist für einen Schul¬ 
denerlass abgelaufen. Werena Rosenke, 
Stellvertretende Sprecherin der Natio¬ 
nalen Armutskonferenz, kritisiert, „dass 
Beitragsschulden nur erlassen werden, 
wenn keine Leistungen der Kranken¬ 
kassen in Anspruch genommen wur¬ 
den. Diese Regelung gilt z.B. auch für 
wohnungslose Männer und Frauen, die 
ohne Unterkunft auf der Straße leben, 
und sich im Notfall behandeln lassen 
mussten.“ 

Der Scheinwerfer darf nicht ständig auf 
die Schattenseiten der Klassengräben 
gerichtet werden. Wo finsterer Schat¬ 
ten ist, dort gibt es auch strahlende 
Helligkeit. Spot(t) an: Das Düsseldor¬ 
fer „Steigenberger Parkhotel“ hat die 
Nobeladresse Königsallee la. An seiner 
Stirnseite hat der Industrie-Club sein 
Domizil. Dort verabredeten sich Hitler 
und andere Verbrecher aus Politik und 
Wirtschaft zum Klassenkampf. 
Arbeitslose und Wohnungslose, Besu¬ 
cher von Armenküchen und Sozialstati¬ 
onen würden hier die Welt der anderen 
Klasse entdecken, wenn sie in die No¬ 
belherberge eingelassen würden. Übri¬ 
gens: Für Freitag, 21. März, lautet das 
Motto „Revolution trifft Tradition 44 . Die 
„kulinarische Begegnung der besonde¬ 
ren Art“ bietet „grandiose Kreationen 
aus Küche und Keller und viele Über¬ 
raschungen“. 140 Euro pro Person. An¬ 
meldungen für schnell Entschlossene: 
0211/5 052 658/E-Mail: pia.kemper@rp- 
media.de Uwe Koopmann 
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Die erste eigene Wohnung, aber wie? 

Jugendliche sind vom Geldbeutel der Eltern abhängig 



H at ein junger Mensch heutzuta¬ 
ge den Wunsch, sich selbst etwas 
aufzubauen, auf eigenen Füßen 
zu stehen und aus diesem Grund das 
Ziel, zu Hause auszuziehen, so gestaltet 
sich das merklich schwierig. 

Auf der Suche 

Ob in Frankfurt oder Berlin, Köln, 
Hamburg oder München - eine Woh¬ 
nung zu finden ist hier schon fast un¬ 
möglich - zumindest, wenn man nicht 
für einen Schuhkarton 500 Euro pro 
Monat zahlen will. Aber selbst dann 
wird man vermutlich nicht der einzige 
Anwärter darauf sein. Was den Stan¬ 
dard der Wohnung angeht, kann in den 
erwähnten Großstädten, aber auch in 
kleineren Unistädten z.B. fast alles 
vermietet werden, selbst WG-Zimmer 
als Durchgangszimmer zum Bad. Von 
den hunderten Anfragen, die auf eine 
leere Wohnung oder ein freies WG- 
Zimmer kommen, werden die wenigs¬ 
ten beantwortet. Das bedeutet für die 
Suchenden also Anfragen über Anfra¬ 
gen schreiben, um hoffentlich wenigs¬ 
tens irgendwo eine Rückmeldung zu 
bekommen. Glücklich ist, wer jeman¬ 
den kennt, der gerade auszieht und so 
ein gutes Wort beim Vermieter einle- 
gen kann. Aber wer wirklich dringend 
eine Wohnung sucht, muss nehmen was 
kommt. 



Wohnungs- und mietenpolitische 
Konferenz der DKP 
Samstag, 22. März, 

10.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
Frankfurt am Main, Haus Gallus, 
Seminarraum 3 


Einkommen gefragt 

Ist man irgendwann doch so weit ge¬ 
kommen, einem Vermieter gegen¬ 
überzutreten, muss man diesen da¬ 
von überzeugen, dass man ein zah¬ 
lungsfähiger Mieter sein wird. Bei 
jungen Erwachsenen, gerade wenn 
sie als Studentinnen noch kein eige¬ 
nes Einkommen haben, wird da des 
Öfteren auch nach einer Bürgschaft 
der Eltern gefragt, die für eventuel¬ 
le. Mietschulden haften sollen. Eine 
Kaution für die Wohnung kommt na¬ 
türlich trotzdem dazu. Auch hier wird 
klar, das Zu-Hause-Ausziehen leisten 
kann sich in der Regel nur, wer etwas 
Erspartes hat und Eltern, die in der 
Lage sind, finanzielle Unterstützung 
zu leisten. Die Ausbildung oder das 
Studium in einer anderen Stadt kann 
nur abhängig vom Einkommen der 
Eltern realisiert werden. 

Vom Regen in die Traufe 

Gründe zu Hause auszuziehen, gibt es 
aber auch unabhängig von der eigenen 
Ausbildung. Entscheidet zum Beispiel 
das Jugendamt/die Jugendhilfe, dass 
eine eigene Wohnung besser für die 
Entwicklung einer/s Jugendlichen 
wäre, muss man auch auf die Suche ge¬ 
hen. Die Eltern werden auch in diesem 
Fall mit zur Kasse gebeten. Nur wenn 
sie ihr Einkommen offen legen und 
wirklich nichts zu holen ist, springt der 


Staat ein. Und selbst bei der Besichti¬ 
gung von Sozialwohnungen muss man 
sich als ALG II-Empfänger anhören, 
dass man ja nicht der sicherste Mieter 
sei. Bekommt man vom Jobcenter die 
Miete, wird alle sechs Monate über¬ 
prüft, ob man weiterhin leistungsbe¬ 
rechtigt ist. Das ist eine Unsicherheit, 
auf die sich auch manche Vermieter 
nicht einlassen wollen. Und dass die 
Miete pünktlich überwiesen wird, ist 
auch nicht immer der Fall. Das Job¬ 
center bzw. die Kommune entschei¬ 
det auch, welche Wohnungsgröße zu 
welchem Quadratmeterpreis in Frage 
kommt. Sie entscheidet mit, wie man 
lebt. 

Verdrängung 

Günstige Wohnungen sind in den 
zentralen Vierteln größerer Städ¬ 
te kaum noch zu finden. So werden 
nicht nur junge Leute, sondern alle 
Geringverdiener oder Arbeitslosen 
an den Rand gedrängt, und das im 
doppelten Sinne: An den Rand der 
Stadt und an den Rand der Gesell¬ 
schaft. In den Innenstädten werden 
die Wohnungen dagegen in Luxus¬ 
appartements umgebaut, um Häuser 
und den Stadtteil, aber vor allem das 
Konto der Eigentümer aufzuwerten. 
Gegen die Verdrängung wehren sich 
mittlerweile einige Mieterinnen, die 
erkannt haben, dass man nur gemein¬ 


sam etwas erreichen kann. Zum Bei¬ 
spiel in Berlin am „Kotti“ oder mit 
dem Bündnis „Zwangsräumung ver¬ 
hindern“. 

Wohnungsnot 

Auch die Studierenden haben Anfang 
November letzten Jahres mit der de¬ 
zentralen Aktionswoche „Studis ge¬ 
gen Wohnungsnot“ an vielen Hoch¬ 
schulstandorten Deutschlands auf 
die Problematik nicht ausreichend 
vorhandener bezahlbarer Wohnun¬ 
gen aufmerksam gemacht. In ihrem 
Aufruf hieß es „Wohnraum wird in 
unserer Gesellschaft als Ware be¬ 
trachtet, die nur jenen zur Verfügung 
steht, die sie sich leisten können. Da¬ 
bei bräuchten wir ein Recht auf be¬ 
zahlbaren Wohnraum für alle. Viele, 
die Wohnraum und Flächen besitzen, 
wollen durch hohe Mieten und Spe¬ 
kulation maximalen Profit erlangen.“ 
Hier wird offen angesprochen, welche 
Zielstellung Stadtplanung, Politik und 
Immobilienwirtschaft verfolgen: Pro¬ 
fitsteigerung! An die Bedürfnisse der 
Menschen wird dabei nicht gedacht. 
Demzufolge gibt es den bezahlbaren 
Wohnraum für alle im Kapitalismus 
nicht. Im Gegenteil, die Wohnungs¬ 
not - auch die der Studierenden - wird 
zum Geschäft, es wird darauf speku¬ 
liert und die Preise werden weiter in 
die Höhe getrieben. TB 


Die Arbeiterbewegung und die Wohnungsfrage 

Teil 2: Wohnungspolitik bis zur Gründung der DKP 


Zerstörte Städte und ein unvorstellba¬ 
res Elend waren das Ergebnis des von 
den Nazis begangenen verbrecheri¬ 
schen Krieges. Besonders in Großstäd¬ 
ten herrschte existentielle Not. Die Be¬ 
völkerung litt Hunger und die Häuser 
waren zerstört. So waren zum Beispiel 
in München 34 Prozent aller Wohnun¬ 
gen vernichtet. In Frankfurt waren es 
44 Prozent, in Hamburg 54 Prozent 
und in Aachen sogar 80 Prozent. Die 
Lage wurde dadurch verschärft, dass 
zu den Überlebenden zurückkehrende 
Kriegsgefangene und Flüchtlinge ka¬ 
men, die eine Bleibe suchten. 

In dieser Situation stellte sich die Fra¬ 
ge nach einer wie auch immer gearte¬ 
ten Unterkunft als mit das drängends¬ 
te Problem heraus. Schon in ihrem 
ersten Aufruf nach der Befreiung for¬ 
derten die Kommunisten „wirkungs¬ 
volle Maßnahmen zum Wiederaufbau 
der zerstörten Schulen, Wohn- und 
Arbeitsstätten“. Vielfach - von Ge¬ 
werkschaftern, Kommunisten und So¬ 
zialdemokraten initiiert -bildeten sich 
Betriebsausschüsse, die sich neben der 
Produktion auch um die Versorgung 
mit Unterkünften befassten. Ebenfalls 
auf kommunaler Ebene war man vie¬ 
lerorts auf die Einheit der antifaschisti¬ 
schen Kräfte, besonders von KPD und 
SPD, orientiert. 

Eine Erkenntnis hatte sich allgemein 
durchgesetzt und musste auch von den 
restaurativen Kräften anerkannt wer¬ 
den: Mit rein kapitalistischen Metho¬ 


den war den Problemen nicht beizu¬ 
kommen. So wurden große Summen 
des Marshallplans in den Wohnungs¬ 
bau investiert. Nach Gründung des 
Separatstaates BRD wurden auch im¬ 
mense Summen des Staatshaushaltes 
dahin geleitet. Das war möglich, da die 
junge BRD noch keine neue Armee 
hatte und somit die Gelder für soziale 
Aufgaben mobilisieren konnte. 
Frühere gemeinnützige Wohnungsbau¬ 
gesellschaften wurden wieder zum Le¬ 
ben erweckt und neue wurden gegrün¬ 
det. Dies geschah sowohl auf Bundes¬ 
ebene als auch in den Ländern und in 
vielen Städten und Kreisen. Da viele 
Flächen noch im öffentlichen Besitz 
waren, konnten die Baupreise noch im 
Erträglichen gehalten werden. Mieten 
wurden festgeschrieben und legten so 
der Spekulation Ketten an. 

Doch nachdem man sich wieder fest im 
Sattel fühlte, meldete das Kapital sei¬ 
ne Ansprüche auf Profite auch in der 
Wohnungsfrage immer drängender 
an. Bei der Adenauer-Regierung stieß 
man damit auf offene Ohren. Brauchte 
man doch die staatlichen Finanzmittel 
für die Wiederaufrüstung, und mit der 
KPD hatte man die entschiedenste Op¬ 
position gegen diese unsoziale Politik 
1956 verboten. 

Der Präsident des Deutschen Ge¬ 
meindetages Paul Lücke leitete mit 
dem von ihm initiierten Zweiten Woh¬ 
nungsbaugesetz die Wende ein. Darin 
wurde die bevorzugte Förderung des 


Eigenheims vor der Mietwohnung 
verankert. Als Dank für seine Dienste 
wurde Lücke 1957 Bundeswohnungs¬ 
bauminister. Das blieb er bis 1966, als 
er als Innenminister der ersten Gro¬ 
ßen Koalition die Notstandsgesetze 
durchdrückte. 

Unter Lückes Obhut wurden die so 
genannten Schwarzen Kreise in Wei¬ 
ße Kreise umgewandelt. Konkret be¬ 
deutete dies, dass die Wohnungen 
dem Profitstreben der Baukonzerne, 
vor allem aber der Banken und Ver¬ 
sicherungskonzerne zum Fraß vorge¬ 
worfen wurden. Offiziell hieß es, dass 
die Wohnraumfrage größtenteils ge¬ 
löst wäre und deshalb die Zwangs¬ 
wirtschaft in diesem Bereich beendet 
werden könnte. Diese Umwandlungen 
zogen sich bis Mitte der 70er Jahre hin, 
als mit Hamburg und München die 
letzten Schwarzen Kreise abgeschafft 
wurden. Aus politischen Gründen blieb 
die Frontstadt West-Berlin bis 1988 
ausgeklammert, hatte man doch hier 
die niedrigen Mietpreise in der DDR 
direkt vor der Haustür. 

Die Folge waren sprunghafte Anstiege 
der Mieten und damit verbunden Mie¬ 
terproteste, vielfach angeregt von den 
in die Illegalität getriebenen Kommu¬ 
nisten. Auch der Deutsche Mieterbund 
und seine örtlichen Mietervereine pro¬ 
testierten. Die SPD-Führung stellte 
sich im Gegensatz zu vielen betroffe¬ 
nen Mitgliedern nur in Worten hinter 
die Aktionen. Mit an die Regierung 


gekommen, erklärte ihr Bundeswoh¬ 
nungsbauminister Lauritzen 1970 mehr 
als deutlich: „Einen Mietstopp lehne 
ich grundsätzlich ab“. 

Was folgte war die Erschließung von 
immer besseren Möglichkeiten der 
Profitmaximierung, auch und beson¬ 
ders im Wohnungsbau und bei den 
Mieten. Um nur einige wichtige Stich¬ 
punkte zu nennen: Rückgang bis zum 
fast vollständigen Rückzug aus dem 
Sozialen Wohnungsbau, absolute Pri¬ 
orität für Eigenheim- und Eigentums¬ 
wohnungsbau, Abbau des Mieterschut¬ 
zes, Umwandlungen, Modernisierun¬ 
gen und anderes mehr. Ein Trend, der 
bis heute anhält und mit dem Auslau¬ 
fen der Mietpreisbindung von großen 
Sozialwohnungsbeständen zusätzlich 
verschärft wurde und wird. 

Wie Friedrich Engels schon 1873 in sei¬ 
nem grundlegenden Werk „Zur Woh¬ 
nungsfrage“ dargelegt hatte, zeigte 
sich der Kapitalismus systembedingt 
unfähig, das Wohnungsproblem zu lö¬ 
sen. Immer wieder kochte das Thema 
hoch. Besonders nach der großen Pro¬ 
testwelle 1968 nahmen die Aktionen 
sprunghaft zu. Eine wichtige Form der 
Auseinandersetzung spielten dabei 
Hausbesetzungen. Kurze Zeit davor 
hatten sich Kommunisten wieder eine 
legale Partei, die DKP, geschaffen. Sie 
stand gleich inmitten der Auseinander¬ 
setzungen und entwickelte in der Folge 
ihre Vorstellungen in der Wohnungs¬ 
und Städtebaupolitik. Klaus Seibert 


Also sprach die SPD-„Linke“ 
Andrea Nahles 

Dank „Blöd am Sonntag“ ist wissen 
wir es: Arbeitsministerin Andrea Nah¬ 
les will den Mindestlohn, aber nicht für 
unter 18-Jährige. Von „Blöd am Sonn¬ 
tag“ gefragt: In Großbritannien gibt 
es eigene Mindestlöhne für Jugend¬ 
liche. Braucht Deutschland das nicht 
auch, damit die Jugendarbeitslosigkeit 
nicht steigt? Antwortete die Ministe¬ 
rin: „Jede und jeder Jugendliche muss 
eine Ausbildung machen. Wir müssen 
verhindern, dass junge Menschen lie¬ 
ber einen besser bezahlten Aushilfsjob 
annehmen, statt eine Ausbildung anzu¬ 
fangen. Deshalb sollen Jugendliche bis 
zum 18. Lebensjahr - bis zum Ende der 
Schulpflicht - vom Mindestlohn ausge¬ 
nommen werden.“ 

Rentenangleichung 
nicht gewollt 

Der Präsident der Volkssolidarität, Dr. 
Frank-Michael Pietzsch nannte es ent¬ 
täuschend, dass eine Bundesratsmehr¬ 
heit eine gleiche „Mütterrente“ in Ost 
und West ablehnte. „Der von anderen 
ostdeutschen Bundesländern unter¬ 
stützte Antrag des Freistaats Thürin¬ 
gen hätte Zustimmung verdient. Das 
Nein der Mehrheit im Bundesrat kön¬ 
nen wir nur so werten, dass die alten 
Bundesländer eine notwendige rasche 
Angleichung der Rente nicht wollen. 
Mit dem Nein der Bundesratsmehr¬ 
heit bleibt es dabei, dass die Renten¬ 
zahlung für ein Kind nach dem bishe¬ 
rigen Stand im Osten 25,74 Euro und 
28,14 Euro in den alten Ländern be¬ 
trägt.“ Pietzsch wies darauf hin, dass 
die Volkssolidarität eine weitergehen¬ 
de Regelung befürwortet, bei der eine 
Angleichung des Rentenwerts Ost an 
den der alten Länder für alle pauschal 
bewerteten Zeiten (z.B. auch für die 
Pflege von Angehörigen) vorgenom¬ 
men wird. „Wenn das aber jetzt nicht 
möglich ist, so muss wenigstens bei 
den Kindererziehungszeiten ein ers¬ 
ter Schritt getan werden.“ 

EU-Abgeordnete 
sozial abgesichert 

Die Länder billigten in ihrer Plenar¬ 
sitzung am 14. März 2014 das Gesetz 
zur Änderung des Abgeordneten- und 
Europaabgeordnetengesetzes. Das Ge¬ 
setz erhöht die Diäten der Abgeord¬ 
neten. Am 1. Juli 2014 und 1. Januar 
2015 steigen die Bezüge um jeweils 
415 auf dann 9 082 Euro. Zukünftig ist 
die Bezügeerhöhung an die allgemei¬ 
ne Lohnentwicklung gekoppelt. Dieser 
Automatismus soll die Abstimmungen 
im Parlament ersetzen. Die entstehen¬ 
den Mehrkosten der Diätenerhöhung 
belaufen sich auf 1,7 Millionen in die¬ 
sem und 3,5 Millionen Euro im nächs¬ 
ten Jahr. Bei der Altersversorgung der 
Abgeordneten gibt es leichte Abstri¬ 
che. Das maximale Versorgungsniveau 
sinkt auf 65 - von bisher 67,5 - Prozent 
der Bezüge. 

Sieben Millionen Frauen 
haben Minijobs 

Deutschlands Frauen sehen sich auch 
im Jahr 2014 noch immer nicht gleich¬ 
gestellt. Das ist das Ergebnis einer ak¬ 
tuellen Studie der IG Metall. Demnach 
sind 84 Prozent der befragten Frauen 
der Auffassung, dass es noch immer 
Bereiche in der Gesellschaft gibt, in 
denen sie benachteiligt sind. Selbst 
unter den Männern sind 72 Prozent 
der Befragten dieser Auffassung. Be¬ 
sonders ausgeprägt ist die Benachtei¬ 
ligung im Berufsleben, so die Studie, 
insbesondere bei der Bezahlung und in 
Führungspositionen in der Wirtschaft. 
Christiane Benner, geschäftsführen¬ 
des Vorstandsmitglied der IG Metall 
erklärte dazu. „Es ist kein Zufall, dass 
zwei Drittel der insgesamt über sie¬ 
ben Millionen Minijobber weiblich 
sind. Diese strukturelle Benachteili¬ 
gung von Frauen ist eine der größten 
sozialpolitischen und ökonomischen 
Herausforderungen unseres Landes. 
Die Hälfte unserer Bevölkerung hat 
nur aufgrund ihres Geschlechtes ein¬ 
geschränkte Berufsoptionen, schlech¬ 
tere Entwicklungschancen, weniger 
Einkommen und weniger Rente. Ge¬ 
rade eine Gesellschaft, die über soziale 
Gerechtigkeit, Altersarmut und Fach¬ 
kräftemangel diskutiert, kann sich so 
etwas nicht erlauben.“ 
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„Die aktuelle Sozialpolitik verletzt Menschenrechte“ 

Lebenserwartung widerspiegelt sozial bedingte Erkrankungen und Risikofaktoren 



A ktuelle Analysedaten (s. Kasten) 
des Deutschen Instituts für Wirt¬ 
schaftsforschung (DIW) stellte 
das Robert-Koch-Institut zum Zusam¬ 
menhang von Armut und Gesundheit 
in einem gemeinsamen Statement mit 
den Veranstaltern des 19. Berliner Pu¬ 
blic Health-Kongresses heraus. In der 
Technischen Universität (TU) Berlin 
beteiligten sich am 13. und 14. März 
etwa 2 000 Teilnehmer an 90 Veranstal¬ 
tungen „Armut und Gesundheit“ Das 
breitere Spektrum an Themen, wofür 
Gesundheit Berlin-Brandenburg e.V., 
Bereiche der TU sowie die Deutsche 
Gesellschaft für Public Health verant¬ 
wortlich zeichneten, resultierte aus 
dem Handlungsdruck thematischer 
Fortschreibungen der beiden letzten 
Kongresse und machte jetzt eine zu¬ 
sätzliche Zeitschiene notwendig. 


★ Männer und Frauen mit niedri¬ 
gem Einkommen haben im Ver¬ 
gleich zu jenen mit hohem Ein¬ 
kommen ein vorzeitiges Sterberi¬ 
siko, erhöht um das 2,7fache bzw. 
2,4fache. 

★ In der niedrigen Einkommens¬ 
gruppe ist für Männer die mittlere 
Lebenserwartung bei Geburt um 
fast 11 Jahre reduziert, für Frau¬ 
en um 8,4 Jahre, gemessen an der 
Spezifik in der höchsten Einkom¬ 
mensgruppe. 

★ Auch die fernere Lebenserwar¬ 
tung ab 65 Jahren verringert sich 
für Männer und Frauen mit niedri¬ 
gem Einkommen um 5,3 bzw. 3,8 
Jahre. 


Gesundheit wurde hier nicht als medi¬ 
zinischer oder ökonomischer Sachver¬ 
halt diskutiert, sondern im Hinblick auf 
konkrete Lebenswelten, die die Nutzer/ 
innen bald selbstbestimmt und gesund¬ 
heitsförderlich gestalten können bzw. 
sollen. Schon jetzt sei damit zu rech¬ 
nen, dass gesundheitliche Ungleich¬ 
heit eher noch zunimmt, weil sich die 
ungleiche Verteilung von Bildung und 
Einkommen erst mit Verzögerung in 
den Krankheits- und Sterbedaten ab¬ 
bildet, so Prof. Rolf Rosenbrock, Vor¬ 
sitzender sowohl des Paritätischen Ge¬ 
samtverbandes als auch von Gesund¬ 
heit Berlin-Brandenburg. Damit rücke 
die „Frage nach gesellschaftlicher Teil¬ 
habe und Chancengerechtigkeit“ in den 
Mittelpunkt. Prävention und Gesund¬ 
heitsförderung können diese Ungleich¬ 
heiten nicht beseitigen, aber sie könn¬ 
ten einen Teil davon wirksam und nach¬ 


haltig kompensieren. In einigen Kitas, 
Schulen und Stadtteilprojekten, in Se¬ 
niorenfreizeitstätten und in betriebli¬ 
chen Gesundheitszirkeln sind bereits 
Prozesse ermuntert worden und mo¬ 
dellhaft unterstützt in Gang gekom¬ 
men. 

„Zur Weiterentwicklung von Gesund¬ 
heitsförderung und Prävention benö¬ 
tigen wir in der Bundesrepublik sehr 
zügig eine gesetzliche Grundlage“, er¬ 
klärte die Hamburger Senatorin für 
Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Cornelia Prüfer-Storcks. Deshalb sei es 
sehr wichtig, dass sich die Große Koali¬ 
tion nunmehr auf einen vierten Anlauf 
für ein Bundesgesetz zur nicht-medizi¬ 
nischen Prävention und Gesundheits¬ 
förderung verständigt habe. Es soll 
2014 verabschiedet werden. Der Fo¬ 
kus einer Bedarfsplanung müsse dort 
liegen, wo die lebensweltliche Gesund¬ 
heitsförderung der Bürger stattfinden 
muss - auf Länder- und Kommunal¬ 
ebene. Verbindliche Rahmenverein¬ 
barungen zusätzlich mit allen Sozial¬ 
versicherungsträgern und dem Bund 
dienen der politischen und fachlichen 
Unterstützung; von den deutlich er¬ 
höhten Finanzmitteln sollten mehr als 
Dreiviertel für nachhaltige Interven¬ 
tionen in Lebenswelten aufgewendet 
werden. Da insbesondere sozial be¬ 
nachteiligte Bürger in längerfristigen 
partizipativen Verfahren ihre Lebens¬ 
bedingungen auf gesundheitsabträgli¬ 
che bzw. -fördernde Faktoren durch¬ 
forsten und in erfolgversprechenden 
Ansätzen real verändern werden, sind 
dann kurzzeitig angelegte Projekte 
nicht mehr gefragt. Für Hamburg wur¬ 
de ein detailliertes Gutachten erarbei¬ 
tet. Daraus geht hervor, dass es deut¬ 
liche regionale Unterschiede bei der 
Krankheitslast von gesetzlich Kran¬ 
kenversicherten gibt, zu denen soziale 
Faktoren beitragen. 

Gesellschaftliche Prävention und Rah¬ 
menbedingungen der Gesundheitsför¬ 
derung nicht nur, aber gerade auch zur 
Förderung des Wohlbefindens und der 
Handlungsfähigkeit von Kindern und 
Jugendlichen stehen schon seit 1986 
auf der Charta der Weltgesundheits¬ 
organisation (WHO), beschlossen in 
Ottawa (Kanada). Obwohl sie hierzu¬ 
lande inzwischen im Kinder- und Ju¬ 
gendhilfegesetz festgeschrieben sind, 
sind die Prozesse des Aufwachsens 
und einer „gelingenden Sozialisation“ 
insbesondere für benachteiligte junge 
Menschen komplexer und unsicherer 
geworden. Vor dem Hintergrund der 
durch Misshandlung und Vernachläs¬ 
sigung bedingten Todesfälle kleiner 


Kinder sind Kinderschutz und Präven¬ 
tion von Kindeswohl-Gefährdungen 
durch Früherkennung und Frühe Hil¬ 
fen für junge („Risiko“-)Familien be¬ 
sondere Förderschwerpunkte. Ergeb¬ 
nisse eines über Jahre viel beachteten 
Modellversuchs „Frühe Förderung der 
Stadt Dormagen“ u.a. mit einer Prä¬ 
ventionskette, einem starken Rückgang 
der Inobhutnahme bei Kindern unter 
6 Jahren und verbesserten Bildungs¬ 
chancen im Prokitaprogramm zeigen 
erfolgreiche ressortübergreifende An¬ 
sätze, weg vom Gesundheits-, hin zum 
Kinder- und Jugendamt, bei Kooperati¬ 
on auf Augenhöhe. Als künftige Regel¬ 
angebote seien frühe Hilfen kosten¬ 
günstigere Zukunfts¬ 
investitionen, die bei 
moderatem Szenario 
1:13 der sonst übli¬ 
chen Folgekosten und 
gesellschaftlich einen 
viel größeren Nutzen 
erbringen. 

Als einen schon be¬ 
kannten Ehrengast bei „Armut und 
Gesundheit“ begrüßten die Kon¬ 
gressteilnehmer Sir Michael Mar- 
mot, Direktor des Institute of Health 
am University College London. Das 
von ihm vielfach belegte psychoso¬ 
ziale Gestaltungsvermögen von sozi¬ 
al benachteiligten Menschen frei von 
Kontrolldruck wurde auch beim Ab¬ 


schlusspodium nochmals aufgegriffen. 
Das Auditorium, noch frisch genervt 
von einer seit 2003 am Laufen gehal¬ 
tenen Politiker-Diskussion über das 
Modell einer „Bürgerversicherung“, 
die auch in dieser Legislaturperiode 
nicht kommen wird, gab stark applau¬ 
dierend dem Appell des „nörgelnden“ 
Freiburger Soziologen Prof. Uwe Bitt- 
lingmayer an die diskutierende Funk¬ 
tionärsriege Recht: „Selbstverständ¬ 
lich mache auch ich Curricula für die 
Gesundheitsreform. Aber überlegen 
Sie bitte, welche Anstrengungen Sie 
in den letzten 10 bis 15 Jahren unter¬ 
nommen haben, um die benachteilig¬ 
ten Zielgruppen zu erreichen. Und in 


dieser Zeit ist die Gesellschaft nicht 
gerechter, sondern noch ungleicher 
geworden. Das ist doch der Punkt. 
Sie müssen nicht nur über die Theo¬ 
rie nachdenken, sondern auch auf die 
Praxis schauen. Gesundheitsreform, 
Public Health könne auf keinen Fall 
den Menschen vorschreiben, was sie 
zu tun und zu lassen haben - das wäre 


eine erhebliche Menschenrechtsverlet¬ 
zung. Deshalb müssen die hier vertre¬ 
tenen Professionen alles tun, dass die 
Chancen, die Optionen, die Potentiale, 
die in Gesundheit, Bildung,,gutem Le¬ 
ben 4 liegen, auch tatsächlich zur Ver¬ 
fügung stehen. Doch wir tun alles für 
das Gegenteil, wir schränken die Mög¬ 
lichkeiten eines ,guten Lebens 4 zuneh¬ 
mend ein. Wir tasten doch die Struktu¬ 
ren der Produktion von gesellschaft¬ 
licher Ungleichheit gar nicht an. Wir 
haben Kapitalismus bis zum Anschlag 
in Deutschland. Wir haben neue Ver¬ 
suche, den Platz an der Sonne hinzu¬ 
kriegen. Wir haben Neokolonialismus. 
Das sind alles Sachen, die nicht mit So¬ 
zialismus in Verbin¬ 
dung gebracht wer¬ 
den. Mit Gesund¬ 
heit haben sie aber 
sehr viel zu tun: 
Militarismus, Waf¬ 
fenentwicklung - 
wieviel Geld dort 
verschwendet wird! 
Und die Vorstellung, dass dann an¬ 
schließend ausgerechnet der Staat 
„Gerechtigkeit“ hersteilen soll, statt 
dass wir an die Ursachen selber gehen, 
ist einfach naiv. Wir kriegen etwas Geld 
herein, aber damit noch keine gerechte 
Gesellschaft. Die aktuelle Sozialpolitik 
ist menschenrechtsverletzend!“ 

Hilmar Franz 


Welche Anstrengungen haben Sie in den letzten io 
bis 15 Jahren unternommen, um die benachteiligten 
Zielgruppen zu erreichen. Und in dieser Zeit ist die 
Gesellschaft nicht gerechter, sondern noch ungleicher 
geworden. Das ist doch der Punkt. 


Anti-AKW-Bewegung macht mobil 

Keine Energiewende ohne antimonopolistischen Kampf gegen Energiekonzerne 


Es gibt einige Erfahrungen, die man 
beachten muss, um politische Entwick¬ 
lungen durch Vorgehens weisen der Ak¬ 
teure zu analysieren. Eine davon ist die 
Gangart zur Durchsetzung von Zielen, 
die zunächst eine politische Mehrheit 
der Bevölkerung gegen sich haben. Es 
wird auf Zeit gesetzt, Einsichten wer¬ 
den suggeriert, die morgen nicht mehr 
gelten. Nach Harrisburg, nach Tscher¬ 
nobyl, nach Fukushima schien in Wirt¬ 
schaft, Politik und Regierungen die 
Einsicht gewachsen zu sein, die Kern¬ 
technik zur Energiegewinnung zu be¬ 
enden. Die japanische Regierung be¬ 
schloss, alle AKWs im Lande vom Netz 
zu nehmen, auch um den beginnenden 
berechtigten Massenprotest nach der 
Katastrophe von Fukushima zu ver¬ 
hindern. Jetzt, drei Jahre später, wird 
trotz der katastrophalen Auswirkungen 
verkündet, alle Anlagen wieder an das 
Netz anzuschließen. 

Die Bundesregierung erklärt sich zum 
„Weltmeister der Energiewende“, er¬ 
neuerbare Energien statt gefährlicher 
und umweltschädigender Anlagen wer¬ 
den in bunten Bildern versprochen. 
Tatsächlich aber geht es auch um die 
weitere Nutzung der Atomenergie, der 


umweltschädigenden Kohlekraftwerke, 
die in Betrieb genommen werden sol¬ 
len, und die Durchsetzung der Akzep¬ 
tanz von Fracking zu Gewinnung von 
Gas und Öl. 

Diese Entwicklungen zeigen offensicht¬ 
liche Widersprüche, fordern Widerstand 
heraus und werden in den nächsten Jah¬ 
ren die Auseinandersetzungen im Land 
mit prägen. Letztendlich bleiben die 
Profiterwartungen der oft transnational 
organisierten Energiewirtschaft Maß¬ 
stab der politischen Entscheidungen. 
Ein zentraler Punkt in 
der Auseinanderset¬ 
zung muss der anti-mo¬ 
nopolistische Kampf 
gegen diese Konzerne 
und Banken werden. Es 
wird keine Energiewen¬ 
de im Interesse der Be¬ 
völkerung geben, ohne 
deren Macht zunächst 
einzuschränken, um sie langfristig zu 
überwinden. 

Auch diese politischen Hintergründe 
sind Teil der kontinuierlichen Öffent¬ 
lichkeitsarbeit und des Protestes der 
Anti-AKW- und ähnlicher Bewegun¬ 
gen. Auch in diesem Jahr fanden bereits 


erste Aktionen statt. Am 22. März nun 
werden in Düsseldorf, Hannover, Kiel, 
Mainz/Wiesbaden, München und Pots¬ 
dam Demonstrationen vorbereitet zum 
Thema „Energiewende retten! 44 Träger 
sind,ausgestrahlt, campact, BUND, Na¬ 
turfreunde Deutschlands e.V. In dem 
Aufruf zur Demo in den sieben Landes¬ 
hauptstädten heißt es: „Im Koalitions¬ 
vertrag hat Schwarz-Rot einen Frontal¬ 
angriff auf die Energiewende verein¬ 
bart. Nach der Photovoltaik soll es jetzt 
der Windkraft an den Kragen gehen. 


Der Zubau der Erneuerbaren Energi¬ 
en droht mit einem Ausbaudeckel und 
massiven Förderkürzungen abgewürgt 
zu werden. Stattdessen setzt Schwarz- 
Rot weiter auf Atom- und Kohlekraft - 
etwa mit neuen Subventionen, die ver¬ 
hindern, dass alte Kohlemeiler einge¬ 


mottet oder AKW unrentabel werden. 
Damit haben sich RWE, Eon, EnBW 
und Vattenfall so massiv durchgesetzt 
wie lange nicht mehr.“ Mehr Infos unter 
www. energiewende-demo. de. 

In dem Mobilisierungsflugblatt wird 
darüber hinaus informiert, dass es am 
10. Mai eine bundesweite Energiewen¬ 
de-Demo in Berlin geben wird. Anläss¬ 
lich des 28. Jahrestages der Reaktor¬ 
katastrophe von Tschernobyl wird für 
den 26. April eine zweite Protest- und 
Kulturmeile rund um das AKW Brok¬ 
dorf vorbereitet mit 
der Forderung „AKW 
Brokdorf abschalten - 
Jetzt!“. In dem Aufruf 
heißt es: Die Bundesre¬ 
gierung will das AKW 
Brokdorf noch bis 2021 
weiter betreiben. Das 
sind noch mehr als sie¬ 
ben Jahre, in denen die 
Bevölkerung täglich dem Risiko einer 
Reaktorkatastrophe ausgesetzt wird; 
ständig radioaktiver Müll produziert 
wird; für dessen dauerhafte sichere 
Lagerung es bis heute weltweit keine 
Lösung gibt; tagtäglich Menschen und 
Umwelt mit einer erhöhten radioakti¬ 


ven Belastung leben müssen; der Trans¬ 
port von Brennstäben zur Bestückung 
des Reaktors die Sicherheit der Men¬ 
schen an der Strecke und in Brokdorf 
gefährdet. 

2013 wurden im AKW Brokdorf er¬ 
neut plutoniumhaltige MOX-Brenn- 
stäbe eingesetzt. Dies erhöht das Ri¬ 
siko einer Katastrophe. Der Betrieb 
des AKW ist nicht erforderlich, weil 
in Deutschland inzwischen viel mehr 
Strom produziert als verbraucht wird. 
Statt die Energiewende auszubremsen 
fordern wir: Atomkraftwerke abschal¬ 
ten und die Erneuerbaren Energien 
fördern.“ Mehr Infos unter www.akw- 
brokdorf-abschalten. de. 

Initiatoren der Protest- und Kultur¬ 
meile 2014 sind: Anti-Atom-Initiati¬ 
ve im Kreis Pinneberg, ,ausgestrahlt, 
Brokdorf-akut, BUND Kreisgruppe 
Steinburg, IG Metall Unterelbe, RO- 
BIN WOOD. Zu den Unterstützern 
gehören Gliederungen der Parteien 
Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke, 
DKP, SPD, Südschleswiger Wählerver¬ 
band (SSW). Die DKP will mit einem 
Info - und Kulturzelt in Brokdorf dabei 
sein, in dem die Gruppe „Gutzeit“ aus 
Hamburg auftreten wird. Wittigo Stubbe 


Schwarz-Rot setzt weiter auf Atom- und Kohlekraft - 
etwa mit neuen Subventionen, die verhindern, 
dass alte Kohlemeiler eingemottet oder AKW 
unrentabel werden. Damit haben sich RWE, Eon, 
EnBW und Vattenfall so massiv durchgesetzt 
wie lange nicht mehr. 
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Hoeneß und die Sozialschmarotzer 


Dass der FC Bayern München auf der Höhe seiner 
sportlichen und finanziellen Macht steht, während 
sein langjähriger Macher ins Gefängnis geht, hat 
wahrscheinlich mehr miteinander zu tun, als uns man¬ 
che Gazette weismachen will. Aber der Reihe nach. 
Als Uli Hoeneß mit 27 Jahren Manager des FC Bay¬ 
ern München wird, hat er schon einiges hinter sich. 
Auf der Habenseite stehen Abitur, eine fast kom¬ 
plette Titelsammlung als Vereins- und Nationalspie¬ 
ler und ein intakteres Oberstüberl als beim Durch¬ 
schnittsfußballer. Sein abgebrochenes Lehrerstudium 
dürfte ihn nicht sehr geschmerzt haben, das bittere 
Karriereende als Sportinvalide und der verschossene 
Elfmeter im Endspiel um die Fußballeuropameister¬ 
schaft schon mehr. 

Hoeneß gehörte als Spieler einer Generation an, die 
den deutschen Fußball auf eine neue Höhe geführt 
hat. Beckenbauer, Netzer, Overath - so viel Spiel¬ 
kunst war bis dahin nie. Später stiegen die Welt- und 
Europameister der frühen Siebziger ins Fußballma¬ 
nagement ein, wo viele bis heute sitzen. 

In ihrer Amtszeit wandelte sich das Fußballgeschäft 
von der herrlichsten Nebensache der Welt zu einem 
Milliardengeschäft. Tatsächlich hatte es den reinen 
Amateurfußball nie gegeben, aber die neoliberale 
Gemengelage stellt den Fußball politisch, ökono¬ 
misch und gesellschaftlich auf eine völlig neue Grund¬ 
lage. Der gesellschaftliche Aufsteiger Hoeneß und an¬ 
dere mussten lernen, den Ansprüchen des Publikums 
einerseits und der Sportkonzerne, der Po¬ 
litik und der Sponsoren andererseits ge¬ 
recht zu werden. 

In diesem Umfeld flogen die gebrate¬ 
nen Tauben den Vereinsmanagern in den 
Mund. Wenn sie ihn denn aufzuhalten ver¬ 
standen und sich von allzu viel Skrupeln 
fernzuhalten verstanden. Gerade die jün¬ 
gere Fußballgeschichte ist eine solche von 
Skandalen. Angesichts der Konkurrenz 
der Vereine und der nie sicheren sport¬ 
lichen Perspektive blühten Schwarzgeld¬ 
geschichten, Bestechungen, Extraverträge 
und Durchstechereien jeder Art. Wir er¬ 
innern uns an das illegale Handgeld von 
damals enormen 10 Mio. D-Mark, die Uli 
Hoeneß für den FC Bayern an Sebastian 
Deisler zahlte. 

Das war das Umfeld, in dem der Uli 
Hoeneß den FC Bayern nach vorne 
brachte. Er bediente - sicher aus Über¬ 
zeugung - die politischen Wünsche der 
Stoiber und Merkel, er requirierte neue 
Sponsoren - die Creme des deutschen (Fi¬ 
nanzkapitals: Allianz, Audi, Telekom - 
und band den Sportartikelhersteller adi- 
das fest an den Verein - oder umgekehrt. 

Dass Hoeneß dabei nicht zu kurz kam, 
weist die Uli Hoeneß GmbH aus, die für 


die Sportartikelvertretung von adidas in großem Stil 
zuständig ist. Hier dürfte er die meisten der zig Mil¬ 
lionen verdient haben, die seine legalen Steuererklä¬ 
rungen ausweisen. Seine Wurstfabrik tat ihr Übriges. 
Im Verein(sfußball) gab Hoeneß wechselweise den 
harten Hund, das Rauhbein mit Herz und den Beicht¬ 
vater. Er spendete nach dem Wahlspruch „Tu Gutes 
und rede darüber“. Entsprechend der gewachsenen 
Rolle des Fußballs hatte Hoeneß sich politischen An¬ 
sprüchen zu stellen. Er tat es mal neoliberal, mal treu¬ 
doof. Steuern sind zu zahlen, Lafontaine ist reich, ich 
bin arm, die Fußballkonkurrenz ist unsolide, der FC 
Bayern hat ein Festgeldkonto. 

Das meiste war gelogen, das letzte war nur die halbe 
Wahrheit. Uli Hoeneß konnte Konto auch anders - bei 
der noblen Bank Vontobel in der Schweiz, von Anfang 
an jenseits des deutschen Fiskus. Eine Straftat von Uli 
Hoeneß, nur von Uli Hoeneß? Da will Hoeneß ange¬ 
fangen haben mit 20 Mio. Euro zu spekulieren - ge¬ 
schenkt, geliehen vom damaligen adidas-Chef rund 
um die Vertragsverlängerung Anfang des Jahrhunderts. 
Am Ende ging es um dreistellige Millionenbeträge. 
Beim Blitzprozess lagen alle Zahlen auf dem Tisch. 
Aber zu keinem Zeitpunkt musste Hoeneß seine Ver¬ 
mögensverhältnisse auf den Tisch legen - wie jeder 
Hartz-IV-Empfänger es tun muss. Kein Richter, kein 
Staatsanwalt nahm sich die Kontobewegungen vor 
und stellte Fragen. Deswegen an dieser Stelle und - 
zugegeben - etwas ins Blaue hinein: Waren die 20 


Mio. wirklich das gesamte Ausgangskapital? Ist das 
Geld tatsächlich komplett vertändelt worden? Oder 
gab es Nutznießer - z.B. Hoeneß selbst und/oder den 
FCB? Aus welchen Töpfen werden jetzt die 60 Mio. 
Euro Steuerschulden gezahlt? Wurde der FC Bayern 
tatsächlich über ein Jahrzehnt von einem armen Spiel¬ 
süchtigen geführt? Warum stellte das Gericht diese 
Fragen nicht? Vielleicht weil es neben dem gefährli¬ 
chen Terrain der Verstrickung von Kapital und Sport 
noch eine zweite Verstrickung gab? 

Es ist Dienstag, der 15. Januar 2013. In zwei Tagen 
wird Florian Hoeneß die Selbstanzeige seines Vaters 
Uli beim Finanzamt abgeben. Heute ist der in Ber¬ 
lin und trifft sich zum Frühstück mit seinem Freund 
Hans-Ulrich Jörges, stellvertretender Chefredakteur 
des stern. Niemand weiß, was da besprochen wurde. 
Aber einen Tag später bringt stern online die Story 
„Spitzenvertreter der Bundesliga bunkerte halbe Mil¬ 
liarde“. Euro versteht sich. 

Wer frühstückt, soll auch mittagessen. Warum nicht 
mit Frau Merkel. Auch hier weiß niemand, was be¬ 
sprochen wurde. Rupert Heindl, Hoeneß 4 Steuerbe¬ 
rater, sagte nur wenige Wochen danach gegenüber der 
Staatsanwaltschaft, dass Hoeneß ihn an dem Abend 
dringend sprechen wollte und dass er auf Grund des 
Termins bei der Kanzlerin „mehr als nachdenklich“ 
gewesen sei. Zwei Tage später lag die Selbstanzeige 
auf dem Tisch. Frau Merkel äußerte sich enttäuscht 
zu Hoeneß. Angesichts dieser Räuberpistole wäre zu 
hoffen, dass Ernst gemacht wird mit den 
Ankündigungen z.b. des stern , dass man 
der Causa Hoeneß weiter nachgehen will. 
Auch um zu klären, ob der Aufstieg des 
FC Bayern und der (vorübergehende) Fall 
seines Präsidenten zwei Seiten einer Me¬ 
daille sind. 

Am Ende nur noch eines: Während des 
Prozesses stellte der ein oder andere Be¬ 
richterstatter Betrachtungen darüber an, 
dass mancher Gewaltverbrecher glimpf¬ 
licher behandelt werde als der honorige 
Hoeneß. Das ist irreführend. Tatsächlich 
sind Eigentumsdelikte in unserem Land 
deutlich strafbewehrter als Gewaltdelikte. 
Wer im Kirmesrausch einen Totschlag be¬ 
geht, hat bessere Aussichten auf eine Be¬ 
währungsstrafe als jemand, der Hartz-IV- 
Lebensmittelkarten für den Eigenbedarf 
fälscht. Das Verhältnis stellt sich erst dann 
anders dar, wenn man den Fall Hoeneß 
betrachtet. Der honorige Herr Hoeneß 
hat gegenüber der Staatskasse etliche 
tausendmal mehr Schaden angerichtet als 
diejenigen, die sich als Sozialschmarotzer 
beschimpfen lassen müssen. Tausendmal 
härter bestraft wurde er nicht. Wer ist da 
der Sozialschmarotzer? 

Adi Reiher 



Schwere Vorwürfe gegen Beamte und Richter 

Polizeidarstellung über Einkesselung der Blockupy-Demonstration offenbar unwahr 


Das Tauziehen um die gerichtliche Zu¬ 
ständigkeit für die sogenannten Block- 
upy-Verfahren geht weiter. Es geht um 
die Demonstration am 1. Juni des letz¬ 
ten Jahres in Frankfurt am Main, Mot¬ 
to „Blockupy Frankfurt - Widerstand 
im Herzen des Europäischen Krisen¬ 
regimes“. Schon kurz nach ihrem Be¬ 
ginn wurde die Demonstration, die zu¬ 
vor von den Behörden genehmigt wor¬ 
den war und an der insgesamt mehrere 
Tausend Menschen teilgenommen hat¬ 
ten, ohne ersichtlichen Grund gestoppt. 
Fast 1 000 Demonstranten wurden 
über 7 Stunden hinweg eingestellt, wo¬ 
mit die damaligen Proteste faktisch von 
der Polizei unterbunden wurden. 

Der Leipziger Rechtsanwalt Daniel 
Werner, der mehrere Mandanten aus 
dem Blockupy-Kessel vertritt, hatte in¬ 
folge der Proteste Strafanzeige gegen 
die Verantwortlichen des Polizeiein¬ 
satzes gestellt und den Einsatzleitern 
„Freiheitsentziehung“ vorgeworfen. 
Die Anzeige richtet sich dabei sowohl 
gegen die vor Ort eingesetzten Polizei¬ 
beamten, als auch gegen diejenigen, die 
den Polizeieinsatz angeordnet hatten 
(UZ berichtete). 

Bereits Ende des vergangenen Jahres 
hatte die Polizei Frankfurt eine erste 
Niederlage einstecken müssen. So hat¬ 
te das Verwaltungsgericht der Stadt 
im Dezember seine Zuständigkeit in 
der Bearbeitung der vorgelegten Fäl¬ 
le bestätigt. Da das Land Hessen und 
die Polizei Frankfurt weiterhin ein In¬ 
teresse daran haben, die Verfahren auf 
kleiner Flamme zu kochen, legte die 


Polizei Frankfurt Beschwerde beim 
hessischen Verwaltungsgerichtshof ge¬ 
gen diesen Beschluss ein. Ziel der Be¬ 
schwerde war, die Verfahren an das 
Amtsgericht abzuschieben. Wie aus ei¬ 
ner nun bekannten Stellungnahme des 
VGH Hessen vom 26. Februar 2014 zu 
entnehmen ist, wurde dieser Beschwer¬ 
de Folge geleistet. 

Werner war in die¬ 
sem Zusammenhang 
in einem Verfahren 
vom VGH - trotz der 
Ablehnung - eine 
weitere Möglichkeit 
der Stellungnahme 
eingeräumt. Da der engagierte Rechts¬ 
anwalt in den laufendenVerfahren bis¬ 
her unbekannte Unterlagen vorlegen 
konnte, welche die Frage nach der ge¬ 
richtlichen Zuständigkeit betrafen, lag 
die Vermutung nahe, der VGH Hessen 
wolle diesen Unterlagen Rechnung 
tragen. Diese unterstreichen deutlich 
die Notwendigkeit, die Verfahren vor 
dem Verwaltungsgericht zu verhan¬ 
deln, konnten jedoch bisher nicht be¬ 
rücksichtigt werden, da die Polizei eine 
vollständige Akteneinsicht bislang ver¬ 
hinderte. Aufgetaucht waren die Unter¬ 
lagen erst aufgrund verschiedener bun¬ 
desweiter Anfragen nach dem Informa¬ 
tionsfreiheitsgesetz. Dabei handelt es 
sich um einen Einsatzbericht von Po¬ 
lizeibeamten aus Sachsen-Anhalt, die 
eingekesselte Demonstranten abge¬ 
führt hatten. Aus diesem geht hervor, 
dass die damals eingesetzten Beamten 
234mal nach dem Polizeigesetz und nur 


einmal nach der Strafprozessordnung 
tätig geworden seien. Im Polizeikessel 
waren damals 934 Personen. Das heißt 
mehr als ein Viertel der Personen ist 
nach dem Polizeigesetz behandelt wor¬ 
den. Die Polizei hatte hingegen be¬ 
hauptet, dass die Polizei aus Gründen 
der Strafverfolgung gegen alle 943 Ein¬ 


geschlossene eingeschritten sei. 
„Damit will die Polizei verhindern, dass 
die Angelegenheit als unzulässiger Ein¬ 
griff in das Grundrecht auf Versamm¬ 
lungsfreiheit vor den Verwaltungsge¬ 
richten verhandelt wird“, so Rechts¬ 
anwalt Daniel Werner. Auch der VGH 
Hessen zeige mit seinem Vorgehen, 
dass ihm wenig an der ernsthaften Auf¬ 
arbeitung des bundesweit beachteten 
Blockupy-Kessels gelegen sei. „Jetzt 
wo erstmals ein Polizeibericht vom Tag 
der Demonstration selbst vorliegt und 
dieser der bisherigen Polizeilinie wider¬ 
spricht, versucht der VGH diesen au¬ 
thentischen Bericht als Einzelmeinung 
von nachgeordneten Polizeibeamten 
darzustellen“, konstatiert Werner. Eine 
gründliche Prüfung der Rechtswidrig¬ 
keit von polizeilichen Eingriffen in das 
Grundrecht auf Versammlungsfreiheit 
könne nur vor den Verwaltungsgerich¬ 
ten erfolgen. „Es drängt sich der Ein¬ 


druck auf, als wollte der VGH Hessen 
genau dies für Blockupy 2013 verhin¬ 
dern“, so der Rechtsanwalt weiter. 
Unterdessen macht sich auch das Ko¬ 
mitee für Grundrechte und Demokra¬ 
tie weiter für die Aufklärung des da¬ 
maligen Polizeieinsatzes stark. So hat 
das Komitee kürzlich ein beachtens¬ 
wertes Büchlein mit 
dem Titel „Blockupy 
2013 - Der Frank¬ 
furter Polizeikes¬ 
sel am 1. Juni 2013“ 
veröffentlicht. Darin 
beleuchtet die Men¬ 
schenrechtsorganisa¬ 
tion verschiedene Aspekte der Proteste 
und des brutalen Polizeieinsatzes. Dem 
immer mehr ausufernden Einsatz von 
Pfefferspray durch die Polizei, widmet 
das Grundrechtekomitee gar ein gan¬ 
zes Kapitel. Dies ist durchaus sinnvoll, 
verstarben doch in den letzten Jahren 
mehrere Personen infolge des Reiz¬ 
stoffeinsatzes durch Polizeibeamte. 
Darüber hinaus werden die zentralen 
Merkmale des staatlichen Umgangs 
mit dem Protest in den Kontext des 
Grundrechts auf Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit gestellt und an der 
Brokdorf-Entscheidung des Bundes¬ 
verfassungsgerichts gemessen. Die po¬ 
litischen, polizeilichen und „wissen¬ 
schaftlichen“ Begründungen des po¬ 
lizeilichen Vorgehens werden in dem 
Buch, das für 7 Euro beim Grundrech¬ 
tekomitee bestellt werden kann, bewer¬ 
tet. http://www.grundrechtekomitee.de 
Markus Bernhardt 


Der Verwaltungsgerichtshof Hessen zeigt mit seinem 
Vorgehen, dass ihm wenig an der ernsthaften 
Aufarbeitung des bundesweit beachteten Blockupy- 
Kessels gelegen ist. 


Kommunalwahlen in Bayern 

Für eine Gesamteinschätzung der Wah¬ 
len ist es bei Redaktionsschluss (Diens¬ 
tag Mittag) noch zu früh. Aus Nordbay¬ 
ern, vom dortigen Bezirksvorstand der 
DKP, erreichten uns ein paar Zahlen 
und Bemerkungen. 

Danach hat die Linke Liste in Nürn¬ 
berg nach einem fulminanten Wahl¬ 
kampf ein super (vorläufiges) Ergeb¬ 
nis mit drei Sitzen erreicht, Spitzen¬ 
kandidatin war Marion Padua (DKP). 
Als OB-Kanidatin landete sie sehr re¬ 
spektabel auf dem dritten Platz mit 1,9 
Prozent vor weiteren fünf Bewerbun¬ 
gen um das höchste Amt in der fränki¬ 
schen Metropole. 

Weitere vorläufige Endergebnisse: 
Zwei Sitze in Erlangen sowie erstmals 
ein Sitz für die Bamberger Linke, mit 
3,26 Prozent. In Hof hat die PdL-Liste 
mit 1,9 Prozent gegenüber 2008 Stim¬ 
men verloren, aber das Mandat eindeu¬ 
tig erhalten. Kreis Hassberge, wo auch 
ein DKP-Mitglied auf der Liste war: 
ebenfalls Verlust von einem Sitz für die 
Linke, 2,2 Prozent. Die obskuren Sepa¬ 
ratisten namens „Die Franken“ haben 
bei uns auf Anhieb zwei Sitze bekom¬ 
men! Stadt Schweinfurt, auch hier ein 
Genosse auf der Liste der Partei „Die 
Linke“: rund 1,5 Prozent verloren, aber 
mit über 7 Prozent sehr gutes Ergebnis 
und drei Sitze. 

Ausführliche Berichte und Einschät¬ 
zungen aus ganz Bayern in der nächs¬ 
ten Ausgabe der UZ. 

CDU holt Braunzonen- 
Veteranen in den Landtag 

Die sächsische CDU-Fraktion hat ei¬ 
nen früheren NPD-Funktionär als 
Sachverständigen eingeladen: Hen¬ 
ning Jäde soll am 27. März im Innenaus¬ 
schuss des Landtages zu einem Gesetz¬ 
entwurf der Grünen („Aufhebung der 
Stellplatzpflicht“) angehört werden. 
Der 1948 geborene Jäde war leitender 
Ministerialrat im Bayrischen Innenmi¬ 
nisterium und für dessen Oberste Bau¬ 
behörde zuständig. 

Weniger bekannt ist Jädes Betätigung 
in der politischen Braunzone der Bun¬ 
desrepublik in den 1960er und 1970er 
Jahren: Mehrere Jahre gehörte er dem 
Bundesvorstand der NPD an, schrieb 
für einschlägige Publikationen der 
extremen Rechten und stand als Re¬ 
ferent für „weltanschauliche“ Schu¬ 
lungen zur Verfügung, etwa für den 
revanchistischen Ostpolitischen Deut¬ 
schen Studentenverband (ODS), der 
damals deutlich durch die NPD domi¬ 
niert wurde. 

Halabja endlich als 
Völkermord anerkennen 

Die Rolle deutscher 
Unternehmen 

„Um den Opfern Gerechtigkeit wi¬ 
derfahren zu lassen, sollte der Deut¬ 
sche Bundestag den Giftgasangriff auf 
Halabja sowie die Anfal-Operationen 
der irakischen Armee endlich als Völ¬ 
kermord anerkennen“, erklärt die in¬ 
nenpolitische Sprecherin der Frakti¬ 
on „Die Linke“, Ulla Jelpke, anlässlich 
des Jahrestages des Giftgasangriffs 
vom 16. März 1988, der fünftausend 
Menschen das Leben kostete und 
zehntausend weitere so schwer ver¬ 
letzte, dass viele von ihnen später an 
den Folgen des Gases starben. Jelpke 
weiter: 

„Im vergangenen Jahr haben endlich 
alle Fraktionen im Bundestag gemein¬ 
sam ihr Mitgefühl gegenüber den Op¬ 
fern und ihren Angehörigen ausge¬ 
drückt und sich über die Rolle deut¬ 
scher Unternehmen beschämt gezeigt. 
Denn ermöglicht wurde das irakische 
Giftgasprogramm vor allem durch 
deutsche Unternehmen und mit Wis¬ 
sen der damaligen Bundesregierung. 
Dies öffentlich im Bundestag anzuer¬ 
kennen, war ein wichtiger Schritt. Doch 
dabei sollten wir nicht stehen bleiben. 
Die Bombardierung der Stadt Halabja, 
die Zerstörung von rund 4 000 Dörfern 
und die Verschleppung und Ermordung 
von bis zu 180 000 Menschen während 
der Anfal-Operationen sollte endlich 
als das bezeichnet werden, was es ist: 
ein Genozid gemäß der UN-Konventi- 
on über die Verhütung und Bestrafung 
von Völkermord.“ 
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Polizeiopfer geehrt 

Der Tod eines von der türkischen Poli¬ 
zei verletzten Jugendlichen hat in Istan¬ 
bul die größten Proteste seit dem letzten 
Sommer ausgelöst. Zehntausende Regie¬ 
rungsgegner schlossen sich am Mittwoch 
einem Trauerzug zur Beerdigung des 
Jungen an.Der 15-jährige Berkin Elvan 
war im Juni vergangenen Jahres auf dem 
Höhepunkt der Protestwelle gegen die 
islamisch-konservative Regierung durch 
eine Tränengasgranate schwer verletzt 
worden. Die Polizei war stark präsent, 
hielt sich aber zurück. 

Parlamentswahl in Serbien 

Nach der vorgezogenen Parlaments¬ 
wahl in Serbien, die eine völlige Neuge¬ 
staltung der Parteienlandschaft erbracht 
hat, soll die neue Regierung bereits am 
1. Mai stehen. Noch im Laufe dieser Wo¬ 
che werde die „Fortschrittspartei“ (SNS) 
als absoluter Wahlsieger ihre Marschrou¬ 
te für das neue Kabinett beschließen, ließ 
ihr Vorsitzender Aleksandar Vucic am 
Montag in Belgrad mitteilen. Die Vucic- 
SNS wird im neuen Parlament mit 156 
von 250 Sitzen die absolute Mehrheit be¬ 
sitzen. Der bisherige Juniorpartner, die 
Sozialisten von Regierungschef Ivica 
Dacic, kamen mit 44 Abgeordneten auf 
Platz zwei. Sie verdrängten die Demo¬ 
kraten (DS) als langjährige Regierungs¬ 
und heutige Oppositionspartei, die von 
bisher 67 auf 20 Sitze abstürzte. Drei seit 
langem im Parlament vertretene Partei¬ 
en, die Nationalisten (DSS) des frühe¬ 
ren Staats- und Regierungschefs Vojislav 
Kostunica, die Liberalen (LDP) und die 
Regionalpartei URS, scheiterten an der 
Fünf-Prozent-Hürde. 

China fordert Aufklärung 

China fordert von Japan Aufklärung 
über die Lagerung „großer Mengen nu¬ 
klearen Materials“ zum möglichen Bau 
von Atomwaffen. Auf dem Atomgipfel 
am 24. und 25. März in Den Haag müsse 
Japan erklären, was es mit dem nuklea¬ 
ren Material bezwecke, forderte Chinas 
Vizeaußenminister Li Baodong. 

Britische Schere zwischen 
Arm und Reich 

In Großbritannien haben die fünf reichs¬ 
ten Familien mehr Vermögen als die 
ärmsten 20 Prozent der Bevölkerung 
zusammen. Das errechnete die Hilfs¬ 
organisation Oxfam in einem Bericht. 
Die ärmsten 20 Prozent - 12,6 Millio¬ 
nen Menschen - hätten gemeinsam ein 
Vermögen von 28,1 Milliarden Pfund, 
berichtete Oxfam. Die fünf reichsten 
Familien, angeführt vom Herzog von 
Westminster kämen auf 28,2 Milliarden 
Pfund. Die Organisation forderte die Re¬ 
gierung auf, Mindesteinkommen für Be¬ 
dürftige einzuführen. 

Einreiseverbot 

Rumänien hat Vertretern von vier rechts¬ 
extremen Organisationen aus dem Nach¬ 
barland Ungarn die Einreise verboten, 
darunter Mitglieder der neofaschisti¬ 
schen Parlamentspartei Jobbik. Jobbik 
macht seit Wochen in Rumänien Wahl¬ 
kampf, da auch Auslandsungarn in Un¬ 
garn wählen dürfen. 

PKK warnt Erdogan 

Ein Jahr nach der Erklärung einer Waf¬ 
fenruhe hat der frühere Militärchef der 
Kurdischen Arbeiterpartei PKK, Murat 
Karayilan, die Türkei vor einer neuen 
Eskalation gewarnt. Wenn die türkische 
Regierung auch nach den am 30. März 
geplanten Kommunalwahlen keine Zu¬ 
geständnisse mache, bedeute dies das 
Ende des Friedensprozesses. 

Zweite Wahlrunde 
in der Slowakei 

Der unerwartet knappe Ausgang der ers¬ 
ten Runde der slowakischen Präsident¬ 
schaftswahl lässt ein interessantes Duell 
bei der Stichwahl erwarten. Wer tatsäch¬ 
lich für die nächsten fünf Jahre Staats¬ 
oberhaupt der Slowakei wird, ist völlig 
offen. Der hoch favorisierte Regierungs¬ 
chef Robert Fico konnte am Samstag nur 
28 Prozent der Wählerstimmen für sich 
gewinnen. Sein Herausforderer Andrej 
Kiska hatte nur vier Prozentpunkte we¬ 
niger. 

Die meisten ausgeschiedenen Kandida¬ 
ten, die zusammen fast die Hälfte der 
Stimmen erhielten, sagten bereits Kiska 
ihre Unterstützung zu. 


Venezuelas „Opposition“ schießt scharf 

Maduro für Normalisierung der Beziehungen mit USA 
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Vordem Einsatz:Venezolanische Polizisten gegen bewaffnete Demonstranten, 


Bei Attacken gegen Venezuelas Regierung ist in der Nacht zum Montag 
wieder ein Polizist getötet worden. Der Hauptmann der Guardia Naci- 
onal sei von einem Schuss am Kopf getroffen worden, teilte der Gou¬ 
verneur des Bundesstaates Aragua,Tareck El Aissami, mit. Der Polizist 
habe mit einer Einheit versucht, die Blockade einer Straße in Maracay 
rund 200 Kilometer westlich von Caracas zu verhindern. Dabei seien 
die Polizisten beschossen worden. Seit Anfang Februar starben bei den 
von der Opposition provozierten Unruhen mindestens 29 Menschen, 
darunter vier Polizisten. 

Venezuelas Präsident Nicolas Maduro hat eine Sonderkommission gebil¬ 
det, die sich um Frieden und gegenseitigen Respekt mit den USA bemü¬ 
hen wird. Die Kommission wird vom Parlamentspräsidenten Diosdado 
Cabello geleitet. Maduro äußerte die Hoffnung, daß von der USA-Seite 
ebenfalls ein ranghöher Vertreter der Kommission angehören wird. 
Zuvor hatte Venezuelas Außenminister Elias Jaua dem USA-Außenmi¬ 
nister John Kerry vorgehalten, für die Gewaltaktionen mit verantwort¬ 
lich zu sein, die derzeit in Venezuela zu verzeichnen sind. Kerry hatte 
dem venezolanischen Präsidenten eine „Terrorkampagne“ gegen das 
eigene Volk vorgeworfen. 


Die Krim hat sich gegen Kiew entschieden 

Eine Folge des Staatsstreichs in der Ukraine 


B ei der Volksabstimmung über den 
künftigen Status der Krim ha¬ 
ben sich am Sonntag nach Aus¬ 
zählung aller abgegebenen Stimmzet¬ 
tel 1 233 002 Wahlberechtigte = 96, 77 
Prozent für die Wiedervereinigung mit 
Russland entschieden. Für eine erwei¬ 
terte Autonomie im Bestand der Ukra¬ 
ine stimmten 31 997 Wählerinnen und 
Wähler = 2,51 Prozent. Ungültig waren 
9097 Stimmzettel - 0,72 Prozent. An der 
Wahl beteiligten sich 1 274 096 Wähle¬ 
rinnen und Wähler, was einer Wahlbe¬ 
teiligung von 83,1 Prozent entspricht. 
Diese Zahlen gab der Leiter der Wahl¬ 
kommission, Michail Malyschew, am 
Montagmorgen bekannt. Die Abstim¬ 
mungsergebnisse in der Stadt Sewasto¬ 
pol sind darin nicht berücksichtigt. Dort 
entfielen 95,6 Prozent der abgegebenen 
Stimmen auf den Beitritt der Krim zur 
Russischen Föderation. 

In einer Sonderplenarsitzung des 
Obersten Rates der Autonomen Repu¬ 
blik Krim wurde am 17. März ein Be¬ 
schluss über die Unabhängigkeit der 
Krim gefasst. Das Parlament wand¬ 
te sich zugleich mit dem Vorschlag an 
Russland, die Krim als neues Subjekt 
mit dem Status einer Republik in die 
Russische Föderation aufzunehmen. 
Nun ist Russland an der Reihe, dem Wil¬ 
len der großen Mehrheit der Bewohner 
der Schwarzmeerhalbinsel zu entspre¬ 
chen und die notwendigen Bedingungen 
für die baldige Aufnahme der Krim in 
die Russische Föderation zu schaffen. Es 
kann keinen Zweifel daran geben, dass 
dies geschehen wird. (Am 18. März hat 
Präsident Putin den Vertag über die Wie¬ 
dervereinigung der Krim mit Russland 
unterzeichnet. - Red.) Die Gründe Russ¬ 
lands liegen auf der Hand: 

Erstens: Wie die Ergebnisse des Refe¬ 
rendums zeigen, ist die überwältigende 
Mehrheit der Menschen auf der Krim 
nicht bereit, unter einer „Regierung“ zu 
leben, die durch einen vom Westen un¬ 
terstützten und maßgeblich von bewaff¬ 
neten ultranationalistischen und faschis¬ 
tischen Gruppen ausgeführten Putsch 
die Macht in der Ukraine an sich geris¬ 
sen hat. Führer der profaschistischen 
Partei „Swoboda“ stellen in dieser sich 
„Regierung“ nennenden Institution ei¬ 
nen stellvertretenden Ministerpräsi¬ 
denten und drei Minister, darunter den 
Verteidigungsminister. Auch der neue 
Generalstaatsanwalt gehört dieser anti¬ 
semitischen und pathologisch „die Rus¬ 
sen“ hassenden Organisation an. 
Angehörige bewaffneter ultrarechter 
Gruppen kontrollieren die Straßen in 
Kiew und der Westukraine, jagen ihre 
Gegner, verwüsten die Büros der KPU 
sowie anderer antifaschistischer Orga¬ 
nisationen und schleifen Denkmäler für 
die Befreier der Ukraine von der Na¬ 
ziokkupation. Russland sieht sich ver¬ 
pflichtet, die Krim mit seiner mehrheit¬ 
lich russischen Bevölkerung, die Jahr¬ 
hunderte zu Russland gehörte und erst 
vor 60 Jahren von Chruschtschow der 
Ukraine „geschenkt“ wurde, zu schüt¬ 
zen. 

Zweitens ist die Krim mit dem Heimat¬ 
hafen der russischen Schwarzmeerflotte 


in Sewastopol von herausragender stra¬ 
tegischer Bedeutung für die nationale 
Sicherheit Russlands. Nach Meinung 
des Marineexperten Klaus Mommsen, 
die er kürzlich in einem Interview der 
Deutschen Welle äußerte, ist dieser 
Stützpunkt für Russland „alternativlos“. 
Er sei „der einzige Hafen, der wirklich 
die gesamte russische Schwarzmeer¬ 
flotte aufnehmen kann, ihr Schutz und 
entsprechende Logistik bietet. Es gibt 
für die Russen noch keinen Ersatz.“ 
Für Russland ist - so Mommsen - die 
Basis in Sewastopol „das Sprungbrett 
in Richtung Süden, also bis zum Mit¬ 
telmeer und Nahen Osten“. Ohne den 
maritimen Zugang Russlands in diese 
Region wären im vergangenen Herbst 
die Möglichkeiten Moskaus, Washing¬ 
ton das Streichholz am Pulverfass eines 
Krieges gegen Syrien aus der Hand zu 
nehmen, sicher geringer gewesen. 

Vor allem aber bestünde die Gefahr, 
dass die Putschisten-Regierung in 
Kiew den ukrainisch-russischen Ver¬ 
trag über die Stationierung der russi¬ 
schen Schwarzmeerflotte in Sewastopol 
bricht. Gibt es doch bereits Äußerungen, 
aus ihren Kreisen, der Vertrag gelte nur 
bis 2017, das 2012 von Präsident Januk- 
owitsch und dem damaligen russischen 
Ministerpräsidenten Medwedjew ge¬ 
schlossene Abkommen über die Verlän¬ 
gerung bis 2045 werde man nicht aner¬ 
kennen. Zudem drängen die Putschisten 
auf einen schnellen NATO-Beitritt der 
Ukraine. In der Perspektive könnte da¬ 
mit die Gefahr drohen, dass die russi¬ 
sche Schwarzmeerflotte aus Sewastopol 
verdrängt wird und dort die Marine der 


In den USA haben Kriegsgegner zu 
Mobilisierungen aufgerufen, um ge¬ 
gen die militärischen Drohungen ihrer 
Regierung gegenüber Russland und ge¬ 
gen die Kampagne der Desinformation 
der Konzernmedien über die Ereignis¬ 
se in der Ukraine Front zu machen. In 
mehr als einem Dutzend Städten ha¬ 
ben Kriegsgegner auf einen Appell des 
International Action Center reagiert 
und Manifestationen organisiert. In 
New York, Atlanta, Baltimore, Buf¬ 
falo, Durham, Houston, Los Angeles, 
Minneapolis, Oakland, Philadelphia, 
Tucson, San Diego und Boston fan¬ 
den am Wochenende Protestaktionen 
vor den Gebäuden großer Medien der 
USA statt. Das Motto heißt: „78 Tage 
Bombardement Jugoslawiens mah¬ 
nen - Keinen Neuen Krieg! USA raus 
aus der Ukraine und dem Balkan!“ 
Die Proteste richten sich auch gegen die 
Unterstützung und Finanzierung rechts¬ 
extremistischer Angriffe und der wirt¬ 
schaftlichen Destabilisierung gegen die 
rechtmäßigen Regierungen Venezuelas 
und Syriens. Auch das seien Verletzun¬ 
gen des Völkerrechts und Verbrechen 
gegen den Frieden, betont das IAC. 

Mit Blick auf den 15. Jahrestag des 
Beginns der Bombardierungen Jugo- 


USA und ihrer NATO-Verbündeten in 
direkter Nähe zur russischen Schwarz¬ 
meerküste Einzug hält. Das kann Russ¬ 
land nicht zulassen. 

Bei alledem kann allerdings auch nicht 
außer Acht gelassen werden, dass die 
Rückkehr der Krim nach Russland mit 
großen Kosten verbunden sein wird. So 
könnten die Finanzhilfen für die Krim 
nach Berichten russischer Agenturen den 
russischen Staatshaushalt jährlich mit 
Ausgaben von umgerechnet drei Milli¬ 
arden US-Dollar belasten. Diese Summe 
umfasst die soziale Versorgung der Krim- 
Einwohner, den Ausgleich des Haus¬ 
haltsdefizits und Infrastrukturaufgaben. 
Zu den letzteren gehören neue Strom¬ 
leitungen, weil die regionalen Kraftwer¬ 
ke gegenwärtig nur etwa 20 Prozent des 
Strombedarfs decken. Ähnliche Prob¬ 
leme gibt es bei der Trinkwasserversor¬ 
gung. Ein besonders großer Brocken 
ist auch der geplante Brückenbau über 
die Straße von Kertsch, die eine direk¬ 
te Verbindung vom russischen Festland 
zur Halbinsel herstellen soll. Ihre Kos¬ 
ten schätzt der russische Verkehrsminis¬ 
ter auf mindestens 50 Milliarden Rubel 
(eine Mrd. Euro). Im Interesse der oben 
genannten Gründe für das Krim-Enga¬ 
gement ist die russische Führung bereit, 
diese Kosten zu tragen, und sie wird da¬ 
für - mit Ausnahme der prowestlichen 
Opposition - die Unterstützung der gro¬ 
ßen Mehrheit der Menschen in Russland 
finden. 

Interessanterweise zeigen gerade be¬ 
sonders unternehmernahe Medien im 
Westen - im Unterschied zu den auf die 
Manipulierung des Massenbewusstseins 


slawiens und der Besetzung des Ko¬ 
sovo wenden sich die Organisatoren 
gegen die provokativen militärischen 
Aufmärsche der USA an den Grenzen 
Russlands, gegen die Entsendung von 
Kriegsschiffen ins Schwarze Meer, ge¬ 
gen die Kriegsspiele mit Kampfflugzeu¬ 
gen in der Nähe des russischen Territo¬ 
riums. Dieses Säbelrasseln koste viele 
Milliarden Dollar, die besser für die 
Begleichung der Schulden der bank¬ 
rotten Stadt Detroit, für die Schaffung 
von Arbeitsplätzen und für die Subven¬ 
tionierung von Schulen genutzt werden 
sollten, heißt es in dem Aufruf. 

Das IAC verweist auch darauf, dass 
die Regierung in Washington bereit 
ist, eine nicht gewählte, von rechtsext¬ 
remen Kräften durchsetzte Regierung 
in Kiew mit Milliardenkrediten zu stüt¬ 
zen, während sich hungernde Kinder 
und arme Familien in den USA damit 
abfinden sollen, dass die Budgets für 
Lebensmittelhilfe um 8,9 Milliarden 
Dollar gekürzt werden. 
Konzernmedien wie CNN, Fox News 
und die „New York Times“ machen 
sich gemein mit den politischen Füh¬ 
rern in Washington, um einen neuen 
Kalten Krieg gegen Russland zu ent¬ 
fachen, heißt es in dem Aufruf. Diese 


ausgerichteten Mainstream-Medien - 
Verständnis für die russische Position 
in der Krim-Frage. So heißt es in einem 
Artikel von Gabor Steingart, den das 
Handelsblatt am 14. März in seiner On¬ 
line-Ausgabe veröffentlichte, u.a.: „Der 
russische Präsident Wladimir Putin ist 
nicht der ruchlose Aggressor, den der 
Westen aus ihm macht. Er verteidigt die 
selbstverständlichen Interessen seines 
Landes.“ Und an anderer Stelle: „Wenn 
Putin die Krim aufgibt, gibt er sich selbst 
auf. Seine Aggression ist eine politisch, 
militärisch und historisch notwendige, 
will er seinen Status als Weltmachtfüh¬ 
rer nicht verlieren....“ 

Und weiter: „Putin für diese machiavel- 
listische Selbstverständlichkeit mit Wirt¬ 
schaftssanktionen abzustrafen, ist weder 
erfolgversprechend noch klug. Jedes 
Fletschen wird mit Fletschen erwidert, 
auf den Biss folgt der Gegenbiss, die 
Pitbull-Politics bedeutet eine sich selbst 
verstärkende Stupidität, Kriegsgefahr 
inklusive. Die Wirtschaftsbeziehungen 
könnten gerade in Zeiten wie dieser eine 
stabilisierende Rolle spielen. (...) 

Der Artikel endet schließlich mit der 
Feststellung: „Jeder Realpolitiker weiß, 
dass Putin die Krim nicht aus seiner Ein¬ 
flusssphäre entlassen kann. Wenn er es 
zuließe, wäre er ein Präsident auf Abruf. 
Und nach Putin käme nicht die lupen¬ 
reine Demokratie, sondern Anarchie im 
Ausgehrock des Militärs. Amerika, Eu¬ 
ropa, Deutschland, Angelika Merkel - 
wir alle wären gut beraten, nicht zuerst 
ihm, sondern uns selbst Einhalt zu ge¬ 
bieten. Der Pitbull in uns gehört wieder 
an die Leine.“ Willi Gerns 


Medien verschwiegen gleichzeitig die 
Rolle der USA bei den Ereignissen 
in der Ukraine. Ebenso verschwie¬ 
gen würden die finanziellen und mi¬ 
litärischen Interessen der USA - von 
der Kontrolle der Pipelines, die Russ¬ 
lands mit Westeuropa verbinden, bis 
hin zur Einrichtungen von NATO- 
Stützpunkten an der Westgrenze 
Russlands. 

Das IAC weist darauf hin, dass die 
USA ihre Hand im Spiel hatten, als 
die gewählte Regierung der Ukraine 
gestürzt wurde. Mit Geld aus Washing¬ 
ton seien Oppositionskräfte ausgebil¬ 
det und finanziert worden - ebenso, 
wie es gegenwärtig in Venezuela der 
Fall sei. Es gebe Videoaufnahmen von 
Mitarbeitern des USA-Außenministe¬ 
riums, die aussagen, dass der Februar¬ 
putsch in Kiew mit 5 Milliarden Dollar 
unterstützt wurde. 

In dem Aufruf ist auch die Rede von 
der gefährlichen Rolle der rechtsextre¬ 
men Kräfte wie der Partei „Swoboda“ 
und des „Rechten Sektors“. 

Mit weiteren Manifestationen und mit 
Aufklärungskampagnen sollen immer 
mehr USA-Bürger mobilisiert werden, 
um einen neuen Krieg der USA zu 
stoppen, bevor er beginnt. ZLV 


Die Antwort der US-Friedensbewegung 

Kriegsgegner in den USA fordern Ende der antirussischen Politik 
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Eine europäische Plattform für Frieden 


D ie Partei der Arbeit Belgiens (PVDA/PTB) hatte 
auf der Aachener Konferenz der Vier Parteien 
Neue Kommunistische Partei der Niederlande 
(NCPN), Kommunistische Partei Luxemburgs (KPL), 
PVDA und DKP vom 15. und 16. Februar 2014 vor¬ 
geschlagen, eine Forderungsplattform zur Schaffung 
einer anti-imperialistischen Friedensbewegung in Eu¬ 
ropa, insbesondere in Deutschland, den Niederlanden, 
Belgien und Luxemburg zu erarbeiten. Bei einem Fol¬ 
getreffen in Lüttich wurde am 13. März der folgende 
Text beschlossen: 

1. Keinerlei Teilnahme an internationalen Interven¬ 
tionen, weder im Namen der NATO, der EU, einer 
„Koalition der Willigen“ noch der UNO. Sofortiger 
Abzug der deutschen, belgischen, niederländischen 
und luxemburgischen Truppen aus jeglichen aus¬ 
ländischen Militärinterventionen. Volle Respektie¬ 
rung der Souveränität der Staaten, wie dies in der 
Charta der Organisation der Vereinten Nationen 
festgelegt ist. Wir wenden uns entschieden gegen 
eine Rechtfertigung aus „humanitären“ Gründen 
und gegen die Behauptung einer „Verantwortung 
zum Schutz“ („Responsibility to protect“ „R2P“) 
als Rechtfertigung für Interventionen im Ausland. 
Wir wenden uns ebenso gegen jegliche andere For¬ 
men von externem Druck und Untergrabung der 
Souveränität, wie z.B. Wirtschaftsembargos und 
Sanktionen. 

2. Ausstieg Deutschlands, Belgiens, der Niederlan¬ 
de und Luxemburgs aus der NATO. Auflösung der 
NATO. In der Übergangsphase sollen unsere Länder 
ihren Beitrag zur NATO systematisch abbauen. 

3. Rückzug unserer Länder aus allen militärischen 
EU-Initiativen, wie dem „Euro-Corps“, 
den „Battle Groups“ und aus der „Euro¬ 
päischen Verteidigungs-Agentur“ (EDA). 

Wir weisen jede Verpflichtung zu militä¬ 
rischer Aufrüstung und zu allen militäri¬ 
schen Strategien zurück, die im Vertrag 
von Lissabon und anderen Grundsatz- 
Dokumenten der EU verankert sind. Wäh¬ 
rend der Übergangsphase sollen unsere 
Länder ihren Beitrag zu den militärischen 
Initiativen der EU systematisch abbauen. 


4. Vollständige nukleare Abrüstung. Keine Moderni¬ 
sierung, sondern sofortiger Rückzug aller US-ameri¬ 
kanischen Atomwaffen aus Deutschland, Belgien und 
den Niederlanden. Gesetzliches Verbot von Atom¬ 
waffen auf dem Territorium und an den Grenzen un¬ 
serer Länder. Unterstützung von Verträgen zur Er¬ 
richtung atomwaffenfreier Zonen und eines Vertrags 
über ein allgemeines Verbot von Atomwaffen. Verbot 
der Produktion, der Lagerung, des Verkaufs und der 
Anwendung von Nuklearwaffen. 

5. Kein Kauf neuer Militärflugzeuge und militäri¬ 
scher Drohnen. Sofortiger Stopp der Entwicklung, des 
Kaufs und der Stationierung jeglicher Angriffswaf- 
fen - einschließlich scheinbar defensiver Projekte, die 
faktisch Bestandteil einer militärischen Offensivstra¬ 
tegie sind, wie die Errichtung eines „Raketenschirm“ 
der USA und der NATO, oder anderer Formen eines 
„Verteidigungsschirms“. Umwidmung von Mitteln zur 
militärischen Sicherheitspolitik hin zu einer nicht-mi¬ 
litärischen Sicherheitspolitik. 

6. Kürzung des Militärhaushalts. Zurückweisung der 
NATO-Norm,zwei Prozent des Bruttosozialprodukts 
für den Militärhaushalt aufzuwenden. Kein Geld für 
Krieg, sondern für soziale Projekte, vor allem für die 
Finanzierung des öffentlichen Gesundheitssystems, 
der Bildung, für den Kampf gegen Armut. 

7. Reduzierung der Rüstungsindustrie und des Waf¬ 
fenhandels sowie deren Finanzierung - unter Anwen¬ 
dung einer breiten Interpretation der Definition des 
Begriffs „Waffensystem“, und auf der Grundlage ei¬ 
ner restriktiven Anwendung der europäischen Min¬ 
destnormen. 

8. Demokratische Kontrolle der Sicherheits- und Ver¬ 
teidigungspolitik. Veröffentlichung aller militärischen 


Vereinbarungen, wie z.B. über die Stationierung von 
Atomwaffen. 

9. Keine Militärpropaganda an Schulen und anderen 
Bildungseinrichtungen sowie in den Medien. 

10. Kein Einsatz von Militärkräften im Rahmen poli¬ 
zeilicher Maßnahmen zur Ordnungssicherung. 

11. Die politisch Verantwortlichen für Angriffskrie¬ 
ge müssen zur Verantwortung gezogen und bestraft 
werden. 

12. Eine gastfreundliche Politik der Aufnahme und 
Hilfe für Kriegsopfer und Kriegsflüchtlinge. 

13. Entwicklung einer eigenen Friedensvision und Frie¬ 
densstrategie in unseren Ländern. Dazu gehören Frie¬ 
dens- und Abrüstungsinitiativen sowie internationale 
humanitäre Hilfe. Nutzung und Ausbau der bereits vor¬ 
handenen vielfältigen Möglichkeiten zur Konfliktprä¬ 
vention und für friedenschaffende Maßnahmen: Ver¬ 
handlungen, Mediation, Einsatz von Beobachtern, Stopp 
von Waffenlieferungen, humanitäre Hilfe für Kriegsop¬ 
fer, usw. Regionale Lösungen für regionale Konflikte, 
ohne Beeinflussung und Beachtung von wirtschaftlichen 
und militärischen Interessen der Großmächte. 

14. Ein dauerhafter Frieden kann nur nachhaltig ge¬ 
sichert werden, indem Armut und Unrecht sowie die 
historische Ungerechtigkeit gegen unterdrückte Völ¬ 
ker beseitigt werden und ihnen das Recht eingeräumt 
wird, selbst über ihren eigenen Entwicklungsweg zu 
entscheiden. Darum fordern wir eine gerechte inter¬ 
nationale Wirtschaftsordnung mit fairen Handelsbe¬ 
ziehungen. Wir unterstützen den Kampf der Völker 
für ihre nationalen, demokratischen und sozialen 
Rechte, für Demokratie, sozialen Fortschritt, Frie¬ 
den, ein gesundes Klima in einer gesunden Umwelt 
und für Fortschritt. Letztendlich kann ein dauerhafter 

Frieden nur durch ein Gesellschaftsmo¬ 
dell gesichert werden, das nicht auf der 
Grundlage von Wettbewerb und Profit 
existiert, sondern auf Zusammenarbeit 
und Solidarität - also in einer sozialis¬ 
tischen Gesellschaft. 

Partei der Arbeit Belgiens • Deutsche 
Kommunistische Partei • Kommu¬ 
nistische Partei Luxemburgs • Neue 
Kommunistische Partei der Nieder¬ 
lande 



Wie ein Land heruntergewirtschaftet wurde 

Eindrücke aus Bulgarien • Von Andreas Spector 


Bulgarien hat schon zwei Staatsbankrot¬ 
te hinter sich ... Das Land verzeichne- 
te seinen ersten Währungs- und Staats¬ 
zusammenbruch, nachdem in Folge der 
Konterrevolution die „gewendete“, mit 
neuem Namen angetretene „Bulgarische 
Sozialistische Partei“ die ersten „freien 
Wahlen“ gewann. Man subventionierte 
weiter Lebensmittel - und inzwischen 
zur Mafia übergetretene Ex-Minister lie¬ 
ßen den subventionierten Weizen expor¬ 
tieren. Das Ergebnis war die „Weizen¬ 
krise“. Trotz Zusammenbruchs von Wäh¬ 
rung, Kranken- und Rentenversicherung 
haben die Leute dank bulgarischem Reis 
und Roggen überlebt. An Importe war 
angesichts der Wertlosigkeit der Papier- 
scheinchen nicht zu denken. 

Es begann in Bulgarien die „Mafia-Peri¬ 
ode“: Jeder Lew und jede Stotinka wurde 
sogar aus den einfachen Leuten rausge¬ 
presst. Jeder Privathaushalt, der nicht an 
eine der drei großen Sicherheitsfirmen 
(COT) Schutzgelder zahlte, musste mit 
Einbrüchen rechnen. So manche bewa¬ 
chende Oma ist den Einbrechern auch 
erlegen - die Zeiten waren wirklich bru¬ 
tal. Gegenüber meiner kleinen Wohnung 
am Schwarzen Meer prangt immer noch 
ein COT-Aufkleber - für mich immer 
noch Mahnung ... Übrigens kein Ge¬ 
heimwissen, inzwischen behandeln seich¬ 
te Romane wie „Bulgarische Romanze“ 
diese Zeit. 

1997 war die Hyperinflation auf ihrem 
Höhepunkt. Das Volk forderte Neuwah¬ 
len, die es bekam. Die neue „bürgerlich 
dominierte“ Regierung hat nur noch 
mehr an „Marktwirtschaft“ gebracht - 
aber das war gegenüber dem vorher 
herrschenden Mafiotismus fast eine 
Wohltat: Seit der „Wende“ hatte kaum 
jemand sozialversicherungspflichtig ge¬ 
arbeitet, Rentner konnten ohne Unter¬ 
stützung ihrer Kinder kaum überleben, 
aber wenigstens kam die Erpressung der 
privaten Haushalte zum Erliegen. 

Der Tourismus - bis heute ein ausgespro¬ 
chen mafioses Gewerbe - begann lang¬ 
sam wieder zu blühen. Ich wagte mich 
erstmals nach der „Wende“ wieder nach 
Bulgarien. Wir waren neun Leute aus 


Nürnberg und Würzburg, die die billigste 
Pauschalreise des ganzen TUI-Katalogs 
gebucht hatten. Wie hatten sich mein ge¬ 
liebtes Nessebar und der Sonnenstrand 
verändert! Vieles sah noch aus wie frü¬ 
her, aber von den Folgen zweier Staats¬ 
und Währungszusammenbrüchen hab 
ich erst kurze Zeit später erfahren. 

Im Frühjahr 1998 gab 4 s noch die Tausen¬ 
derscheine in Lewa - 1 000 Lewa waren 
schon fest an die D-Mark gekoppelt. So¬ 
zialversicherung war Mangelware: Fast 


nur Rentner waren krankenversichert, 
denn fast alle arbeiteten schwarz. Und 
selbst das war kaum was wert. Wer nicht 
schwarz arbeitete, bezog zumindest ei¬ 
nen großen Teil des Lohnes schwarz. Al¬ 
les was folgende Statistiken an rasantem 
Wirtschaftswachstum von über 10 Pro¬ 
zent zeigten, war eine Überführung von 
Schatten Wirtschaft in „weiße“ Wirtschaft. 
Seit kurz nach der „Wende“ kam es dazu, 
dass alle öffentlichen Dienstleistungen 
quasi zum Eigentum der Leistungser¬ 
bringer wurden: Kinder von „Zigeu¬ 
nern“ und „Türken“ wurden nicht mehr 
eingeschult, ihre Eltern bekamen keine 
Rente mehr, weil sie keine Papiere mehr 
hatten - und das Schlimmste: Ärzte be¬ 
gannen, nur noch auf eigene Rechnung 
zu behandeln. Es gab zwar noch auf dem 
Papier eine staatliche Krankenversiche¬ 


rung - im Gegensatz zur Ukraine seit 
über 20 Jahren - aber weil von den paar 
Stotinki kein Arzt leben konnte, wurde 
fast nur privat abgerechnet. Das bessert 
sich sehr allmählich, aber ist heute noch 
vielfach so. Wer Bekannte oder Kollegen 
aus dem Raum des früheren Jugoslawien 
hat, kennt das Phänomen sehr ähnlich: 
Behandlung nur gegen Bakschisch. 

Ich musste letzten Herbst meinen Mann 
beruhigen, als wir auf einer kleinen süd¬ 
bulgarischen Landstraße an einer von 


„Zigeunern“ besetzten, lange geschlosse¬ 
nen Fabrik vorbeikamen, wo früher Leu¬ 
te Lohn und Brot verdient hatten. Die 
Kinder sahen manierlich aus und spiel¬ 
ten auf der Straße, die „aufgepeppte“ Fa¬ 
brik hatte massenweise Satellitenschüs¬ 
seln, geputzte Autos standen rum - nur 
ich fuhr in dem dreckigen Kleinwagen 
rum. Die Kinder winkten freundlich - 
und Gerhard war geschockt. Ich muss¬ 
te ihm erklären, was Ende 2013 „Leute 
ohne Papiere“ in der EU sind: Schon vor 
über 20 Jahren hat man ihnen mit Tricks 
die Papiere abgenommen - „Lassen Sie 
mich mal kurz den Ausweis kopieren“, 
der sich dann nie wieder einfand. Auch 
so kann man Leute zu Staatenlosen ma¬ 
chen, Rentner ihrer Rente berauben. 
Noch viel schlimmer ist die Entwicklung 
in den Städten: Ja, es gibt sie heute noch, 


die „Neubauviertel“, die von der ehema¬ 
ligen industriellen Kraft des Landes kün¬ 
den. Gewissermaßen die mahnenden Ru¬ 
inen eines einst reichen und produktiven 
Landes. Man hat die meisten Wohnungen 
nach 1990 an die Mieter verschenkt oder 
billig verkauft, was später durch Inflati¬ 
on entsorgt wurde - so weit so gut, aber 
eiskalt, ohne Heizung. 

Wenn man heute von der neuen Donau- 
Brücke von Rumänien nach Bulgarien 
fährt, fällt dem ortskundigen Beobach¬ 
ter gleich ein bulgarisches Unikum auf: 
„Neubauten“ mit frisch außen angebau¬ 
ten Schornsteinrohren. Metallisch-glän¬ 
zend. Des Rätsels Lösung ist einfach: 
Die meisten Fernheizungen und Ölzen¬ 
tralheizungen in Bulgarien sind seit den 
90ern kalt. Die bulgarische Lösung war 
„billiger“ Strom vom Atommeiler an der 
Donau, ohne Rücksicht auf kommende 
Jahrtausende. Stromfressende Heizlüfter 
waren die Lösung. Dass das bei Anglei¬ 
chungen der Strompreise an Weltmarkt¬ 
preise zu weiterer Verarmung und Mas¬ 
senprotesten führt, ist kein Wunder. 
Übrigens: Ähnlich hatten Gazprom und 
Co. in der Ukraine immer billiges Gas 
geliefert - eine indirekte Subvention bil¬ 
liger Arbeitskraft in einem Land, wo man 
heizen muss, sonst könnten die ja nicht 
zu Löhnen von Bangladesch arbeiten ... 
Immer wieder spricht die WHO von 
„gesunkener Lebenserwartung“ in Bul¬ 
garien - das ist im Land schnell nachzu¬ 
vollziehen: Renten unter 100 Euro bei 
halben deutschen Preisen, dazu kaum 
Gesundheitsversorgung ... Das senkt 
wenigstens die Zahl der Rentner, würde 
ein Zyniker sagen. Sie sind einfach weg¬ 
gestorben ... 

Jakob Augstein hat neulich im Fernse¬ 
hen schockiert: „Ein Viertel der ukra¬ 
inischen Männer sterben, bevor sie 55 
sind ... Wohl wegen des Wodkas ... “ Ich 
fürchte, solchen Unsinn werden wir hier 
so lange öfter hören, bis wir in Deutsch¬ 
land auch so weit sind ... Nein: Ein ein¬ 
facher Verkehrsunfall endet oft tödlich, 
nach einem leichten Arbeitsunfall in 
der Fabrik ist eine Tetanusspritze nicht 
schnell genug greifbar. 



Bulgarien ist ein Spielplatz des Neoliberalismus 


Gegen SS-Aufmarsch 

Antifaschisten in Riga 

Am Sonntagvormittag haben Antifa¬ 
schisten aus mehreren europäischen 
Ländern auf dem Freiheitsplatz in Riga 
gegen einen Aufmarsch von SS-Vete- 
ranen und ihrer jungen Anhänger pro¬ 
testiert. Am Nationaldenkmal auf dem 
Freiheitsplatz legten die Antifaschisten 
aus verschiedenen Ländern gemeinsam 
mit lettischen SS-Gegnern Gebinde zu 
Ehren der Widerstandskämpfer und der 
Befreier Lettlands vom Faschismus nie¬ 
der, bevor die SS-Veteranen ihren Auf¬ 
marsch starteten. 

Die Polizei hielt die Antifaschisten auf 
dem Platz fest, als die Nazis vorbeizo¬ 
gen. Das erwies sich als unfreiwillige 
Unterstützung der Protestaktion, denn 
so wurden die gut 1 000 Alt- und Neu¬ 
faschisten mit den Transparenten in Let¬ 
tisch und Englisch und den Fahnen der 
Antifaschisten aus mehreren Ländern 
konfrontiert. 

Am Vortag war es zu massiven Behin¬ 
derungen der Antifaschisten durch die 
lettischen Behörden gekommen. So wur¬ 
de eine Gruppe, die mit dem Bus aus 
Deutschland nach Riga reiste, am Sams¬ 
tag an der Grenze stundenlangen ver¬ 
schärften Kontrollen ausgesetzt, weil un¬ 
ter den Mitfahrern angeblich „gewalttä¬ 
tige Demonstranten“ vermutet wurden. 
Knapp 40 Kilometer vor Riga wurde der 
Bus erneut gestoppt und stundenlang an 
der Weiterfahrt gehindert. 

Vor der Naziprovokation in Riga hatte 
sich die FIR bereits an die lettische Bot¬ 
schaft in Berlin gewandt. In dem Brief 
hieß es: „Seit mehreren Jahren protestie¬ 
ren wir, die Dachorganisation ehemali¬ 
ger Kämpfer der Anti-Hitler-Koalition, 
Widerstandskämpfer und Partisanen, 
Verfolgter des Naziregimes und ihrer 
Hinterbliebenen sowie heutiger Anti¬ 
faschisten aus 25 Ländern Europas und 
Israels, gemeinsam mit antifaschistischen 
Kräften aus verschiedenen Ländern ge¬ 
gen den Aufmarsch ehemaliger SS-An- 
gehöriger und junger Verherrlicher der 
SS-Tradition am 16. März eines jeden 
Jahres in Riga. Es ist für uns unvorstell¬ 
bar, dass ein Land, das einen Platz in der 
Gemeinschaft der europäischen Völker 
beansprucht, solchen Organisationen er¬ 
laubt, öffentlich für die Rehabilitierung 
dieser verbrecherischen Traditionen ein¬ 
zutreten. ... Und es ist für uns noch un¬ 
vorstellbarer, dass in einer Stadt, die als 
europäische Kulturstadt 2014 ausgewählt 
worden ist, solch ein Naziaufmarsch ge¬ 
duldet wird, jedoch diejenigen, die gegen 
solch verhängnisvolle Traditionen pro¬ 
testieren wollen, von den Sicherheits¬ 
kräften als ,Verleumder Lettlands 4 oder 
als , Gefahr für die öffentliche Sicherheit 4 
denunziert werden.“ RedGlobe/UZ 


FIDEF wiedergegründet 

Am 15. März wurde in Düsseldorf die 
„Föderation der Arbeiterinnenvereine 
aus der Türkei in der Bundesrepublik 
Deutschland“ (FIDEF) wiedergegrün¬ 
det. Die FIDEF hatte sich seit ihrer 
Gründung 1977 in der Bundesrepublik 
für gleiche Rechte türkischer Arbeite¬ 
rinnen, für Demokratie in der Türkei 
und für den Frieden engagiert. Dabei 
erwies sie sich als zuverlässiger Partner 
von Gewerkschaften und Organisatio¬ 
nen mit ähnlicher Zielsetzung. Freund¬ 
schaftliche Beziehungen bestanden 
auch zur DKP. 

1988 verbreiterte die FIDEF ihre Ba¬ 
sis und benannte sich in „Föderation 
der Immigrantenvereine aus der Tür¬ 
kei“ um. Diese Umwandlung in eine 
allgemeine Zuwandererorganisation 
schwächte die Organisation, so dass 
sie in den 90er Jahren ihre Arbeit fak¬ 
tisch einstellte. Jetzt will sich die FI¬ 
DEF wieder aktiv für die Rechte tür¬ 
kischer und kurdischer Arbeiterinnen 
einsetzen und die Verbreitung der Ide¬ 
en von Frieden, Demokratie und Völ¬ 
kerfreundschaft fördern. Zentrale Zie¬ 
le sind die Überwindung rassistischer 
und nationalistischer Vorurteile und 
ein friedliches, solidarisches Zusam¬ 
menleben von Menschen unterschied¬ 
licher Herkunft in Deutschland. Der 
Verband setzt sich besonders für die 
Gleichstellung der Frauen und die freie 
Entwicklung der Jugend ein. 
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Friedensbewegung 
gegen Sanktionen 


In einer Pressemitteilung weist der 
Bundesausschuss Friedensratschlag die 
Empörung des Westens über das „ille¬ 
gale“ Referendum auf der Krim zurück. 
Die Empörung ist nicht glaubhaft und 
fällt auf die Empörten zurück, erklär¬ 
te ein Sprecher der Friedensbewegung: 
In ähnlich lautenden Erklärungen wei¬ 
sen Bundesregierung, EU und NATO 
das gestrige Referendum auf der uk¬ 
rainischen Halbinsel Krim zurück. Es 
hatte das erwartete Abstimmungser¬ 
gebnis gebracht: Die überwiegende 
Mehrheit der Bewohner der Krim will 
nicht mehr der Ukraine angehören und 
wünscht eine Aufnahme in die Russi¬ 
sche Föderation. 

Das Referendum verstoße sowohl ge¬ 
gen die geltende ukrainische Verfas¬ 
sung und gegen das Völkerrecht, be¬ 
tont die Bundesregierung. Genauso ist 
es. Das gibt der Bundesregierung aber 
noch längst nicht das Recht, moralisch 
entrüstet zu sein und mit verschärften 
Sanktionen gegen Russland zu drohen. 
Für völkerrechtswidrige Interventio¬ 
nen sind seit Jahr und Tag NATO und 
die Bundesregierung zuständig. Der 
NATO-Krieg gegen Jugoslawien 1999, 
der sich in diesen Tagen zum 15. Mal 
jährt, war eine vom Völkerrecht unter¬ 
sagte Aggression. Diese endlich auch 
als solche benannt zu haben, ist das lei¬ 
der sehr späte Verdienst von Altkanzler 
Schröder. Völkerrechtswidrig war auch 
die einseitige Unabhängigkeitserklä¬ 
rung der serbischen Provinz Kosovo 
im Frühjahr 2008: Sie widersprach der 
zweifelsfreien Zugehörigkeit des Koso¬ 
vo zu Serbien (was nach dem NATO- 
Krieg in der Resolution 1244 [1999] des 
UN-Sicherheitsrats ausdrücklich bestä¬ 
tigt worden war) und setzte sich über 
die Verfassung des serbischen Staates 
hinweg. Dennoch hatte die Bundesre¬ 
gierung nichts Eiligeres zu tun, als den 
illegal entstandenen „Staat“ Kosovo di¬ 
plomatisch anzuerkennen. 

In einer Erklärung der Bundesregie¬ 
rung zur Abspaltung des Kosovo vom 
20. Februar 2008 hieß es freudig: „Das 
Bundeskabinett hat heute der völker¬ 
rechtlichen Anerkennung der Republik 
Kosovo sowie der Aufnahme diploma¬ 
tischer Beziehungen zugestimmt. Die 
förmliche Anerkennung sowie die Er¬ 
klärung der Bereitschaft zur Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen erfolgen 
durch ein Schreiben des Bundesprä¬ 
sidenten an den kosovarischen Präsi¬ 
denten.“ (...) „Die Bundesregierung ist 
zusammen mit einer Vielzahl von Part¬ 
nern in der EU, aber auch darüber hin¬ 
aus der Überzeugung, dass eine rasche 
Anerkennung der Republik Kosovo 


durch eine möglichst große Anzahl von 
Staaten geeignet ist, dauerhafte Stabili¬ 
tät für die gesamte Region zu fördern.“ 
Die Unabhängigkeitserklärung der 
Krim heute ist verfassungs- und völ¬ 
kerrechtlich nicht anders einzustufen 
als die Abspaltung des Kosovo. Die Re¬ 
aktion in Berlin fällt allerdings ganz an¬ 
ders aus: 

„‘Dieses Referendum widerspricht der 
Verfassung der Ukraine, und es wider¬ 
spricht internationalem Recht 4 , sagte 
Seibert. ,Es ist aus unserer Sicht illegal. 4 
Deutschland verurteile die Abhaltung 
dieser unrechtmäßigen Abstimmung. 
,Wir und unsere europäischen Partner 
bestreiten nicht nur die Rechtmäßig¬ 
keit dieser Abstimmung; wir werden 
auch ihr Ergebnis nicht anerkennen 4 , 
fuhr Seibert fort.“ 

Die alten Lateiner würden dazu sagen: 
Quod licet iovi non licet bovi - Was der 
Westen darf, darf Russland noch lan¬ 
ge nicht. 

Die Friedensbewegung tut gut daran, 
im Konflikt um die Ukraine nach den 
Ursachen und den Nutznießern zu fra¬ 
gen. Die Ukraine war schon lange im 
Visier von NATO und EU. Das EU-As¬ 
soziierungsabkommen sollte das Land 
dem russischen Einflussbereich entzie¬ 
hen und vollständig den neoliberalen 
Marktbedingungen des Westens unter¬ 
werfen - mit all den (un)sozialen Fol¬ 
gen, die wir heute in Ländern wie Bul¬ 
garien, Rumänien oder Griechenland 
beobachten. Der Westen fragt da auch 
nicht, welche Kräfte in Kiew politisch 
das Sagen haben, über welchen Einfluss 
rechtsextreme und faschistische Orga¬ 
nisationen auf die Regierung und den 
Staatsapparat sowie auf Polizei und Ar¬ 
mee verfügen. 

Der Friedensratschlag bleibt dabei: Die 
russlandfeindlichen Provokationen in 
der Ukraine wurden vom Westen ak¬ 
tiv unterstützt und mitgetragen. Der 
Westen wollte die Ukraine ganz - und 
regt sich nun darüber auf, dass die Krim 
nicht mitspielt. Sanktionen gegen Russ¬ 
land sind fehl am Platz. (Hat man je ge¬ 
hört, dass Russland auf die Abspaltung 
des Kosovo mit Sanktionen gegen den 
Westen gedroht hätte?) Eine Beruhi¬ 
gung der Lage am Schwarzen Meer 
wird es nur geben, wenn der Westen die 
Sicherheitsinteressen Russlands aner¬ 
kennt, auf die militärische Eingliede¬ 
rung der Ukraine in NATO und EU 
verzichtet und von der Übergangsre¬ 
gierung in Kiew eine klare Distanzie¬ 
rung von den rechtsradikalen und fa¬ 
schistischen Elementen verlangt. 

Für den Bundesausschuss Friedensratschlag 
Peter Strutynski 


Die, die die Welt beschreiben, 
sagen nur, was wir sehen sollen 


„Die Venezolaner sind in den letzten 
Wochen gegen die Regierung auf die 
Straße gegangen“, heißt es im WDR- 
Radioprogramm. „ Die Ukrainer weh¬ 
ren sich gegen die Regierung“, später 
gegen Russland, das sich auf der Krim 
breit macht. Dort sind es „die Tata¬ 
ren, die gegen russische Vorherrschaft 
sind und lieber bei den Ukrainern 
blieben“ - so heißt es im deutschen 
Fernsehen. Die Amerikaner (die 
Amerikaneri) stationieren Flugzeu¬ 
ge in Osteuropa, wo die Polen Angst 
vor einem russischen Einmarsch ha¬ 
ben. Was auch für die Balten gilt. Die 
Weißrussen sind unterdrückt, sie dür¬ 
fen gar keine Angst vor den Russen 
haben. 

Seit Jahren kämpfen die Syrer gegen 
ihre Regierung, die Ägypter hatten 
Mubarak dagegen aus dem Amt ge¬ 
jagt. Die Iraner planen Atomwaffen, 
die die Inder schon haben. Die Chi¬ 
nesen verpesten die Luft und die Ja¬ 
paner wollen zurück zur Atomkraft. 
Die Deutschen wählen eine Große 
Koalition. Die Italiener lieben dage¬ 
gen Leute wie Berlusconi, während 
die Franzosen Hollande satt haben. 
Die Schotten wollen von Großbri¬ 
tannien weg, wie auch die Katalanen 
von Spanien. 


Die Afrikaner (beachte: die Afrika¬ 
ner sind, im Gegensatz zu „den Ame¬ 
rikanern“, die scheinbar nur in einem 
Land leben, auf viele Staaten ver¬ 
teilt, was sie aber aus der eurozen- 
tristischen Zwangsgemeinschaft nicht 
entlässt) sind unterernährt und/oder 
im Bürgerkrieg. Die Malier baten um 
den französischen Kriegseinsatz, die 
Südafrikaner bliesen 2010 begeistert 
in die Vuvuzelas. 

Die Argentinier verloren 2001 ihre 
Spareinlagen und die Kolumbianer 
schon 1903 Panama. Die Kubaner 
sind nicht produktiv genug, weshalb 
die Brasilianer dort einen Tiefseeha¬ 
fen bauen. 

In dem Land, wo schon vor hun¬ 
dert Jahren „nur noch Deut¬ 
sche“ gekannt wurden, sind die 
Klassen(unterschiede) längst abge¬ 
schafft. Mindestens medial. 

Wäre dem so, dann hätten die Deut¬ 
schen diese Medien auch verdient. 
Aber das ist nur die Erscheinungs¬ 
ebene. Dem Wesen nach aber gibt es 
die Unterschiede, die diese Medien 
wegschwadronieren. 

Andere Medien tun es nicht. Machen 
wir alles dafür, dass diese stärker wer¬ 
den. Und den Menschen den Blick 
schärfen. Günter Pohl 



Karikatur: Bernd Bücking 


„Nein zu deutschen Kriegseinsätzen 

Nur noch wenige Wochen bis zum Ostermarsch 2014 


UZ: Nur noch wenige Wochen bis zum 
Ostermarsch. Du organisierst wie so oft 
den traditionell größten Marsch an Rhein 
und Ruhr mit. Das Motto lautet: „NATO - 
und EU-Kriege stoppen , Atomkraft/w af¬ 
fen abschaffen - Für eine zivile EU!“Wie 
ist der Stand der Vorbereitung? 

Willi Hoffmeister: Alle Vorbereitungen 
sind in trockenen Tüchern. Der große 
und kleine Flyer, Plakat und Buttons 
sind schon bei allen Friedensinitiativen 
der Marschstrecke an Rhein und Ruhr 
zu haben. Kultur- und Redebeiträge an 
allen 18 Auftakt-, Zwischen- und Ab¬ 
schlussveranstaltungen stehen fest. Neu 
ist, bereits am Karfreitag beginnt in Gro¬ 
nau an der Urananreicherungsanlage um 
12.30 Uhr, Haupttor, Röntgenstr. 4, ein 
überörtlicher Ostermarsch als Auftakt 
der Ostermärsche in NRW. Dadurch 
verknüpfen sich zwei Seiten ein und 
derselben Medaille, die Atomkraft- und 
Atomwaffen-Gegner im Kampf gegen 
die Atomgefahr. Leider müssen wir auch 
einen Wermutstropfen verdauen: Die 
Friedensfahrt der Motorradfahrerinnen 
in Köln am Ostersonntag fällt leider aus. 

UZ: Welche Themen werden in diesem 
Jahr im Vordergrund stehen? 

Willi Hoffmeister: Der 100. Jahrestag des 
Beginns des 1. Weltkrieges und die an¬ 
stehenden EU-Wahlen sind sicher Leit¬ 
themen. Damit beginnt auch der Aufruf 
zum Ostermarsch Rhein-Ruhr. Wir wol¬ 
len eine friedliche und entmilitarisierte 
deutsche Politik. Wir treten ein für fried¬ 
liche Perspektiven in Nahost und Afgha¬ 
nistan! Energie wende jetzt - Atomaus¬ 
stieg durchsetzen, Atomwaffen abschaf¬ 
fen! Erinnert sei daran, dass vor über 50 
Jahren die Ostermarschbewegung mit 
dem Kampf gegen die Bombe begann. 
Trotz vollmundiger Versprechungen und 
Aussagen - um nur zwei zu nennen - von 
Gorbatschow und Obama zu einer atom¬ 
waffenfreien Welt, wird weiter „moderni¬ 
siert“ am Weltuntergangs-Szenario. Hier 
liegt besonders NRW im Dreieck der US- 
Atomwaffenlager in Büchel (D), Kleine 
Brogel (B), und Volkel(NL). Nicht zuletzt 
deshalb kommt dem Marsch in Gronau 
eine große Bedeutung zu. Wir sagen im 
letzten Teil unseres Ostermarschaufrufs 
2014: „Wir in NRW: Der Kriegsvorbe¬ 
reitung entgegentreten.“ Und da gibt es 
mehr als genug zu tun. Mit Rheinmetall 
in Düsseldorf, mit ThyssenKrupp in Es¬ 
sen befinden sich zwei der größten Rüs¬ 
tungskonzerne in NRW. Das wird bei den 
Veranstaltungen am Samstag in Duisburg 
beim Auftakt und Sonntag in Herne The¬ 
ma sein und Tobias Pflüger wird beim Ab¬ 
schluss, dem Friedensfest in Dortmund 
am Ostermontag mit einem: „Nein zu 
deutschen Kriegseinsätzen - Nein zum 
Drohnenkrieg“, eindeutig Stellung bezie¬ 
hen. Ob die Abschottungspolitik der EU 
gegen Flüchtlinge, die Bundeswehr raus 
aus Schulen und Rathäusern und nicht 
zuletzt der vom Staat geduldete Rassis¬ 
mus und die Volksverhetzung durch Na¬ 
zis und Rechtsaußen, sie werden auf vie¬ 
len Veranstaltungen eine Rolle spielen. 


UZ: Weltweit gibt es viele Konflikte. Am 
stärksten bewegt uns zur Zeit die Ent¬ 
wicklung rund um die Ukraine. Wie beur¬ 
teilst Du den Konflikt? Welche Rolle wird 
er auf dem Ostermarsch spielen? 

Willi Hoffmeister: Um mit der letzten 
Frage anzufangen. Dieser letzte Kon¬ 
flikt in der langen Reihe von Ausein¬ 
andersetzungen konnte im schriftlichen 
Aufruf des Ostermarsches Rhein Ruhr 
wegen der frühen Endredaktion noch 
keine Berücksichtigung finden. Das be¬ 
deutet jedoch nicht, dass die Ukraine in 
den Redebeiträgen keine Rolle spielen 
wird. Die Gesamt-Strategie der US-Poli- 
tik und der NATO werden immer offen¬ 
sichtlicher: Den eigenen Machtbereich 
ausbauen, Ressourcen habhaft machen 
und den Markt bestimmen. Dazu ist ih¬ 
nen jedes Mittel recht. Genutzt wird 



In Erwartung besten Ostermarsch- 
Wetters hat Willi Hoffmeister schon 
mal die Jacke ausgezogen. 


jede Gelegenheit auch eines zunächst 
berechtigten Volkszorns für die Durch¬ 
setzung der eigenen Ziele. Wenn Worte 
nicht reichen, richten es die Waffen. Die 
Ukraine war auf diesem Strategiepa¬ 
pier schon lange verzeichnet. Vielleicht 
offenbart uns die Geschichte mal, wer 
welche Lunten wo gelegt hat. Ein Boxer 
und seine Ex-Präsidentin allein können 
solches nicht schaffen. Ich bin froh dar¬ 
über, dass die Krim von einem Bürger¬ 
krieg verschont wurde. Vielleicht ist es 
mir vergönnt, dieses schöne Fleckchen 
Erde noch mal zu besuchen. Dies ist mei¬ 
ne persönliche Meinung. Wie das Thema 
bei den Ostermärschen seinen Nieder¬ 
schlag finden wird, das wird sich zeigen. 

UZ: Welche kriegerische Entwicklung be¬ 
reitet Dir die meiste Sorge? 

Willi Hoffmeister: Es ist der Umbau der 
Bundeswehr zu einer Interventionsar¬ 
mee und die damit eng verbundene all¬ 
gemeine Militarisierung des öffentlichen 
Lebens, die schleichend in Volkes Köpfe 
transferiert wird. Die bürgerlichen Me¬ 
dien stehen dafür fast geschlossen zur 
Verfügung. Keine Lüge ist zu schade. 
In wenigen Tagen jährt sich der völker¬ 
rechtswidrige NATO-Überfall auf Jugo¬ 
slawien zum 15. Mal. Es war eine SPD/ 
Grüne-Regierung, unter der dieser erste 
Kriegseinsatz Deutschlands nach 1945 
beschlossen wurde. Der seinerzeit ver¬ 
antwortliche Bundeskanzler Schröder 


hat vor kurzen verlautbart, das sei falsch 
und völkerrechtswidrig gewesen. Späte 
Einsicht. Die Toten der Brücke von Var¬ 
varin werden davon nicht wieder zum 
Leben erweckt - aber vielleicht setzt er 
sich für eine Entschädigung ein? Wenn 
ich heute deutsche Politik anschaue, wie 
sie jetzt in München auf der sogenannten 
NATO-Sicherheitskonferenz durch Mer¬ 
kel, Steinmeier und den 1. Bundesbürger 
Gauck zelebriert wurde, dann packt mich 
schon das Grausen. Ich halte es mit dem 
Satz in unserem Aufruf: „Rüstung und 
Militär lösen keine Konflikte.“ 

UZ: Wie viele Märsche wird es in diesem 
Jahr geben. Welche Beteiligung erwartest 
Du? 

Willi Hoffmeister: Es wird sich sicher 
im Rahmen von zirka 80 Märschen und 
Aktionen der Friedensbewegung bewe¬ 
gen. Die Teilnahme ist jeweils im vorhi¬ 
nein schwer einzuschätzen. Ich kann nur 
aus meiner Jahrzehnte langen Erfahrung 
sagen, da sind einmal die Überzeugten, 
die immer gegen Krieg, Hass und Unge¬ 
rechtigkeit auf die Straße gehen und ihre 
Stimme erheben. Da sind auch diejeni¬ 
gen mit dem Gefühl der eigenen Betrof¬ 
fenheit, das sie antreibt sich zu bewegen. 
Ich müsste mich täuschen, wenn der Uk¬ 
raine-Konflikt, so notwendig es wäre, un¬ 
sere Mitbürgerinnen massenhaft zu den 
Ostermärschen treibt. Die momentane 
Hetze nicht nur von „Bild“ und „Blöd“ 
gegen Russland geht nicht spurlos an vie¬ 
len Köpfen vorbei. Sie unterscheidet sich 
kaum von der seinerzeitigen Jugoslawi- 
en-Hetz-Kampagne. Das sind Zeiten, wo 
es der Friedensbewegung schwer fällt zu 
überzeugen. 

UZ: Was kann frau/man tun, um für den 
Ostermarsch zu mobilisieren? 

Willi Hoffmeister: Ganz einfach! Zuerst 
die eigenen Marschstiefel schnüren - mit 
gutem Beispiel vorangehen. Bekannte, 
Verwandte, Nachbarn, Freund(e) und 
-innen einladen, die Kolleginnen nicht 
vergessen usw. 

Zur Unterstützung für die Überzeugungsarbeit 
gibt es den großen Flyer (sechs Seiten Din A4) 
mit Aufruf, den Unterschriften, Streckenpro¬ 
gramm und Zeiten. Der kleine Flyer mit der ge¬ 
nauen Strecke, örtlichen Kundgebungsorten, 
und Gesamtprogramm. Dann ist da noch das 
Plakat DIN A3. (Lässt sich überall unterbringen) 
Nicht zu vergessen den Ostermarsch-Rhein- 
Ruhr-Button 2014 zu 1 Euro das Stück. Alles 
erhältlich bei den örtlichen Friedensinitiativen 
oder bestellen beim Ostermarsch-Büro bei der 
DFG-VK Landesgeschäftsstelle, 44145 Dort¬ 
mund, Braunschweiger Str. 22, Tel: 0231-8180- 
32, Fax -31, e-mail: dfg-vk.nrw@t-online.de. 
Informationen zu allem wie immer auf der 
Homepage http://www.ostermarsch-ruhr.de. 
Da steht auch die Nummer des Spenden-Kon- 
tos. Jetzt nur noch: MITMACHEN bei der größten 
Friedensaktion eines jeden Jahres in der Flä¬ 
che: dem OSTERMARSCH! eine Stunde, einen 
Tag, am Sonntag beim Fahrradcorso, oder auch 
nur bei einer Veranstaltung! Es bleibt dabei: 
„Unser Marsch ist eine gute Sache!“ 

Die Fragen stellte Adi Reiher. 
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Fukushima 

drei Jahre danach 

Drei Jahre dauert die Katastrophe in Japan schon an - und erst 
allmählich wird ihr wahres Ausmaß sichtbar: kontaminierte Ge¬ 
biete, Gesundheitsschäden und noch immer heiße Reaktoren, 
die jederzeit wieder außer Kontrolle geraten können. Auch bei 
uns laufen noch neun AKW; schon denken die ersten wieder of¬ 
fen über Laufzeitverlängerungen nach. Fukushima jedoch mahnt: 
Alle Atomkraftwerke abschalten! Das forderten Hunderttausende 
weltweit, vor allem in Japan und allein in Deutschland bei mehr 
als 240 Mahnwachen unter anderem in Jülich, auf den Rhein¬ 
brücken zwischen Basel und Straßburg/Kehl an den AKW in Ne¬ 
ckarwestheim und in Fessenheim. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Massenmörder beim BND 

„Walther Rauff- In deutschen Diensten“ 


„Der Vernommene wird im Fall einer Freilassung 
als Bedrohung betrachtet und sollte es nicht zu 
einer eigentlich wünschenswerten Hinrichtung 
kommen, wird lebenslange Inhaftierung empfoh¬ 
len.“ So resümierte der britische Major Wedekind 
in seinem 36-seitigen Bericht vom 29. Mai 1945 
in Florenz die von ihm mit dem hohen SS- und 
SD-Offizier Walther Rauff geführten Verhöre. 
(S. 208 f.) Die Folgerung erscheint nach der Lek¬ 
türe der ersten Hälfte des Buches zwingend be¬ 
gründet. Den Überzeugungen und vorangegange¬ 
nen Handlungen Rauffs zufolge hätte allerdings 
der junge jüdische Vernehmungsoffizier längst 
im Gaswagen oder Vernichtungslager sein Da¬ 
sein beschließen sollen. Das Lesen der zweiten 
Hälfte belehrt einmal mehr darüber, dass in der 
im September 1949 konstituierten Bundesrepu¬ 
blik Deutschland andere moralische Maßstäbe 
und gesellschaftspolitische Ziele für den Umgang 
mit NS-Tätern und dem bis Mai 1945 Geschehe¬ 
nen galten. 

Zwischen Einleitung und Epilog hat Cüppers sei¬ 
ne biographische Studie in vierzehn Kapitel ge¬ 
gliedert. Die ersten sechs umfassen die Herkunft 
und Entwicklung von Walther Rauff (1906-1984) 
bis zur Gefangennahme am 30. April 1945 in 
Mailand. Es folgen acht Kapitel zu den Wegen 
des NS-Verbrechers in den Nachkriegsjahrzehn¬ 
ten. Abschließend finden sich Abkürzungs- und 
Abbildungsverzeichnisse, Quellen und Literatur 
sowie je Personen- und Ortsregister. Damit liegt 
eine Täterbiographie vor, die Lebensweg, Karrie¬ 
re und Blutspur eines hohen SD- und SS-Führers 
bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges detailliert 
nachzeichnet. Nicht minder akribisch werden des¬ 
sen Chancen, Verhalten und Weggefährten in der 
Folgezeit beschrieben. Wesenszüge des deutschen 
Faschismus wie der Bundesrepublik Deutschland 
als restaurativem Nachfolgestaat treten deutlich 
hervor. Walther Rauff, bemerkt der Autor einlei¬ 
tend, „war viele Jahre einer der meistgesuchten 
Täter des Holocaust. Verantwortlich ist er für den 
Tod von mehreren hunderttausend Menschen.“ 
(S. 7) Vorrangige Fragestellungen der Biographie 
seien die Motive und Faktoren, die ihn zum Täter 
werden ließen, sowie die „Chance, dem Nachle¬ 
ben eines NS-Verbrechers im Anschluss an den 
Zusammenbruch des Dritten Reiches nachzuge¬ 
hen.“ (S. 9) 

★ 

„1. Aus Sachsen in die Welt 66 (S. 19-39) beschreibt 
die Herkunft des 1906 in Köthen geborenen Sohn 
des Bankprokuristen Otto Rauff, das konserva¬ 
tive soziale Milieu, Kindheit und Jugend. Bald 
war die Familie nach Magdeburg gezogen. Der 
Abiturient entschied sich für den Eintritt in die 
Reichsmarine und es folgt „2. Die Karriere auf 
See 66 (S. 40-69). Rauff wurde am 31. März 1924 für 
eine Offizierslaufbahn und zwölfjährige Dienst¬ 
zeit in die Reichsmarine übernommen. Der Leser 
erfährt Einzelheiten der Ausbildung und Episo¬ 
den im Leben des künftigen Berufsoffiziers, dar¬ 
unter, „dass die Marineleitung und die Mehrzahl 
der ausbildenden Führungskräfte die demokrati¬ 
sche Ausrichtung der Republik nicht akzeptierten 
und sich diese staatsfeindliche Orientierung auch 
in den Ausbildungsinhalten niederschlug“. (S. 53) 
Nach der Offiziershauptprüfung im März 1927 zum 
Obermaat, ein Jahr später zum Oberfähnrich und 
im Oktober 1928 zum Leutnant befördert, wurde 
Rauff im Minensuchdienst eingesetzt. Er begann 
auf einem Minensuchboot unter Kommandant 
Friedrich Rüge, der später erster Marine-Chef der 
Bundesrepublik wurde. 

Als Oberleutnant zur See war Rauff ab 1930 in 
Kiel in der Offiziersausbildung und ab Herbst 1933 
als Kommandant von Räumbooten eingesetzt. 
Später kamen Aufgaben bei den Segelwettbewer¬ 
ben der Olympischen Spiele 1936 sowie weiterhin 
im Minensuchwesen auf ihn zu. Die entscheidende 
Zäsur erwuchs aus der privaten Sphäre. Die Um¬ 
stände beim Scheitern seiner ersten Ehe sowie 
eine neue Beziehung zur späteren zweiten Ehe¬ 
frau brachten Rauff in Konflikt mit dem Ehrenko¬ 
dex der Marine. Gezwungen, um Abschied zu er¬ 
suchen, schied der Kapitänleutnant im Dezember 
1937 aus der Kriegsmarine aus. Mit „einem tiefen 
biographischen Bruch konfrontiert“ (S. 69), hatte 
er sich neu zu orientieren. 

„3. Geheimdienstlaufbahn in Berlin 66 (S. 70-108) 
beschreibt den Ende 1937 eingeleiteten Über¬ 
gang Rauffs zur SS, der vom Marine-Offizier des 
Ersten Weltkrieges, Angehörigem der Marineb¬ 
rigade Erhardt und NSDAP-Mitglied seit 1920, 
SA-Obergruppenführer Dietrich von Jagow, zum 
Chef von Sicherheitspolizei und Sicherheitsdienst 
(SD), Reinhard Heydrich, vermittelt wurde. Heyd- 
rich war 1931 selbst nach einem ehrengerichtlichen 
Verfahren aus der Marine entlassen worden und 
stand - wie Cüppers wohl zutreffend vermutet - 
auch deshalb dem Bewerber Rauff aufgeschlos¬ 
sen gegenüber, der zuvor beruflich wie politisch¬ 


ideologisch nicht durch besondere Eignungen für 
eine SS-Karriere aufgefallen war. Anfang 1938 
trat Rauff in die Allgemeine SS ein und nahm 
eine Tätigkeit im SD-Hauptamt auf. Erste Aufga¬ 
ben betrafen die Annexion Österreichs. Noch im 
gleichen Jahr wurde er Hauptsturmführer der SS. 
„Wie seine weitere Karriere zeigt, begann er sich 
zunehmend der Ideologie des Dritten Reiches zu 
verschreiben. Nicht mehr der Marine, sondern der 
SS als Eliteorganisation des Dritten Reiches soll¬ 
te fortan seine Loyalität gehören.“ (S. 81) Nach 
Erfüllung rassistischer Bedingungen der SS für 
Eheschließungen ihrer Angehörigen und Ent¬ 


scheidung durch Himmler wurde die zweite Ehe 
geschlossen. 

Rauff gehörte einer der beiden SS-Einsatzgruppen 
an, die im März 1939 der Wehrmacht bei der Un¬ 
terwerfung der Tschechoslowakischen Republik 
folgten. Tausende deutsche Emigranten und tsche¬ 
choslowakische Kommunisten wurden verhaftet. 
Nach der Rückkehr zum SS-Sturmbannführer be¬ 
fördert, wurden ihm Aufgaben in Vorbereitung 
des Überfalls auf Polen übertragen. In dem am 
1. September 1939 in Polen beginnenden Vernich¬ 
tungskrieg wirkte Rauff in der SD-Zentrale mit. 
Er nahm an einer Besprechung oberster SS-Führer 
am 7. September teil, auf der Werner Best als Ver¬ 
treter Heydrichs das Unterdrückungs- und Ver¬ 
nichtungskonzept für Polen vortrug, fertigte das 
Protokoll an und war „spätestens mit diesem Tag 
über die mörderischen Grundzüge der deutschen 
Besatzungspolitik im Bilde.“ (S. 93) Die systema¬ 
tische Ermordung der Juden und Polen war aus¬ 
drücklicher Teil der Planungen und Maßnahmen; 
sie wurde unverzüglich eingeleitet. Bald gewann 
Rauff „einen einzigartigen Einblick in den in Po¬ 
len in Gang gesetzten Massenmord“. (S. 96) Er war 
in die Formierung des „Reichssicherheitshaupt¬ 
amtes“ (RSHA) als Zentrale der europaweiten 
Ausrottungspolitik einbezogen. Heydrich über¬ 
trug ihm die Leitung der Gruppe II D für tech¬ 
nische Angelegenheiten, die sieben Referate und 
Dutzende Mitarbeiter umfasste. Mit Beginn der 
Besetzung Norwegens und Dänemarks im April 

1940 baute Rauff dort Nachrichtenverbindungen 
auf. Im Krieg gegen Frankreich wurde er bis April 

1941 nochmals bei der Marine eingesetzt. 

Der inzwischen zum SS-Obersturmbannführer und 
Korvettenkapitän der Reserve Beförderte hatte 
sich nun der Ausrüstung der SS-Einsatzgruppen für 
den bevorstehenden Krieg gegen die Sowjetunion 
zu widmen. Mit dem Kapitel „4. Mobile Gaskam¬ 
mern für den Völkermord 66 (S. 109-144) wird jener 
spezifische Beitrag Rauffs zum planmäßigen und 
technisch stets vervollkommnten Massenmord 
dargestellt, der später international vor allem mit 
seinem Namen verbunden wird. Für die flächende¬ 
ckende Ermordung jüdischer Frauen, Kinder und 
Männer sowie Exekutionen sowjetischer Soldaten 
und Partisanen erwiesen sich Erschießungen als 
nicht effektiv genug und teilweise belastend für 
die eingesetzten Kommandos. Die Tötung in für 
Giftgas präparierten Lastkraftwagen wurde vor 
und neben den Gaskammern der Vernichtungsla¬ 
ger eine Variante der Ausrottung. Rauff leitete die 
technisch zuständige Abteilung und widmete sich 
dieser Aufgabe mit großem persönlichen Einsatz. 
Cüppers beschreibt die technischen Bemühungen, 
die industriellen Kooperationspartner und die Ver¬ 
nichtungspraxis einschließlich der Einsatzorte. 
Die Kapitel 4 und 5 (S. 145-180) behandeln die 
Einsätze für den Krieg im Nahen Osten sowie als 
Chef von SD und Sicherheitspolizei in Tunesien. Im 
Sommer 1942 wurde Rauff Chef eines SS-Einsatz- 
kommandos für Nahost, das im Gefolge der Pan¬ 
zerarmee Rommels wirksam werden sollte. Die na¬ 


zistische Führung setzte auf arabische Kräfte, die 
der britischen Kolonialmacht feindlich gegenüber¬ 
standen und Sympathien für Hitlerdeutschland als 
deren Gegner hegten. Mit dem Scheitern der deut¬ 
schen Offensive in Ägypten und dem beginnenden 
Rückzug erledigte sich der Einsatz des zunächst 
in Athen stationierten SS-Kommandos. Nach der 
Landung alliierter Streitkräfte in Nordafrika Ende 
1942 wurde Rauff als Chef der Sicherheitspolizei 
und des SD in Tunesien eingesetzt. Mit seinem 
Kommando und arabischen Kollaborateuren lei¬ 
tete er von Tunis aus die brutale Verfolgung der 
Juden ein. Kurz vor der Kapitulation am 13. Mai 


1943 wurde die SS-Gruppe nach Neapel ausgeflo¬ 
gen. Es folgten „6. Besatzungst error und Kriegs¬ 
ende in Italien 66 . (S. 181-204) Nach der Invasion 
der Alliierten in Süditalien, ihrem Vormarsch und 
dem Wechsel Italiens auf ihre Seite wurde Rauff 
der Befehl über die Region Mailand,Turin und Ge¬ 
nua übertragen. Seine SS-Zentrale richtete er im 
Mailänder Hotel „Regina“ ein; „für die nächsten 
18 Monate sollte das Hotel die Terrorzentrale für 
die gesamte Region sein.“ (S. 184) Das bedeutete 
vor allem, die verbliebene jüdische Bevölkerung zu 
deportieren sowie die Partisanenbewegung rück¬ 
sichtslos zu bekämpfen. Angesichts der absehbaren 
Niederlage sondierte Rauff in Kreisen des Vatikans 
und wurde ab Januar 1945 vom Höchsten SS- und 
Polizeiführer Karl Wolff in Pläne für einen Sepa¬ 
ratfrieden mit den Alliierten in Italien einbezogen. 
Die militärische und politische Entwicklung ging 
über solche Manöver hinweg. 

Mit „7. Gefangenschaft und Flucht 66 (S. 205-224) 
begann die Nachkriegszeit, die schließlich für den 
Massenmörder viele Verbündete und Chancen be¬ 
reithielt. Es begann mit der Flucht aus dem La¬ 
ger Rimini sowie der Unterstützung von katholi¬ 
scher Seite wie von nazistischen Gefährten. Ka¬ 
pitel 8 und 9 (S. 225-264) beinhalten die Flucht 
über die „Rattenlinie“ zunächst nach Syrien, dann 
Ende 1949 nach Ecuador und bis zum schließli- 
chen Aufenthalt in Chile ab 1958. Die mehrheit¬ 
lich deutschnationalen und pronazistischen, ohne¬ 
hin antikommunistischen Ressentiments unter der 
deutschen Minderheit in lateiamerikanischen Staa¬ 
ten erleichterten dem unbelehrbaren Antisemiten 
und NS-Täter, sich einzuleben. Ein Anfang 1956 
gestellter Antrag auf Pensionszahlungen für seine 
Marine-Zeit war abgelehnt worden, da Zweifel an 
seinem Wohnsitz vor dem 8. Mai 1945 und seiner 
späteren bundesdeutschen Staatsbürgerschaft be¬ 
standen. Andere Ablehnungsgründe konnten west¬ 
deutsche Behörden in der Person des Antragsstel¬ 
lers nicht bemerken. 

★ 

In den folgenden Kapiteln 10-12 tritt die bun¬ 
desdeutsche Nachkriegsgeschichte mit charakte¬ 
ristischen Momenten in den Vordergrund: „Die 
westdeutsche Justiz auf der Spur des NS-Täters 66 
(S. 265-274), „Mitarbeiter beim Bundesnachrich¬ 
tendienst 66 (S. 275-304) sowie „Auslieferung an die 
Bundesrepublik? 66 (S. 305-333) Cüppers bemerkt, 
das Justizwesen habe „sich während der ersten Jah¬ 
re der Republik weder für Rauff noch für zahlrei¬ 
che andere hochrangige Naziverbrecher ernsthaft 
interessiert.“ Eher stand „die Aussöhnung ehema¬ 
liger Tätergruppen mit der Gesellschaft im Vor¬ 
dergrund. Justizielle Verfolgung hatten die meis¬ 
ten NS-Täter daher kaum zu befürchten.“ (S. 265) 
Rauff wurde 1953 ein bundesdeutscher Reisepass 
ausgestellt und er machte seine Pensionsansprü¬ 
che geltend. Bei gleichzeitigen Ermittlungen ge¬ 
gen Mittäter der Gaswagenmorde wurden zwar der 
Unwille und die Nachlässigkeit von Behörden und 
Juristen bei der Aufklärung sichtbar, der Blick auf 
Rauff jedoch immer wahrscheinlicher. 


Rauff erhielt Ende 1958 über einen SS-Kameraden 
ein Angebot zur Mitarbeit im westdeutschen Ge¬ 
heimdienst. Der Adressat war von den Aussichten 
sehr angetan: „Damit konnte er fast nahtlos an sei¬ 
nen früheren, in Himmlers Elite geführten Kampf 
gegen den Bolschewismus anschließen.“ (S. 276) 
Als „Enrico Gomez“ zunächst ab Januar 1959 als 
Gelegenheitsquelle geführt, wurde der SS-Verbre- 
cher Ende 1959 zum großzügig bezahlten Mitarbei¬ 
ter des BND, der in lateinamerikanischen Staaten 
ein vor allem gegen das revolutionäre Kuba gerich¬ 
tetes Agentennetz aufzubauen und zu leiten hat¬ 
te. Cüppers stellt die Teilergebnisse, Widrigkeiten 
und Grenzen dieses Unternehmens dar. Von April 
bis Juni 1960 besuchte Rauff mit seiner Frau die 
Bundesrepublik, wobei er Geschäftskontakte mit 
privaten Besuchen sowie Gesprächen und Schu¬ 
lungen beim BND verband. Kurz danach leitete 
die zuständige Staatsanwaltschaft Hannover im 
Juni 1960 Ermittlungen gegen ihn ein und es wur¬ 
de Haftbefehl erlassen. Ungeachtet dessen reiste 
er, dessen Frau im September 1961 verstorben war, 
im Februar 1962 unter seinem Klarnamen unbehel¬ 
ligt erneut in die Bundesrepublik ein und beriet mit 
dem BND weitere Aufträge. Erst mit dem lange 
verschleppten bundesdeutschen Auslieferungsbe¬ 
gehren an Chile wurde er vom BND am 3. Januar 
1963 als Agent abgeschaltet. 

Nach einer Auslieferungshaft, Verhören und lang¬ 
wierigen juristischen Auseinandersetzungen lehnte 
der 1. Senat des Chilenischen Obersten Gerichts¬ 
hofs im Ergebnis einer B erufungsVerhandlung am 
26. April 1963 das Auslieferungsersuchen der Bun¬ 
desrepublik ab, da die Straftaten nach chilenischem 
Recht nach 15 Jahren verjährt seien. Rauff wurde 
freigelassen und konnte sicher sein, dass er niemals 
mehr für seine Verbrechen angeklagt oder gar ver¬ 
urteilt wird. Neben dem Bezug eines Schweigegel¬ 
des vom BND schuf er sich in einem Fischverarbei¬ 
tungsbetrieb eine Existenzgrundlage. Unter „13. 
Unter Allende und Pinochet 66 (S. 334-359) nennt 
der Autor Versuche von Simon Wiesenthal, Wien, 
unter Präsident Salvador Allende eine neue An¬ 
klage zu erreichen. Sie scheiterten an der chileni¬ 
schen Rechtslage. Schließlich hielten „die chileni¬ 
schen Militärs um Pinochet ab 1973 ihre schützen¬ 
den Hände über den deutschen NS-Täter“. (S. 355) 
★ 

Kapitel „14. Sicherer Lebensabend 66 (S. 360-391) 
schildert die letzten Lebensjahre des Alkoholikers, 
Antisemiten und unverbesserlichen Nazis. 1979 be¬ 
suchte ihn sein früherer SS-Chef in Italien, Karl 
Wolff. Dieser war 1964 wegen Beihilfe zum Mord 
in mindestens 300 000 Fällen zu 15 Jahren Haft ver¬ 
urteilt worden. Durch Haftverschonung kam Wolff 
bereits 1969 frei und konnte sich auf einer von der 
Zeitschrift „Stern“ finanzierten Reise mit SS-Ka- 
meraden im Exil treffen. Rauff äußerte sich im 
Bundestagswahlkampf 1980 abfällig über Kanzler 
Helmut Schmidt; dagegen und keinesfalls überra¬ 
schend „schnitt dessen Herausforderer Franz-Josef 
Strauß ungleich besser ab.“ (S. 364) Der niemals vor 
Gericht gestellte Juden- und Kommunistenhasser 
und Massenmörder starb am 14. Mai 1984. 

Ludwig Elm 

Martin Cüppers: Walther Rauff - In deutschen 
Diensten. Vom Naziverbrecher zum BND-Spion, 
Wissenschaftliche Buchgesellschaft, Darmstadt 
2013, 438 S. (Veröffentlichungen der Forschungs¬ 
stelle Ludwigsburg der Universität Stuttgart, 
Bd. 24. Hrsg, von Klaus-Michael Mallmann und 
Martin Cüppers) 



Martin Cüppers 


Marine, Massenmord und Exil 

WBG^ 

Wissen verbindtt 



Rauff war nicht nur in die Formierung des„Reichssicherheitshauptamtes“ (RSHA) als Zentrale der euro¬ 
paweiten Ausrottungspolitik einbezogen (hier Verhaftung und Abtransport jüdischer Männer in Polen). 
Als Leiter der Abteilung II D im RSHA entwickelte Rauffeinen Plan, Lastkraftwagen mit einem geschlos¬ 
senen Aufbau auszustatten und als mobile Gaskammern zu einzusetzen-sein spezifischer Beitrag zum 
planmäßigen und technisch stets vervollkommneten Massenmord. 
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II 


Solidarische Welt“ als Markenkern 


Interview mit Schmiddl von der Oma Körner Band 


UZ: „Die Oma Körner Band ist ein 
Auffangbecken für ältere Menschen, 
die ihre Stimmbänder seit Jahrzehnten 
für Frieden und soziale Gerechtigkeit 
opfern. Die Bands, aus denen sie kom¬ 
men, sind Frührentnern und anderen 
Menschen mit ausgeprägtem Lang¬ 
zeitgedächtnis unter den Namen Pe¬ 
ter, Paul & Barmbek, Radio Barmbek, 
Antropos und String Band vielleicht 
noch erinnerlich 

So habt ihr euch selbst auf eurer Inter¬ 
net-Seite und für das Pressefest 2011 
beschrieben, Schmiddl Viele fragen 
sich, woher kommt der Name Oma 
Körner Band? Eigentlich seid ihr zu 
temperamentvoll für diesen Namen. 

Schmiddl: Kennt ihr Marianne Wilke? 
Die Mutter unseres Gitarristen und 
des Bratschisten von Rotdorn? Die 
ist schon mehrfache Ur-Oma und hat, 
wenn sie beispielsweise für die VVN 
spricht, immer noch ein Temperament, 
das tief bewegt. Oma zu sein bedeutet 
nicht am Stock zu gehen. 

Das war auch bei Oma Körner so. 
Gudrun, unser Banjo, ist eine gebore¬ 
ne Körner. Als ihre Mutter 70 wurde, 
haben wir nach ein paar Jahren Pause 
eine Band aus alten Freunden zusam¬ 
mengestellt, um ihre etwa 100 Gäste 
mit plattdeutschen Liedern zu beglü¬ 
cken. Die örtliche Presse war anwe¬ 
send und fragte nach unserem Beitrag, 
wie die Band denn wohl heißen wür¬ 
de. „Äh ..., äh ...“ über einen Namen 
hatten wir so wenig nachgedacht wie 
über einen zweiten Auftritt, also sagten 
wir spontan und wahrheitsgemäß, „Wir 
sind die Oma Körner Band“. Und da¬ 
mit können wir seit 25 Jahren gut leben. 
Oma Körner war zwar überhaupt nicht 
links, aber sie hat ein schwieriges Le¬ 
ben lächelnd gemeistert, drei wunder¬ 
bar soziale Kinder großgezogen und ist 
aufrecht und mit Würde in die Demenz 
marschiert. Ich habe sie sehr geliebt. 

UZ: Ihr seid seit vielen Jahren auf Tour, 
habt verschiedene CDs heraus gebracht 
und immer wenn man euch braucht, seid 
ihr da! Was motiviert euch, euch so en¬ 
gagiert für die Belange der Schwachen 
einzusetzen? 




Insofern setzen wir uns weniger für die 
Belange der Schwachen ein als für die 
Stärkung der Aktiven. 

UZ: Ihr gehört gewissermaßen zum 
„lebenden linken Inventar“ unserer 
Pressefeste - sowohl der früheren gro¬ 
ßen als auch der jetzigen feinen und 
kleinen, und wir freuen uns, dass ihr, 
als wichtige linke Liedermacher, im¬ 
mer wieder unser Kulturprogramm be¬ 
reichert. Unvergessen sind eure Auftrit¬ 
te als Musikbox. 

Wie gefällt euch die Atmosphäre auf 


unseren Festen? Gibt es Kritikpunkte, 
Verbesserungsvorschläge von euch? 

Schmiddl: Wer dein UZ-Tagebuch 
verfolgt, wird unsere Anregungen ge¬ 
lesen haben, die du ja vor ein paar 
Wochen veröffentlicht hast. Sie sind 
keine Kritik, sondern einfach ein paar 
neue Ideen. Kritisieren tut ihr euch in¬ 
tern ja genug, deshalb hoffen wir, dass 


neue Ideen dazu beitragen, wieder den 
Blick nach vorne zu öffnen. Das Einzi¬ 
ge, was ich auf den letzten Festen wirk¬ 
lich schade fand, war die Tatsache, dass 
man die Zeitpläne direkt in die Tonne 
werfen konnte. Außer dem Top-Act 
um 20 Uhr auf der Hauptbühne fand 
wenig dann und dort statt, wie es im 
Programm stand. Das war früher so 
toll, dass man sicher sein konn¬ 
te, dass „Kunos kesses Kamp- 
forchester“ um 15 Uhr 30 auf 
Bühne XY spielt. Das ist lei¬ 
der verloren gegangen. 


Leider für die Gäste, für die Künstle¬ 
rinnen und Künstler und damit für das 
ganze Fest. 

Als grundsätzlichen Verbesserungsvor¬ 
schlag wiederhole ich meine alte Lei¬ 
er: Ich finde erstens, ihr müsstet euch 
entscheiden, was das UZ-Fest sein 
soll: Eine öffentliche Mitglieder-Fete 
mit vielen blauen Hemden und herz¬ 
haften Kampfliedern der Vergangen¬ 


heit oder eine PR-Veranstaltung für 
eine antikapitalistische Partei, die Wer¬ 
bung für ihre Positionen macht. Unsere 
Vorschläge, in dem bereits erwähnten 
UZ-Fest-Konzept, stehen ja unter dem 
Leitgedanken „Für eine solidarische 
Welt“. Ich wünschte mir, eure Partei 
würde dieses schlichte Motto zu dem 
_ _ __ ___ machen, was ande- 

fcfchLx re Parteien ih- 
ren„Marken- 
l\ kern“ nen¬ 
nen. Und 
\ wahr¬ 
schein- 
'■lieh 
wer- 
/ den 
viele 

■ sa S en 
I f' „Aber 
I; das ist doch 
seit jeher die 
Maxime unse- 
rer Partei“, was 
natürlich wahr, aber 
für Außenstehende nicht 
unmittelbar erkenntlich ist. 

Wenn man die UZ auf schlägt wird man 
ganz wuschig im Kopf, wenn man liest 
in welchen kleinen und großen, loka¬ 
len, nationalen und internationalen 
Auseinandersetzungen sich Mitglieder 
der DKP engagieren. Ich fürchte im¬ 
mer, dass sich das Bild von euch dabei 
zerfleddert, weil ihr überall ja nur mit 
vergleichsweise wenig Personal dabei 
sein könnt. 

Wenn aber all die Aktionen immer wie¬ 
der hör- und lesbar unter dem Leitge¬ 
danken „Für eine solidarische Welt“ 
zusammengefasst würden, dann wäre 
jede kleine Aktion nicht nur eine klei¬ 
ne Aktion, sondern ein Schritt zum gro¬ 
ßen Ziel. Und damit eine klare Orien¬ 
tierungshilfe für die vielen, die inzwi¬ 
schen die herrschenden Verhältnisse 
überwinden möchten. 

UZ: Wir freuen uns auf eure Auftritte. 

Schmiddl: Wir freuen uns auf das größ¬ 
te Fest der deutschen Linken. 

Die Fragen stellte Uli Abczynski 


Schmiddl: Das mit dem „Da sein, 
wenn man uns braucht“, lassen wir mal 
dezent beiseite. Es ist leider so, dass 
einige von uns sehr viel im In- und 
Ausland arbeiten müssen. Einige, die 
nicht so gut verdienen, machen zusätz¬ 
lich Tanzmusik, um die nötigen Taler 
nach Hause zu bringen. Somit sind ge¬ 
meinsame Termine ein gemeinsames 
Problem. 

Aber wemTs geht, rattern wir los. Ich 
verstehe uns als Teil der Reklame- 
Abteilung der Linken. Wir versuchen 
Menschen zu bewegen, in einer linken 


Partei, in einer Gewerkschaft, bei ei¬ 
ner NGO mitzumachen oder für ei¬ 
nen Frosch-Tunnel unter der B 432 zu 
kämpfen. 

Nur wer sich konkret für ein noch so 
kleines Ziel in dieser Gesellschaft ein¬ 
setzt, erlebt, in was für einer Gesell¬ 
schaft wir leben. Versucht mal eine 
neue Ampelanlage an eurer Straße zu 
bekommen... 


Dramaturg und „Kaschpar“ 


Armin Stolper zum 8o. Geburtstag 


Was man über den Jubilar zuvorderst 
sagen muss: Armin Stolper ist dem 
Sozialismus, dessen Weitsicht und ge¬ 
sellschaftlichem Auftrag, über Jahr¬ 
zehnte treu geblieben. Sein umfang¬ 
reiches schriftstellerisches und dich¬ 
terisches Lebenswerk weist in seiner 
ethischen und moralischen Grundhal¬ 
tung keine signifikanten Brüche auf - 
auch nicht nach der „Wende“ und den 
durch sie grundlegend gewandelten 
gesellschaftlichen deutschen Verhält¬ 
nissen. Verändert haben sich lediglich 
die Sujets seiner Werke und die von 
ihm bevorzugten Genres sowie die 
Verlage, in denen seine Bücher seit¬ 
her erscheinen. Armin Stolper gehört 
in die vordere Reihe jener nicht gera¬ 
de zahlreichen sozialistischen Autoren 
der DDR, die ungebrochen und mit 
erstaunlicher Schaffenskraft sichtbar 
ihre Ideen weiter verfechten und mit 
Mut und Opferbereitschaft kritisch 
und selbstkritisch am gesellschaftli¬ 
chen Leben unseres Volkes und seiner 
neuesten Geschichte teilnehmen. Sein 
Credo: „Die Menschheit wird im Kom¬ 
munismus leben oder untergegangen 
sein./Ich träume von seiner Schönheit, 
die in der Erfüllung menschlicher, also 
vernünftiger Bedürfnisse besteht, was 
... die Aufklärung und Erziehung des 
Menschengeschlechts einbezieht.“ 
Armin Stolper, am 23. März 1934 als 
Arbeiterkind in Breslau geboren, 
nach der Flucht aus Schlesien 1945 
nun in der Lausitz heimisch gewor¬ 
den, wandte sich schon früh dem The¬ 
ater zu. Senftenberg (1953-59) war die 


erste, das Hallesche Thea¬ 
ter (ab 1966) die schöpfe¬ 
risch fruchtbarste und das 
Deutsche Theater in Ber¬ 
lin (1973-76) die letzte 
Station des Dramaturgen 
bzw. Chefdramaturgen 
Armin Stolper. Seit 1976 
freischaffend, entstand in 
einem halben Jahrhundert 
ein beeindruckendes epi¬ 
sches, dramatisches und 
lyrisches Werk: bestehend 
aus nahezu zwei Dutzend 
Büchern und „Büchern“, 
dabei sein „liebstes Kind“, 
die „Kaschpar“-Bände, 
deren vierter und vorerst 
letzter, „Kaschpars När¬ 
rische Antike“, Ende ver¬ 
gangenen Jahres erschien, 
rund einem Dutzend 
Dramen, davon ihm be¬ 
sonders nahe die „Lausit¬ 
zer Trilogie“, sowie einem 
Band thematisch weit ge¬ 
fächerter, emotional stark 
betonter Lyrik und zahl¬ 
reichen parteilich enga¬ 
gierten Essays und Feuil¬ 
letons, publiziert in den 
verschiedensten Perio¬ 
dika. Stolpers Dramatik, 
die vorwiegend aus Ad¬ 
aptionen sowjetrussischer 
Prosawerke, unter ihnen 
Sergej Antonows Novelle 
„Der zerrissene Rubel“ als 
„Himmelfahrt zur Erde“, 



Unermüdlich, auch mit 8o: Armin Stolper 


und adaptierten klassischen Stoffen 
sowie aus der Behandlung zeitgenös¬ 
sischer Konflikte besteht, verstummt 
mit der „Wende“, da sich ihr keine The¬ 
ater mehr öffnen. Ausnahmen sind die 
erfolgten Aufführungen des Lustspiels 
„ Amphitryon“ in Rudolstadt und 2000 
auf der Wartburg bei Eisenach sowie 
1991 die plattdeutsche Uraufführung 
des Stücks „Der Pferdenarr und die 
Zirkusmadame“ am Intimen Theater 
Rostock. Seine zeitkritische Prosa er¬ 
scheint seit 1990 in kleinen Verlagen, 
die oft unter erheblichen Anstrengun¬ 
gen und großen Opfern progressive 
Literatur verlegen. 

Armin Stolper, der 1970 für sein 
Schaffen den Lessing-Preis der DDR 
erhielt, war stets ein kritischer Beob¬ 
achter und Gestalter des gesellschaft¬ 
lichen Lebens, auch dort, wo er sich 
zu ihm bekannte, wie in der DDR. 
Seine Werke leben von der unüber¬ 
sehbar engen, autobiographisch be¬ 
kennenden Sicht des Autors auf den 
gewählten Stoff und dessen ästheti¬ 
scher Gestaltung. In ihnen spiegeln 
sich seine schlesische Herkunft, seine 
„zweite Heimat“, die Lausitz, sowie 
der stattliche deutsche „Rest“. Ein 


Musterbeispiel ist der „Kaschpar“- 
Zyklus, geschrieben im Stolperschen 
„Wasserpolnisch“ - ein wahres Pan¬ 
optikum überwiegend satirisch gese¬ 
hener neoliberaler bundesdeutscher 
Gegenwart. In der Nachschrift zu 
„Abschied vom Jahr 2000“ bekennt 
der Jubilar, auf seine literarischen 
Vorbilder und seinen grundsätzli¬ 
chen politischen Standort schauend: 
„Als meine Lieblingsdichter nenne 
ich nach wie vor Sean 0‘Casey, Kons¬ 
tantin Georgjewitsch Paustowski und 
Jaroslav Seifert“./Ich bin revolutionär 
und konservativ in einem, und wenn 
mich morgen der Wanderprediger Je¬ 
sus in die Riege seiner Jünger aufneh¬ 
men möchte, dann würde ich ihm sa¬ 
gen: Ja, aber nur, wenn du mir anstel¬ 
le meines Parteibuchs, das ich bei der 
Wende der PDS zurückgegeben habe, 
ein von Lenin unterschriebenes neues 
Dokument aushändigst.“ 

Armin Stolpers Bild vom Menschen 
und seiner gesellschaftlichen Sendung 
ist ungetrübt. Wir wünschen dem un¬ 
ermüdlichen und sympathischen Au¬ 
tor ein schaffensreiches und vor allem 
gesundes neues Lebensjahr 

Bernhard Igel 


Bildungsabend der DKP Frankfurt-Mitte 

Donnerstag, 10. April 

Gemeinsamer Besuch der Aufführung 

der 7. Sinfonie („Leningrader“) von Dmitri Schostakowitsch 

Wir wollen des 70. Jahrestages des Endes der 900-tägigen Blockade Leningrads 
gedenken und das Konzert in der Alten Oper besuchen. 

Es gibt eine Einführung in die historischen Hintergründe und das Werk um 
18.00 im Club Voltaire. 

Konzertbeginn: 20.00,Tickets recht bald bestellen unter hr-ticketcenter.de 
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Aktionstag für die Miami 5 

Politischer Druck auf die USA muss noch erhöht werden 



Vorm Betrieb, auf der Straße 
und auch im Saal 

Die DKP führte zahlreiche Aktionen aus Anlass 
des Internationalen Frauentages durch 


Im Rahmen des weltweiten Aktions¬ 
tages für die Politischen Gefangenen 
rief das Berliner Bündnis zur Befreiung 
der Fünf am 15. März zu einem Akti¬ 
onstag vor der US-Botschaft in Berlin 
auf. Fünf kubanische Aufklärer, die ver¬ 
sucht hatten, weitere Terroranschläge 
der rechtsextremen Exil-Kubaner in 
Miami in Kuba zu verhindern, waren 
in einem unfairen Verfahren zu lang¬ 
jährigen Haftstrafen verurteilt worden. 
Drei von ihnen sitzen immer noch in 
US-Gefängnissen. 

Zahlreiche Redner und Künstler folg¬ 
ten dem Aufruf des Bündnisses und 


In den vergangenen Tagen traten zehn¬ 
tausende Kolleginnen und Kollegen von 
ver.di in Warnstreiks und gingen bundes¬ 
weit auf die Straße. In vielen Städten vie 
in Bottrop, Dortmund und Düsseldorf 
überbrachten Mitglieder der DKP Soli¬ 
daritätsadressen und verteilten Flugblät¬ 
ter an die Streikenden. In Bottrop ver¬ 
sorgten Mitglieder der DKP-Ratsfrak- 
tion die Gewerkschafter auch noch mit 
einem Energieschub in Form von Scho- 
korieglen (so denn die Werbung des Her¬ 
stellers der Wahrheit entspricht). 


In Dortmund verteilten Mitglieder der 
DKP Flugblätter mit dem nachfolgen¬ 
den Text. 

Mehr Geld muss her! 

30 Tage Urlaub für alle! 
Auszubildende übernehmen! 

Die DKP Dortmund unterstützt die Ta¬ 
rif-Forderungen in der Struktur und in 
der Höhe und die Aktivitäten der Be¬ 
schäftigten und der Gewerkschaft ver.di 
in unserer Stadt! 

Auftragsgemäß verurteilt Innenminister 
de Maiziere die Tarifforderung als „maß¬ 
los“ und „völlig überhöht“. Eine Umset¬ 
zung würde beim Bund Mehrkosten von 
zwei Milliarden Euro pro Jahr verursa¬ 
chen, bei den Kommunen sogar sechs 
Milliarden Euro, warnt er. 

Was dieser Herr verschweigt: Seit Jahren 
ist die Entwicklung bei den Löhnen und 
Gehältern mager und bringt insbesonde¬ 
re auch für die Beschäftigten im öffent¬ 
lichen Dienst regelmäßig ein Minus. Seit 
2003 gibt es keine Zuwächse mehr beim 
Realeinkommen. 

Schon seit Jahrzehnten werden die Kom¬ 
munen systematisch verarmt. Über¬ 
tragung immer neuer Aufgaben an die 
Städte und Gemeinden, ohne sie hier¬ 
für finanziell auszustatten, und zugleich 
Steuergeschenke in Milliardenhöhe an 
Konzerne und Reiche. Ganz dringend ist 
eine solide und von Krisen unabhängige 


forderten die Freilassung der Drei und 
ihre sofortige Rückkehr nach Kuba. 
Präsident Obama solle endlich die 
Drei begnadigen, war das klare Signal 
in Richtung US-Botschaft. Einig war 
man sich, dass der politische Druck 
auf die USA noch erhöht werden müs¬ 
se. Der Fall der Fünf sei auch von be¬ 
sonderer Wichtigkeit, da er gegen Kuba 
ziele und damit auf einen Hoffnungs¬ 
träger für alle fortschrittlichen Kräfte 
dieser Welt. Untermauert wurde dies 
auch durch zahlreiche Grußadressen 
für den Aktionstag aus Europa und 
Lateinamerika. Fritz Groß 


Finanzausstattung der Städte und Ge¬ 
meinden sicherzustellen, aber nicht auf 
Kosten der Beschäftigten, sondern auf 
Kosten der Superreichen, durch Um¬ 
schichten im Bundeshaushalt, durch Ein¬ 
stellen von Rüstung und Kriegen. 

Die Abgeordneten des Bundestages ma¬ 
chen es doch vor, wie einfach es geht. Sie 
haben sich eine Diätenerhöhung um 830 
auf 9082 Euro pro Monat genehmigt. Das 
ist eine Erhöhung um mehr als 9 %! 

Es ist gar nicht einzusehen, warum die 
Kolleginnen und Kollegen im öffentli¬ 


chen Dienst dafür bezahlen sollen, dass 
Hunderte Milliarden an die Banken ver¬ 
teilt und zugleich den Reichen Steuerge¬ 
schenke gemacht werden. 

Höhere Löhne bedeuten: 

★ mehr Kaufkraft für die Beschäftigten, 

★ mehr Nachfrage von Bildung und Ge¬ 
sundheit und sozialen und kulturellen 
Dienstleistungen und mehr Geld für die 
Sozialkassen, also für Rentner, Arbeits¬ 
lose und Kranke. 

Den Lohnabhängigen wurden Lohn¬ 
erhöhungen und „gute Arbeit“ nie ge¬ 
schenkt. Sie mussten immer erkämpft 
werden durch die solidarische Aktion 
Aller in Streiks gegen die „Arbeitge- 
ber“. (...) 

Auch das haben die Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst „auf dem Schirm“: 
In Griechenland wird heute all das an 
Ausbeutung und Sozialdumping aus¬ 
probiert, was morgen auch anderen in 
Europa blühen kann, Deutschland nicht 
ausgenommen. Deshalb ist Widerstand 
auch im eigenen Land notwendig gegen 
die Politik der Lohn- und Rentenkür¬ 
zungen und des Sozialabbaus, der Ver¬ 
armung der Massen und der Mästung 
der Reichen. 

Ein kräftiger Schluck aus der 
Pulle ist überfällig: 

100 Euro für alle und 
3,5 Prozent oben drauf! 


B undesweit war die DKP in vielen 
Städten und vor Betrieben und 
Verwaltungen um den 8. März 
sichtbar. Die Partei lud ein zur Diskus¬ 
sion und zu Veranstaltungen zum Inter¬ 
nationalen Frauentag. Uns erreichten 
dazu die folgenden Berichte: 

Essen: Immobilienhaie 
zu Fischstäbchen 

Bereits eine lange Tradition hat die 
Frauentagsveranstaltung des Essener 
DKP-Frauenarbeitskreises. Auch in 
diesem Jahr besuchten ca. 150 Men¬ 
schen eine hochpolitische Matinee, 
bei der dennoch das Vergnügen nicht 
zu kurz kam. Auf die Frage „Trautes 
Heim - Glück allein?“ gab es in Refe¬ 
raten und Sketchen viel Interessantes, 
Kritisches und Rebellisches zu hören 
und zu sehen: Von den Wohnbedin¬ 
gungen zur Zeit der Industrialisierung 
über die Kommunen der 60er Jahre bis 
hin zum heute beworbenen „Wohnen 
am Wasser“ und dem Schrecken der 
Gentrifizierung wurde ein spannender 
Bogen geschlagen. Eine zauberhaf¬ 
te Schnecke, die glücklicherweise ihr 
Haus immer auf dem Rücken mit sich 
trug, führte durch das Programm. Das 
gut aufgelegte Spielerinnenensemble 
machte deutlich: Wer sich nicht wehrt, 
lebt verkehrt! Barbara Kuprat 

Braunschweig: Internationaler 
Frauentag der besonderen Art 

Die Frauentagsaktivitäten des 8.-März- 
Bündnisses Braunschweig standen 
diesmal unter dem Motto „Vom guten 
Leben - Warum es so, wie es ist, nicht 
bleiben kann. Für Nachhaltigkeit: Um¬ 
welt - sozial - geschlechtergerecht.“ 
Da wir mit unseren Blumen- und Flug¬ 
blattverteilaktionen vor Kaufhäusern 
nicht mehr zufrieden waren, setzten 
wir eine Idee aus einem Gruppenabend 
zum Thema „Fairer Handel“ um. Wir 
zogen mit einer Wäscheleine, auf der 
neben Kleidungsstücken viele Infor¬ 
mationen zum Thema „Arbeitsbedin¬ 
gungen in der Textilindustrie und im 
Handel weltweit“ hingen, durch die 
Stadt und machten vor verschiedenen 
Kaufhäusern halt. Parallel dazu ver¬ 
teilten wir unsere „roten Seiten“ zum 
Frauentag: „Billig - Billig! Kleidung 
fast umsonst. Wer verdient daran? Wer 
zahlt die Zeche?“ Die Resonanz war 
gut, die Zeitungen fast alle verteilt, als 
wir auf dem Rückweg ungeplant einen 
enormen Aufmerksamkeitsschub er¬ 
hielten. Die Polizei sah sich genötigt, 
uns „wegen einer nicht angemeldeten 
Demonstration“ und wegen eines feh¬ 
lenden „Chefs“ der Veranstaltung mit 
drei Mannschaftswagen (der letzte mit 
Blaulicht) in der Fußgängerzone zu 
stellen und die Personalien aufzuneh¬ 
men. Die Empörung der Passanten war 
groß, einer stellte uns sogar spontan sei¬ 
ne Personalien zur Verfügung, falls wir 
Zeugen brauchten: „Ungeheuerlich, 
was hier passiert.“ Unsere Erkenntnis: 
Wenn wir, statt wie geplant, uns bei un¬ 
seren Bündnispartnern anzudocken, 
spontan anlässlich des Frauentages 
mit einer beweglichen Wäscheleine auf 
die ausbeuterischen Arbeitsbedingun¬ 
gen in der Textilindustrie aufmerksam 
machen, ist das ein Verstoß gegen das 
Demonstrationsrecht. Demonstrieren, 
Unruhe ja bitte, aber nur in der Ukrai¬ 
ne, Russland, Ägypten ... Ulrike Schmitz 

Düsseldorf: Die Klassennatur 
der Frauenfrage 

Der Kampf der Frauen in Griechen¬ 
land bestimmte die Veranstaltung in 
Düsseldorf-Gerresheim. Dazu gab es 
die herzlichsten Kampfesgrüße von 
der KKE und rote Nelken von der 
DKP. Ein fundiertes Referat skizzierte 
die auch aktuell weitgehend katastro¬ 
phale Situation, die durch die Klassen¬ 
verhältnisse geprägt wird: Alle „Refor¬ 
men“ der nationalen Bourgeoisie und 
der EU betreffen die Ausbeutung der 


Frauen, ihre - fehlenden - Arbeitsplät¬ 
ze, die miserablen Renten, das marode 
Gesundheitssystem. Nur eine Frauen¬ 
bewegung, die an den klassenmäßigen 
Interessen der Arbeiterbewegung ori¬ 
entiert sei, eröffne eine grundlegend 
alternative Perspektive. Eine lebendi¬ 
ge Diskussion entwickelte sich an der 
Frage, ob die EU überhaupt reformier¬ 
bar sei. Der Kern einer Antwort müsse 
immer berücksichtigen, dass es letztlich 
um die Veränderung der Eigentums¬ 
verhältnisse, die Sozialisierung der 
Produktionsmittel, gehen müsse. Eine 
solche Veränderung sei aber durch 
„Reformen“ nicht möglich, da damit 
der imperialistische Charakter der EU 
nicht aufgehoben werde. Uwe Koopmann 

Bremen: 

Nicht in unserem Namen 

Am 9. März 2014 fand in Bremen die 
jährliche Feier zum Internationalen 
Frauentag statt. Begrüßt wurden die 


Besucherinnen und Besucher durch die 
Genossin Margot Konetzka, die über 
eine fünfundsechzigjährige Erfahrung 
in der kommunistischen Bewegung 
verfügt. Sie gab viele lebendige Bei¬ 
spiele des Kampfes der Arbeiterinnen¬ 
klasse um ihre Rechte weiter, und auch 
Gegenwart und Zukunft vernachlässig¬ 
te die Rednerin nicht. So nahm der fa¬ 
schistische Putsch in der Ukraine und 
die damit begründete Sorge um den 
Frieden einen zentralen Platz in ihren 
Begrüßungsworten ein. 

Die stellvertretende DKP-Parteivorsit- 
zende Wera Richter hielt als Gastred¬ 
nerin das Veranstaltungsreferat. Beson¬ 
ders lag der Genossin Wera Richter die 
Zukunft der werktätigen Frauen am 
Herzen, in der endlich die arbeitenden 
Frauen über ihre Zukunft selber ent¬ 
scheiden (müssen), denn der real exis¬ 
tierende Kapitalismus verfügt über 
kein ausreichendes Zukunftsprogramm 
für die Arbeiterinnenklasse - im Ge¬ 
genteil. Darum ist ihrer Meinung nach 
ein Systemwechsel dringend geboten, 
weil Minijobs und Leiharbeit, unglei¬ 
cher Lohn, Hartz IV oder zu wenig Ki¬ 
taplätze den Frauen ein gleichberech¬ 
tigtes Leben nicht ermöglichen. Dieses 


kann erst vollständig (auch gegen alte 
Gewohnheiten!!!) im Sozialismus er¬ 
kämpft werden, weil die Macht- und Ei¬ 
gentumsverhältnisse geändert und die 
Befreiung der Frau erst dann komplet¬ 
tiert werden kann. Michael Henk 

Berlin: „Ihr habt das wieder 
auf den Schirm gebracht“ 

Diesen Satz sagte eine junge Kranken¬ 
schwester um kurz vor 6 Uhr morgens, 
als sie vor dem Haupteingang der Cha¬ 
rite von den Genossen der DKP ihre 
rote Nelke und das Extrablatt der Be¬ 
triebszeitung „Schrittmacher“ in Emp¬ 
fang nahm. 

Auf dem Schirm hatte die Berliner 
DKP den 8. März tatsächlich und im 
wahrsten Sinne des Wortes. Neben der 
spektakulären Nelkenverteilung vor 
Deutschlands größtem Krankenhaus 
(über 100 Blumen waren in weniger als 
einer Stunde mit an die Arbeitsplätze 
der Kolleginnen gewandert) standen in 


mehreren Stadtteilen die roten Schir¬ 
me unserer Wohngebietsgruppen vor 
Einkaufszentren und auf öffentlichen 
Plätzen. Zahllose Gespräche, der neue 
Berliner „Anstoß“, das UZ-Extra zum 
Internationalen Frauentag und vor al¬ 
lem überall die rote Nelke erfreuten 
Frauen und gaben Denkanstöße. Die¬ 
ser „Vorlauf“ zur DKP-Frauentags- 
veranstaltung am Sonntag hatte un¬ 
ter anderem zum Ergebnis, dass viele 
Frauen den Weg nach Neukölln fanden. 
Im Kulturzentrum „Allmende“ wurde 
nicht nur, aber auch gefeiert. Die DKP- 
Kandidatin zur EU-Wahl, Erika Baum, 
begründete eindrucksvoll, warum eine 
kommunistische Kandidatur wichtig 
und notwendig ist. 

Der Einschätzung von Karin Mack, 
stellvertretende Landesvorsitzende der 
Berliner DKP, ist nichts hinzuzufügen: 
„Die Partei war am Internationalen 
Frauentag dort präsent, wo sie hinge¬ 
hört: Mit einer guten eigenen Saalver¬ 
anstaltung, auf der Straße in den Kie¬ 
zen und vor allem vor Berlins Betrieb 
mit der höchsten Frauenquote bei der 
Belegschaft. Deshalb war das ein er¬ 
folgreicher 8. März.“ 

Hermann Glaser-Baur 


Lohnerhöhungen wurden nie geschenkt! 

DKP solidarisch mit den Kolleginnen im Öffentlichen Dienst 



Irmchen Bobrzik und Michael Gerber von der Bottroper DKP-Fraktion kamen 
nicht mit leeren Händen. Sie stärkten die Streikenden mit Solidaritätsflugblät¬ 
tern und Schokoriegeln. 












m unsere zeit_ Hintergrund 

Janukowitsch hat überreizt 

Über Gewinner und Verlierer im Großen Spiel um die Ukraine 


D er russische Technologie-Konzern 
Rostec meldete die Kaperung ei¬ 
ner US-Drohne vom Typ UAV 
MQ-5B über der Krim. Das Pentagon 
hat die Meldung routinemäßig demen¬ 
tiert. Sollte die Rostec-Meldung zutref¬ 
fend sein, deutet auch das darauf hin, 
dass sich der Ukraine/Krim-Konflikt 
auf eine riskante Ebene zubewegt. Die 
MQ-5B Hunter ist eine bewaffnete Spi¬ 
onagedrohne, die mit zwei Lenkraketen 
ausgerüstet werden kann. Bemerkens¬ 
wert scheint zum einen die Bereitschaft 
des US-Militärs, mit einem langsamen 
und nicht sonderlich schwer auszuma¬ 
chendem Fluggerät in den Luftraum 
über der russischen Schwarzmeerflotte 
einzudringen. Dass hier entsprechende 
Aufklärungskapazitäten stationiert sind 
dürfte bekannt sein. Zum anderen die 
Fähigkeit zur elektronischen Kaperung, 
die damit für alle, die es noch nicht wuss¬ 
ten, enttarnt worden ist. An Möglichkei¬ 
ten, den Konflikt eskalieren zu lassen, 
fehlt es ganz sicher nicht. 

Die rhetorische Drohkulisse erinnert 
an die Hochphase des Kalten Krieges. 
Die republikanische Vizepräsident¬ 
schaftskandidatin Sarah Palin lässt sich 
mit dem kernigen Spruch zitieren: „Das 
einzige, was einen üblen Typ mit einer 
Atombombe stoppen kann, ist ein Gu¬ 
ter mit einer Atombombe.“ Diese Lo¬ 
gik galt auch damals. Am 1. Mai 1960 
startete der US-Pilot Gary Powers zu 
einem Spionageflug über die kerntech¬ 
nische Anlage Majak, in der das Pluto¬ 
nium für die ersten sowjetischen Atom¬ 
waffen hergestellt wurde. Powers wurde 
in der als unerreichbar geltenden Höhe 
von 22 000 Metern abgeschossen. Wenig 
später stand die Welt am Abgrund eines 
atomaren Infernos. 

Wie in alten Zeiten hat der „Westen“ 
den Sturz einer ihm hinderlichen Re¬ 
gierung inszeniert. Dass diese über eine 
mindesten ebenso solide demokratische 
Legitimation verfügte wie beispielswei¬ 
se ein Herr Obama oder eine Frau Mer¬ 
kel, von einem Herrn Bush erst gar nicht 
zu reden, spielt für die Vorkämpfer von 
„Freedom and Democracy“ natürlich 
keine Rolle. Die Führer des blutigen 
Putsches, eines, wie es andernfalls hei¬ 
ßen würde, gewalttätigen, möglicherwei¬ 
se auch gezielt mordenden Mobs, wur¬ 
den umstandslos als rechtmäßige Re¬ 
gierung anerkannt. Und ebenfalls wie in 
alten Zeiten spielte es keine Rolle, dass 
sich dabei zu einem maßgeblichen Teil 
um ausgewiesene Faschisten handelte. 
Schließlich hatten sich diese insbeson¬ 
dere in den Jahren 1941-44, aber auch 
davor und danach, um die Sache des 
„Westens“, und speziell um die deutsche, 
ganz außerordentlich verdient gemacht. 

EU-Osterweiterung 

Auslöser des „westlichen“ Power-Play 
war die „Suspendierung“ der Vorberei¬ 
tung eines Assoziierungsabkommens mit 
der EU am 21. November 2013. Die - 
eigentlich proeuropäische - Regierung 
unter Präsident Janukowitsch pokerte. 
Janukowitsch proklamierte eine „unab¬ 
hängige Ukraine“, verhandelte mit Mos¬ 
kau, trat aber der von Russland, Weiß¬ 
russland und Kasachstan gebildeten 
Zollunion nicht bei, verhandelte gleich¬ 
zeitig mit der EU ein Assoziierungsab¬ 
kommen. Die ökonomische Lage des 
Landes wird seit dem Ende des Sozia¬ 
lismus und der „ursprünglichen Akku¬ 
mulation“ durch die Oligarchen zuneh¬ 
mend aussichtslos. Es ging also darum, 
möglichst viel aus der umworbenen Po¬ 
sition im Zentrum gegenläufiger Inter¬ 
essen herauszuholen. Wie es momentan 
aussieht, hatte Janukowitsch sein Blatt 
überreizt. 

Die neue Verteidigungsministerin und 
der neue Bundespräsident hatten auf 
der Münchener „Sicherheitskonferenz“ 
den neuen strammen Kurs der Bundes¬ 
regierung angekündigt: Deutschland sei 
verpflichtet einen „Beitrag zur schritt¬ 
weisen Lösung der aktuellen Krisen und 
Konflikte zu erbringen“, hatte Frau von 
der Leyen verkündet. Und der Pfarrer 
Gauck glaubte, „die Deutschen“ hätten 
„mehr zu tun für jene Sicherheit, die ih¬ 
nen über Jahrzehnte von anderen ge¬ 


währt wurde“. Da wollte auch der Sozi¬ 
aldemokrat im Auswärtigen Amt nicht 
zurückstehen: Deutschland sei „zu groß, 
um Weltpolitik nur von der Außenlinie 
zu kommentieren“, war der Frank-Wal¬ 
ter Steinmeier wieder wer. Man müsse 
„intensiver und kreativer darüber nach- 
denken, wie wir den Instrumentenkasten 
der Diplomatie ausstatten“. Der „Instru¬ 
mentenkasten“ war auf dem Maidan zu 
beobachten. 

Die Bedeutung der Ukraine für Russ¬ 
land liegt auf der Hand. Da ist die alte 
russische Krim mit dem riesigen Stütz¬ 
punkt der Schwarzmeerflotte. Hier 
liegt der südliche Seezugang, zum Mit¬ 
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telmeer, zum Atlantik, bzw. zum Indi¬ 
schen Ozean. Da ist das Industriegebiet 
Donbass, welches mit seinen starken 
Verflechtungen zu Russland, teilweise 
noch aus Sowjetzeiten, das Ziel russi¬ 
scher Investitionen ist. Und da ist das 
Gas, welches durch mehrere Pipelines 
durch die Ukraine strömt. Konflikte 
mit dem Transitland, wie in drei Win¬ 
tern zwischen 2005 und 2009, stören die 
Geschäfte mit den Abnehmerländern in 
Westeuropa empfindlich. Was aber sind 
die Interessen der EU? 
Makroökonomisch betrachtet wäre eine 
Integration des Landes für die EU eher 
problematisch, um es freundlich auszu¬ 
drücken. Die Landwirtschaft des armen 
Nordwesten ist ziemlich entbehrlich. 
Die EU leidet bekanntlich nicht unter 
einer Unterversorgung mit landwirt¬ 
schaftlichen Produkten. Ähnliches gilt 
für die Schwerindustrie des Südostens. 
Hier gibt es globale Überkapazitäten. 
Bleibt die Vergrößerung des Absatzge¬ 
bietes. Das Bruttoinlandsprodukt pro 
Kopf der Bevölkerung liegt im indus¬ 
triellen Sektor bei rund 4 750 Dollar/ 
Jahr, im Nordwesten bei gerade ein¬ 
mal 2 300 Dollar/Jahr. Letzteres liegt 
ziemlich genau auf dem Niveau Papua- 
Neuguineas. Zum Vergleich: Der Wert 
für die Bundesrepublik liegt bei 43 
952 Dollar/Jahr. Selbst in Griechenland 
lag es noch bei 21 617 Dollar/Jahr. Die 
Generierung einer relevanten Nachfra¬ 
ge wäre nur über weitere Verschuldung 
möglich. Zumal der Staat praktisch zah¬ 
lungsunfähig ist. Die rapide schrump¬ 
fenden Währungsreserven liegen bei 
gerade noch 15 Mrd. Dollar. 
Entscheidend für die Finanzmisere ist 
das auf einer nachhaltigen ökonomi¬ 
schen Schwäche basierende, sich dra¬ 
matische ausweitende Handelsbilanz¬ 
defizit der von Jelzin und Co. aus den 
Zwängen der UdSSR-Ökonomie in die 
Freiheit entlassenen früheren Sowjet¬ 
republik. Bei einem Exportvolumen 
von 14,5 Mrd. Dollar im dritten Quar¬ 
tal (Q3/2013) importierte das Land 
Waren für fast 22 Mrd. Dollar. Und 
produzierte damit ein Handelsbilanz¬ 
defizit, das ziemlich genau bei 50 Pro¬ 
zent des Exportvolumens lag. Dieses 
Defizit muss mit Krediten oder aus der 
noch vorhandenen Substanz, Gold oder 
Währungsreserven bezahlt werden. Das 
nach Russland zweitgrößte Land Euro¬ 
pas mit einer Bevölkerung von 46 Mio. 
Menschen produziert ein Bruttoinlands¬ 


produkt von gerade einmal 175 Mrd. 
Dollar. Spanien, in Fläche und Einwoh¬ 
nerzahl vergleichbar, erzeugt, trotz Kri¬ 
se, ein BIP von 1 355 Mrd. Dollar. Die 
milliardenschwere Bereicherung eini¬ 
ger Oligarchen aus der Privatisierung 
ehemaliger Staatsbetriebe schafft eben 
noch keine prosperierende National¬ 
ökonomie. 

Der Staatshaushalt ist aktuell mit 
7,3 Mrd. Dollar im Defizit. Die aufge¬ 
laufenen Schulden steigen rapide. Die 
Staatsschulden von nominell 73 Mrd. 
Dollar (42 Prozent/BIP) sollen nach 
Angaben des japanischen Finanzhau¬ 
ses Nomura durch nicht ausgewiesene 


Offshore-Kredite von 9 Prozent/BIP zu 
ergänzen sein. Das klingt in Zeiten von 
182 Prozent/BIP (Griechenland) nicht 
sonderlich dramatisch, ist es aber. Denn 
die Ukraine wird, wenn es denn dafür 
einen Komparativ gibt, in noch viel ge¬ 
ringerem Maße als Griechenland in der 
Lage sein, ihre Schulden zurückzuzah¬ 
len. Die Menschen dürften ohnehin 
so nahe am physischen Existenzmini¬ 
mum leben, dass sich dort beim „bes¬ 
ten Willen“ nichts mehr heraussparen 
lässt. Die Höhe des Kreditbedarfs für 
das laufende und kommende Jahr wird 
vom „Finanzminister“ der Putschregie¬ 
rung, Juri Kobolow, mit 35 Mrd. Dollar 
beziffert. Allein das würde einer Erhö¬ 
hung der Staatschulden um 20 Prozent/ 
BIP gleichkommen. Aber niemand dürf¬ 
te ernsthaft glauben, dass der „Westen“ 
diese Summe, und was darüber hinaus 
noch für eine wirtschaftliche Erholung 
notwendig wäre, tatsächlich in das arme 
Land pumpen wird. Das Winken mit den 
Dollar- und Euro-Noten (die 11 Mrd. 
Euro der EU und die 3 Mrd. Dollar der 
Weltbank dürften, wenn sie denn flie¬ 
ßen, gerade dazu reichen, die Putschis¬ 
ten lange genug über Wasser zu halten) 
hat ja seinen Hauptzweck erfüllt. 

Und sollte der Sezessionsprozess, der 
nun mit der gewonnenen Abstimmung 
auf der Krim begonnen hat, auch den 
industriellen Südosten erfassen, wofür 
es gute Gründe gibt, würde die EU ein 
Armenhaus erben, das auf lange Sicht 
erheblichen Subventions- und Inves¬ 
titionsbedarf hätte, wollte man nicht 
eine der Hungerkatastrophen heraufbe¬ 
schwören, von denen das Land in seiner 
Geschichte schon hinreichend heimge¬ 
sucht wurde. Da wundert es nicht, dass 
die Bonität der Ukraine von der Rating- 
Agentur Standard & Poor’s mit „CCC“ 
bewertet wird, dem schlechtesten Ra¬ 
ting aller von S & P bewerteten Staa¬ 
ten. Nun gibt es Länder mit erheblichem 
Subventions- und Investitionsbedarf in 
der EU ohnehin reichlich. Die Frage ist: 
Warum dieser bedauerlichen Liste mit 
aller Macht ein weiteres Mitglied hin¬ 
zufügen? 

Fakten schaffen 

Putschisten-Chef Arseni Jazenjuk hatte 
schon Ende Februar „unpopuläre Maß¬ 
nahmen“ angekündigt. Ob diese aller¬ 
dings geeignet sein werden, die Ukraine 
„aus der finanziellen Krise“ zu führen, 
wie angekündigt, ist bekanntlich eine 


andere Sache. So sollen im Haushalt 
65 bis 80 Mrd. Hrywnja (14 bis 17,3 Pro¬ 
zent der geplanten Staatsausgaben von 
462 Mrd. Hrywnja (35,2 Mrd. Euro)) 
eingespart werden. Jazenjuk will die 
Einsparungen im Staatshaushalt durch 
Entlassungen und Lohnkürzungen im 
Öffentlichen Dienst und im Beamten¬ 
apparat sowie durch Rentenkürzungen 
erreichen. Das bekannte Programm also. 
Auch die hohen Gas-Rabatte für private 
Endverbraucher stehen zur Disposition. 
Er werde „alle Auflagen des IWF erfül¬ 
len“ erklärte der Kiewer Befehlsemp¬ 
fänger in vorauseilendem Gehorsam. 
Und ebenso rollt auch schon die Priva¬ 


tisierungswelle: An erster Stelle steht 
der Erdöl- und Gassektor des Landes, 
aber auch der Verkauf von Ackerland 
an ausländische Investoren soll schon in 
Planung sein. 

Die Putschisten und ihre Hintermän¬ 
ner und -frauen wollen vollendete Tat¬ 
sachen schaffen, bevor es die einfachen 
Protestierer, die wegen ihrer miserab¬ 
len sozialen Lage auf dem Maidan zo¬ 
gen, merken, wozu sie da instrumen¬ 
talisiert werden und es zu irgendeiner 
Form von Neuwahlen mit ungewissem 
Ausgang kommt. So soll schon am Frei¬ 
tag der politische Teil des geplanten As¬ 
soziierungsabkommens mit der EU un¬ 
terzeichnet werden. Der wirtschaftliche 
Teil des Abkommens soll später folgen. 
Erscheint die brachiale EU-Osterwei¬ 
terung makroökonomisch als unsinnig, 
so ist sie das, fallweise, betriebswirt¬ 
schaftlich keineswegs. Auch für die EU 
gilt schließlich: Kosten werden sozia¬ 
lisiert - Gewinne privatisiert. Die EU 
hat schon einmal im Hinblick auf die 
im Assoziierungsabkommen zu schaf¬ 
fende Freihandelszone die Zölle auf 
ukrainische Produkte ausgesetzt. Der 
daraus erwachsende Vorteil für die Uk¬ 
raine wird großzügig mit 500 Mio. Euro 
beziffert. Nicht beziffert werden die zu 
erwartenden Verluste (bzw. Gewinne), 
wenn die hochpotente westeuropäische 
Agrar- und Handelsindustrie den chro¬ 
nisch unterlegenen ukrainischen Nord¬ 
westen erobert und unter sich aufge¬ 
teilt haben wird. Und wenn der Südos¬ 
ten nicht schnell genug handelt, wird es 
der Schwerindustrie ebenso gehen. Hier 
gibt es durchaus Goldgräberstimmung, 
wie auch bei den US-Giganten Exxon 
und Chevron. Auch Royal Dutch Shell 
hofft noch mit von der Partie zu sein. Da 
geht es um ein Gasfeld im Schwarzen 
Meer und Schiefergasvorkommen, die 
mit Fracking-Technik gefördert werden 
sollen. Armut fördert bekanntlich die 
Akzeptanz von Umweltsauereien. 2020 
könne die Ukraine unabhängig von rus¬ 
sischen Erdgas werden. Die (reduzierte) 
Gas-Rechnung an Kiew für 2013 lautete 
immerhin auf 3,3 Mrd. Euro. An voll¬ 
mundigen Versprechungen ist bei Gold¬ 
gräbern kein Mangel. An Kampfansa¬ 
gen gegen Russland auch nicht. Die 
US-Amerikaner wollen das Flüssig¬ 
gasgeschäft ausbauen. Damit könnte, 
so das Kalkül, das Fracking-Gas, gleich 
wo es gefördert würde, zu einer ernst¬ 
zunehmenden Konkurrenz für das rus¬ 
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sische Gas werden. In den Worten der 
US-Europabeauftragten, Victoria Nu- 
land: „Wir haben mehr als 5 Milliarden 
Dollar investiert, um der Ukraine zu 
helfen, Wohlstand, Sicherheit und De¬ 
mokratie zu garantieren.“ Frau Nuland 
war mit der Bemerkung „Fuck the EU“ 
berühmt geworden. Ihr eindrucksvol¬ 
les Telefonat mit dem US-Botschafter 
Geoffrey R. Pyatt offenbart geradezu 
lehrbuchhaft wie es hinter den Kulissen 
aussieht. Der von ihr favorisierte „Jats“ 
(Arseni Jazeniuk) wurde ganz nach Plan 
auf den Posten des Putschisten-Chefs 
gehievt, während der abfällig bewerte¬ 
te „Klits“ (Vitali Klitschko), ebenfalls 
nach Plan, aus der „Regierung“ fernge¬ 
halten wurde. Da wundert es wenig, dass 
die russische Seite in den Gas-Rabatten 
für Kiew von immerhin mehr als einem 
Viertel des Preises wenig Sinn erblickt. 

Renaissance der Geostrategie 

Glaubt man den Anhängern (und Kri¬ 
tikern) der „Globalisierung“, dürfte es 
das, was sich nun in der Ukraine ab¬ 
spielt, gar nicht geben. Grob formuliert, 
so die Erzählung, wird die Welt von hun¬ 
dertfünfzig Großkonzernen beherrscht. 
Sie sprechen Einflusssphären, Absatz¬ 
gebiete und Ressourcenförderung ab. 
Alles ist Business. Politik hat dienende 
Funktion. Auf nationaler Ebene hat sie 
längst ausgedient. Und nun, nur wenig 
nach dem Ende des Kalten Krieges gibt 
es weder das globale Weltdorf noch ir¬ 
gendeine Form von Friedensdividen¬ 
de, sondern wie zu Zeiten von Haiford 
Mackinder (1861-1947) und Karl Haus¬ 
hofer (1869-1946) eine Renaissance der 
Geostrategie. 

Der „Westen“ hatte einem, um es posi¬ 
tiv zu formulieren, naiven Michail Gor¬ 
batschow versprochen, mit der Nato 
nicht bis in die Staaten des Warschauer 
Vertrages und auf das ehemalige Staats¬ 
gebiet der UdSSR („keinen Zentime¬ 
ter nach Osten“, Gorbatschow) vorzurü¬ 
cken. Das war nach dem 21. Dezember 
1991, nach der Auflösung der Sowjetuni¬ 
on, natürlich nicht mehr wahr. Die geo- 
strategischen Vordenker wie Zbigniew 
Brzezinski verhalten den Konzepten 
Mackinders zu neuer Aktualität. Da¬ 
nach ist die eurasische Landmasse geo- 
politisch zentral, weil hier zwei Drittel 
der globalen Wirtschaftskraft, und in 
seiner Zentralregion, dem Heartland, 
oder der Strategischen Ellipse, drei 
Viertel der bekannten Energievorräte 
vorhanden sind. Hier liegt für Mackin¬ 
der und Brzezinski gleichermaßen der 
Schlüssel zur Weltherrschaft. Haushofer 
hätte es schlicht „Lebensraum“ genannt. 
Konsequenterweise schob die Nato ih¬ 
ren Machtbereich bis an die Grenze der 
Ukraine vor. Im Herbst letzten Jahres 
schien offenbar den Strategen die Zeit 
reif, einen Schritt weiterzugehen. 

In der Perspektive Brzezinskis geht es 
vor allem darum, Russland mit dem 
Verlust der Ukraine die Mittel aus der 
Hand zu schlagen „ein mächtiges, Eu¬ 
ropa und Asien umspannendes Reich 
zu werden“. Die Unabhängigkeit der 
Ukraine beraube Russland zudem 
„seiner beherrschenden Position am 
Schwarzen Meer, wo Odessa das uner¬ 
setzliche Tor für den Handel mit dem 
Mittelmeerraum und der Welt jenseits 
davon war“. Teile und herrsche. Es geht 
beim geostrategischen „Containment“ 
(Eindämmung) auch immer darum, die 
emporstrebenden Konkurrenten zu 
schwächen und zu isolieren. Die vor¬ 
rangigen Ziele sind hier bekanntlich 
die VR China und Russland. Die Spal¬ 
tung der kommunistischen Bewegung 
Ende der 1960er Jahre und schließlich 
das Ende der SU hat die volle Aus¬ 
prägung imperialistischer Geopolitik 
wieder möglich gemacht. Der Charak¬ 
terisierung Wladimir Putins, die Auflö¬ 
sung der UdSSR sei „die größte geo- 
politische Katastrophe des 20. Jahrhun¬ 
derts“, lässt sich nur beipflichten. Die 
großen Verlierer sind jene, die nach 
Zerschlagung der Großen Alternative 
nun wieder zum machtlosen Spielball 
imperialer Interessen geworden sind. 
Auch die Verführten auf dem Maidan. 

Klaus Wagener 
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Niemand wird vergessen 

Wir trauern um einen unermüdlichen Kämpfer für unsere Sache 

Paul Klinz 

der im Alter von 87 Jahren verstorben ist. 

Durch den Weltkrieg geprägt und in der Gefangenschaft zum 
Kommunisten geworden, hat er sein ganzes Leben nie aufgehört 
sich für seine und unsere Ziele einzusetzen. 

Ob im Betrieb als Schlosser und Betriebsratsvorsitzender, in der 
Gewerkschaft, in der KPD und ab 1968 als eines der Gründungs¬ 
mitglieder auf Kreisebene in der DKP, war Paul in Euskirchen und 
darüber hinaus als Kommunist bekannt der seine Meinung immer 
mit treffenden Worten auf den Punkt gebracht hat. 

Unser Mitgefühl gilt vor allem seiner Sophie, die seit 63 Jahren 
alle politischen Aufgaben solidarisch mit Ihm gemeistert hat. 

Im Sinne von Paul bitten wir statt Blumen und Kränzen um eine 
Spende für Kuba (Spendenkonto Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba; Projekt: Behindertenzentrum „Gloria Cuadro“) 

Bank für Sozialwirtschaft Köln; BLZ: 37020500; Konto: 1236900 

Deutsche Kommunistische Partei 
Rur-Erft-Kreis 


Einladung 

Nach dem zweiten Treffen von Mitgliedern der DKP und anderen Mar¬ 
xistinnen, die sich im Widerspruch zu den Beschlüssen des 20. Partei¬ 
tags der DKP sehen, lädt das Sekretariat des Parteivorstandes gemäß 
des Beschlusses der 6. PV-Tagung (www.dkp-online.de/pv) die Mit¬ 
glieder der DKP, die daran teilgenommen haben, zu einer Aussprache 
ein. Diese findet statt am 

Sonntag, 6. April 2014,11.15 bis 15 Uhr, 

Sitz des Parteivorstandes, Hoffnungstraße 18, Essen 

Das Anliegen ist es, laut Beschluss die vorhandenen Widersprüche 
produktiv zu machen. Neben der notwendigen Debatte um die auf 
den Treffen und in der Antwort des Parteivorstandes aufgeworfenen 
Fragen (Strategische Orientierung der DKP, Rolle und Aufgaben der 
Kommunistischen Partei, Organisationsprinzipien der DKP) ist die 
wichtigste Zielstellung, zu einer gemeinsamen Umsetzung der Be¬ 
schlüsse zur Parteistärkung zu kommen. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Hier könnte Eure private 
Kleinanzeige stehen 

Beispiel 

43 mm breit x 40 mm hoch 
Sonderpreis 
25,- € + MWSt 


Beispiel 

43 mm breit x 30 mm hoch 
Sonderpreis 
20,- € + MWSt 


DKP-Gerresheim dankt 
den Genossinnen aus 
Krefeld und Hagen für 
die solidarische Hilfe 
im Kommunalwahlkampf! 


Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Wohnungs-und 
mietenpolitische 
Konferenz der DKP 


Die wohnungs- und mietenpo¬ 
litische Konferenz der DKP soll 
Theorie und Praxis verbinden, einen 
Erfahrungsaustausch leisten und 
so konkrete Hinweise erarbeiten, 
die unmittelbar Anwendung vor Ort 
finden können. In weiteren Schritten 
soll daraus ein aktuelles wohnungs- 
und mietenpolitisches Programm 
der DKP entwickelt werden. 

Tagungsbeitrag 10 Euro, ermäßigt 
6 Euro. Um Anmeldung wird 
gebeten: dkp.pv@t-online.de 

Samstag 22. März 2014 

10 bis 17 Uhr, 

Frankfurt am Main, Haus Gallus, 
Frankenallee 111, Seminarraum 3 


Ferienwohnung 
in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hiltraut Wurm, 08144 7200 
anna.boegel@googlemail.com 



Entschleunigung: 

Ruhe &. Hanir satt im Müriu- 
fäftUöiiülpark. 2 FeWa je 2-3 Pera, 
KftnafthriE Ul 

Havcl & HävdUni, Boor & Rad . 

IsJq: vwr trinofCP-dD 
Tpl.: 0331/67079$ {AB) 


Toskana, nah am Meer 

ei*?» 


tikoKof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
■große helle Zimmer 
viele gute ßiirher, 
oder Häuschen; 
Kinderparadies. 
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DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 29./30. März 2014 

Einführung Marxistische Philosophie (Teil 1) 

Referentin: Nina Hager 

„Politische Philosophie ist nicht politisierende 
Philosophie und auch nicht philosophierende Politik. 

Sie ist auch nicht Philosophie der Politik. 

Politische Philosophie ist Politik“ 

(Hans Heinz Holz, Aufhebung und Verwirklichung der Philosophie, Band 1) 

Karl Marx erklärte in den Feuerbachthesen (1845), es komme nicht 
allein darauf an, die Welt zu interpretieren, sondern sie zu verändern. 
Er stellte sich bewusst auf die Seite der Unterdrückten, vor allem 
der Arbeiterklasse. Seine gesellschaftstheoretischen und -philoso¬ 
phischen Auffassungen stellten eine Revolution im Denken dar. 

Im Rahmen des 1 . Seminars zur Philosophie werden unter 
anderem folgende Fragen behandelt; 

• Was sind die Unterschiede zwischen Philosophie, Weltan¬ 
schauung/ Weltbild/ Weltmodell? 

• Anmerkungen zur Geschichte der Philosophie 

• Herausbildung des dialektischen Materialismus, einer einheit¬ 
lichen, Natur, Gesellschaft und Denken umfassenden wissenschaft¬ 
lichen Philosophie 

• Die „Grundfrage aller Philosophie“, Materialismus/ Idealismus, 
erkenntnistheoretische Grundlagen 

• Philosophie in den heutigen gesellschaftlichen Auseinander¬ 
setzungen 

Für den 5./6. Juli ist ein Folgeseminar zu diesem Thema geplant. Bei¬ 
de Seminare können aber auch separat besucht werden. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann bereits 
Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 10.30 Uhr. 
Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25€. Ab Freitag 
30€. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 



Anzeigen 
unterstützen 
die UZ! 


Nicht jede Generation hat die Chance, in Gefolge gesellschaftli¬ 
cher Erschütterungen, die als persönliche Katastrophe empfunden 
werden, die Genossen und Freunde seines persönlichen Umfelds 
erkennen zu können. Im „normalen“ Leben wären sie nicht alle auf¬ 
getaucht. Es sind Leute, die sich der Aufklärung verpflichtet fühlen 
und die - was das Entscheidende ist - über einen unbestechlichen 
Charakter verfügen. 

Um einen solchen handelt es sich hier. Er schreibt von sich: „Ich bin 
Revolutionär und konservativ in einem, und wenn mich morgen der 
Wanderprediger Jesus in die Riege seiner Jünger aufnehmen möchte, 
dann würde ich ihm sagen: Ja, aber nur, wenn du mir anstelle meines 
Parteibuches, das ich bei der Wende der PDS zurückgegeben habe, 
ein von Lenin unterschriebenes neues Dokument aushändigst.“ 

Er hat „in der DDR ganz schönes Theater gemacht“, am Freitag die 
Kommunisten kommen lassen und viele andere „Büchel“ geschrieben. 

Und er hat der DKP-Organisation von Berlin geholfen, auf die 
„kulturellen Beine“ zu kommen, nicht nur mit einem unvergessenen 
Brecht-Abend und Auftritten auf dem UZ-Pressefest, was ihm die 
Dankbarkeit und Zuneigung vieler Mitglieder und Freunde einge¬ 
bracht hat. Das zum 

80. Geburtstag von Armin Stolper, 

den er am 23. März 2014 begeht, zum Ausdruck zu bringen, 
übernehmen mit herzlichen Grüßen 

Bruni Büdler und Hans-Günter Szalkiewicz 



Zwischen Vision und 

Realpolitik Lateinamerika heute 

Politische Umgestaltung und Lateinameri¬ 
kanischer Integrationsprozess Sergio DeZubria 
Samper*Die Entwicklung von Mercosur Edu- 
ardo G. Serra* Herausforderungen und Per¬ 
spektiven der lateinamerikanisch-karibi¬ 
schen Integration Ricardo AlemäoAbreu^ Die KP 
im Kabinett von Michelle Bachelet Guillermo 
Teillier*Aspekte neuer Medienpolitik in La¬ 
teinamerika Dieter Boris ★Die linken Regierun¬ 
gen Lateinamerikas: von inneren und äu¬ 
ßeren Gegnern bedroht Andre Scheer^Lehren 
aus Lateinamerika Rafael Correa 

Weitere Beiträge: 

Rüstungskonversion statt Geiselhaft der Be¬ 
schäftigten Anne Rieger*Vor der Desillusionierung 
- Zu Aufgaben und Perspektiven der Großen 
Koalition Klaus Wagener*Große Koalition, Gewerk¬ 
schaften und politische Linke Jörg Goldberg, Andre 
Leisewitz, Jürgen Reusch^Nach der Wahl ist vor der 
Wahl Ellen Brombacher, Thomas Hecker, Friedrich Rabe^Die 
höhere Stufe des chinesischen Reform- und Öff¬ 
nungskurses Helmut Peters*Arbeiterklasse, Nation 
und kommunistischer Kampf Georges Gastaud ★Der 
Kampf der PC Portugals - der fundamentale Bei¬ 
trag Alvaro Cunhals Francisco Melo^1914 und die 
Mauer Ludwig Elm und weitere Positionen, Diskus¬ 
sionen sowie zahlreiche Rezensionen 
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Freiverkaufs- und Probelesen-Exemplare der UZ-Ausgabe vom 18 . 4 . 
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UZ-Aktions-Preise: 


Stückzahl 
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Die Broschüre zur XIX. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 



Jetzt am Kiosk! 

(Verlag 8. Mai GmbH, ca. 80 Seiten, 3,60 €) 


Mit Beiträgen u. a. von: 

JÖRG KRONAUER 

(Sozialwissenschaftler und freier Journalist), 

ANDERS KAERGAARD 

(dänischer Whistleblower und Geheimdienstaussteiger), 

DENIS GOLDBERG 

(südafrikanischer Bürgerrechtler, Weggefährte Nelson Mandelas), 

MICHEL CHOSSUDOVSKY 

(kanadischer Professor der Wirtschaftswissenschaften), 

ZIVADINJOVANOVIC 

(ehern. Außenminister der Bundesrepublik Jugoslawien), 

MARIA DO SOCORRO GOMES COELHO 

(Präsidentin des Weltfriedensrates, Brasilien) 

Außerdem: Dokumentation der 
Podiumsgespräche (»Vierte Gewalt 
und Heimatfront: Wie Medien Kriege 
möglich machen«, »Widerstand gegen 
Faschismus, Krieg und Sozialabbau zu¬ 
sammenführen«) sowie Grußbotschaf¬ 
ten, Interviews mit den Mitwirkenden 
des Konzerts »Lieder gegen den Krieg« 
und ergänzende Artikel. 


Erhältlich auch unter www.jungewelt-shop.de 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
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Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 


Urlaub im Lotsenhaus 
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(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

































































m unsere zeit 


Pressefest / Leserbriefe / Termine / Impressum 


Freitag, 21. März 2014 


Chancen und Möglichkeiten 
zum Widerstand aufzeigen! 

Betr.: „Streikrecht verteidigen“, 

UZ vom 28.2.2014, S. 2 

Der Auszug aus dem Referat der 6. 
PV-Tagung befasste sich im Wesentli¬ 
chen mit dem ersten, und was dabei am 
Wichtigsten ist, dem gescheiterten An¬ 
lauf hin zu einer gesetzlichen Tarifein- 
heit. Alsbald nach dem Bekanntwer¬ 
den der unseligen gemeinsamen Initia¬ 
tive von BDA und DGB-Spitze begann 
sich erheblicher Widerstand in den Ge¬ 
werkschaften zu formieren. Insbeson¬ 
dere in der Gewerkschaft ver.di lehn¬ 
ten im Vorfeld des Bundeskongresses 
2011 fast alle Landesbezirksdelegier¬ 
tenkonferenzen es ab, gemeinsam mit 
den Unternehmern das eh schon zu ei¬ 
nem reinen Arbeitskampfrecht redu¬ 
zierte Streikrecht in Deutschland ge¬ 
setzlich regulieren zu lassen. Deshalb 
beschloss der Gewerkschaftsrat von 
ver.di den Ausstieg aus der Initiative, 
womit diese erst mal tot war. 

Es ist eine Binsenweisheit, dass das 
Kapital sich mit Niederlagen nicht 
abfindet. Die mehrfach gescheiterten 
Anläufe zur Port Package belegen das. 
Von daher war es nicht verwunderlich, 
dass die GroKo einen neuen Anlauf 
startet. In den Gewerkschaften gibt es 
zudem nicht wenige, die in der Frage 
der Durchsetzung der Einheitsgewerk¬ 
schaft nicht auf die eigene Kraft, son¬ 
dern auf den „alten Verbündeten“ SPD 
und staatliche Regelungen setzen. 


Wer wir sind... 

Auf dem Pressefest der DKP-Wochen- 
zeitung Unsere Zeit (UZ), welches 
vom 27. bis 29. Juni 2014 im Revierpark 
Wischlingen in Dortmund stattfindet, 
wird es neben vielen anderen Ange¬ 
boten auch das von uns organisierte 
„Rote Zelt“ geben. Wir sind keine Ak- 


Und gerade da ist wichtig, auf gute 
Erfahrungen, bisherige Erfolge und 
vor allem eine eindeutige Beschluss¬ 
lage zumindest bei ver.di hinzuweisen. 
Auch in Sachen Tarifeinheit müssen 
fortschrittliche Gewerkschafter nicht 
bei Null anfangen, sondern sie kön¬ 
nen an einen erfolgreichen Kampf in 
jüngster Zeit anknüpfen. Kommunisti¬ 
sche, überhaupt linke Gewerkschafts¬ 
politik muss darauf orientieren. Und 
genau das tut der Text nicht, er ist be¬ 
schränkt auf die zutreffende Verurtei¬ 
lung beider Anläufe zur Tarifeinheit, 
ohne Chancen und Möglichkeiten zum 
Widerstand aufzuzeigen. 

Volker Metzroth, Fürfeld 

Demokratisch 

Betr.: Die 3-Prozent-Klausel bei der 
EU-Wahl ist weg 

Damit ist eine demokratische Gewich¬ 
tung jeder einzelnen Stimme gegeben! 
Den großen Parteien, den etablierten, 
gefällt das nicht. Sie verweisen auf 
Weimar und suggerieren damit Grün¬ 
de für die Machteinsetzung Hitlers, die 
falsch sind. 

Die Zufriedenheit der „Kleinen“ ist 
verständlich. Das „kleinere Übel“ muss 
nicht mehr gewählt werden. Sich links 
zu verorten, gerade wegen des eigenen 
Standpunkts, kann jetzt nur heißen: 
Der DKP die Stimme zu geben. Denn 
dieses neoliberale Brüsseler Konstrukt 
wird permanent von imperialistischen 
Signalen aus Berlin geformt. 


tivistlnnen der DKP, sondern kommen 
aus anderen Gruppen und Organisatio¬ 
nen der radikalen Linken. Wir engagie¬ 
ren uns in den Politikfeldern Antika¬ 
pitalismus und Antifaschismus, in der 
Antikriegsbewegung, im Kampf gegen 
Naturzerstörung, Gentrifizierung und 
antimuslimischen Rassismus. 


Auch dagegen positionieren wir uns 
bei dieser Wahl! 

Peter Horchers , Sprockhövel 

Problematisch 

Betr.: Milliardärsübersicht, 

UZ vom 14.3.2014, S. 2 

In der UZ von heute auf Seite zwei 
steht eine Milliardärsübersicht der 
Welt und Europas: „Nach Länder sor¬ 
tiert sind die meisten Milliardäre der 
Welt ... in den USA zu Hause ... An 
zweiter Stelle folgen bereits 152 chine¬ 
sische Großunternehmen ..., an dritter 
Stelle die russischen Oligarchen.“ 
Ganz abgesehen davon, dass es sehr 
problematisch ist, die chinesischen 
und russischen in einen Topf mit den 
imperialistischen Milliardären zu wer¬ 
fen, sind zwei Dinge kritikwürdig (ich 
nehme an, das ist ein redaktioneller 
Artikel): 

1. Russland zählt ihr nicht zu Europa. 
Das behaupten auch die westlichen 
Mächte, die die ukrainischen Putschis¬ 
ten und Faschisten lieb hätscheln, und 
die aber die Ukraine natürlich zu Eu¬ 
ropa zählen! 

2. Werden nur die russischen Milliardä¬ 
re „Oligarchen“ genannt. Warum nicht 
die deutschen, die US-amerikanischen, 
britischen etc.? Dort gibt es solche seit 
Ende 19. - Anfang 20. Jahrhundert! 
Nachzulesen bei Lenin: „Imperialis¬ 
mus als letztes Stadium des Kapitalis¬ 
mus“: 2. Merkmal: Herausbildung ei¬ 
ner Finanzoligarchie. 


Das UZ-Pressefest ist für uns ein Ort 
der Begegnung mit den in der DKP 
organisierten Kommunistinnen und 
ihren mehreren Tausend Festgästen, 
aber auch des solidarischen Streits 
um eine zukunftsweisende politische 
Analyse und die daraus resultierende 
Strategie und Taktik. 

... und was wir wollen 

Wir werden in unserem „Roten Zelt“ 
verschiedene Veranstaltungen zu den 
Kernthemen der radikalen Linken in 
der BRD durchführen. 

Wir planen Veranstaltungen zu den 
Themen Krieg & Frieden, Antikapi¬ 
talismus, Antifaschismus, Gentrifizie¬ 
rung, Internationale Solidarität, zum 
aktuell erstarkenden (Menschen- 
rechts-)Imperialismus, zu „Marxis¬ 
mus und Tierbefreiung“ sowie zu den 
maßgeblich gegen Sinti und Roma, 
EU-Bürgerlnnen aus Bulgarien und 
Rumänien und Muslime gerichteten 
Rassismus. 


Die Lügen und Geschichtsfälschungen 
der kapitalistischen Herrscher bloßzu¬ 
legen bedeutet auch, deren verlogene 
und irreführende Begriffe zu meiden 
und die unserer Gesellschaftswissen¬ 
schaft zu verwenden. Wie sollen wir 
sonst den Jüngeren die Unterschiede 
erklären? 

Gerhard Naumann, Berlin 

Ross und Reiter nennen 

Betr.: „Gastkolumne“ von Georg 
Fülberth, UZ vom 7.3.2014, S. 8 

„Wiederkehr des Faschismus“ schreibt 
Georg Fülberth in der UZ Nr. 10/2014. 
Und was will er uns damit sagen? Wer 
das Bündnis zwischen „Mob“ und „Eli¬ 
ten“ schmiedet? Wer dieses Bündnis fi¬ 
nanziert? Leider Fehlanzeige. 1973 trat 
diese „politische Richtung“ in Chile 
hervor, in Deutschland, so erfahren 
wir, schlossen sich „Mob“ und „Elite“ 
1933 zusammen. Faschismus bekämp¬ 
fen? Dazu müsste er schon Ross und 
Reiter nennen, gerade auch bezüglich 
der Ukraine, deutschem Monopolkapi¬ 
tal und deutschem Imperialismus. 

Helmut Woda , Karlsruhe 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Unser Zelt soll einen Beitrag zur Stär¬ 
kung derjenigen linken Kräfte darstel¬ 
len, die sich nicht in bloßer „Realpoli¬ 
tik“ verzetteln und dabei das Ziel, die 
Überwindung des Kapitalismus, aus 
den Augen verlieren. Eine Transfor¬ 
mation des kapitalistischen Systems 
durch „Reförmchen“ halten wir nicht 
für möglich. 

Als radikale Linke, die in einem der 
imperialistischen Hauptländer leben, 
arbeiten und kämpfen, gilt unsere Kri¬ 
tik besonders dem erstarkenden deut¬ 
schen Militarismus, aber auch dem der 
NATO und der USA. Im Gegensatz 
zu einer Schicki-Micki- und Hipster- 
Linken, die außer Individualismus, Be¬ 
findlichkeiten und moralischen Insze¬ 
nierungen kaum etwas zu bieten hat, 
wollen wir Widerstand organisieren. 
Wir fühlen uns der Internationalen 
Solidarität verpflichtet und wollen mit 
allen Organisationen Zusammenarbei¬ 
ten, die sich dem Kampf gegen Kapita¬ 
lismus und Krieg verschrieben haben. 


termine@unsere-zeit.de 


Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Stra¬ 
ße 180,19.30 Uhr. 


SA ★ 22. MÄRZ 


Idar-Oberstein: Beginn des zweitägigen Se¬ 
minars der DKP Rheinland-Pfalz und Saarland: 
„Sozialismus oder Barbarei - Produktivkraft¬ 
entwicklung und Produktionsverhältnisse im 
Kapitalismus des beginnenden 21. Jahrhun¬ 
derts“ mit Thomas Hagenhofer. Infos unter: 
dkp-kh@gmx.de 

Esslingen: Versammlung der DKP zu den EU- 
Wahlen und Vorbereitung des UZ-Pressefestes. 
Restaurant SV 1875, Weilstraße 85,15.00 Uhr. 


MO ★ 24. MÄRZ 


Siegen: Wahlkampfveranstaltung der DKP Sie- 
gen/Olpe/Hochsauerlandkreis: „Gegen das Eu¬ 
ropa der Banken und Konzerne - Standpunk¬ 
te der DKP zu den Europa-Wahlen“ mit dem 
Parteivorsitzenden Patrik Köbele. VEB Politik; 
Kunst und Unterhaltung, Marienborner Stra- 
ße 16,20.00 Uhr. _ 

Elmshorn: Mitgliederversammlung der DKP 
u.a. zur 7. PV-Tagung und Vorbereitung des 
Wasserturmfestes. Reinhold-Jürgensen-Zent- 
rum, 19.30 Uhr. _ 

Köln: Mitgliederversammlung der DKP-Köln- 
Kalkzu den Kommunal- und EU-Wahlen. Natur¬ 
freundehaus, Kapellenstr. 9a, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 26. MÄRZ 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP Bre¬ 
men-Stadt. Haferkamp, 19.30 Uhr. 


FR ★ 28. MÄRZ 


Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Stra¬ 
ße 180,19.30 Uhr. 


SA ★ 29. MÄRZ 


Leverkusen: „Einführung Marxistische Philoso¬ 
phie (Teil 1)“. Beginn des Wochenendseminars 
der Karl-Liebknecht-Schule. Referentin: Nina 
Hager. Weitere Informationen und Anmeldung 
unter www.karl-liebknecht-schule.org. 

Berlin: Tagung der Geschichtskommission des 
Parteivorstandes der DKP. Interessierte wer¬ 
den gebeten, sich per E-Mail anzumelden un¬ 
ter szalkie@gmx.de. ND-Gebäude (Raum 341) 
Franz-Mehring-Platz 1,11.00 Uhr. 


SA ★ 5. APRIL 


Rostock: Landesmitgliederversammlung der 
DKP Mecklenburg-Vorpommern. Cafe Maya, 
Wismarsche Straße 21,10.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in die 
UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätestens am 
Freitag eine Woche vor dem Erscheinungster¬ 
min der entsprechenden Ausgabe der UZ, mög¬ 
lichst auch mit Angabe des Themas der Veran¬ 
staltung an termine@unsere-zeit.de oder UZ- 
Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Der Internationalen Solidarität verpflichtet 

Auf dem UZ-Pressefest präsentieren sich 
Aktivistinnen der „Radikalen Linken“ im „Roten Zelt“ 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! L 

°T) 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 
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Alfredo Bauer: 
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der Juden 
(Buch, 450 S.) 
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□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 
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Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 
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UZ-Pressefest: 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 8. bis 14. März 


Montag 

Heute besucht der britische Premiermi¬ 
nister David Cameron - mit Frau Mer¬ 
kel - die weltgrößte Computer-Messe ce- 
bit in Hannover. Cameron sagt, die Politik 
sei in der Pflicht, auch die finanziellen und 
technischen Voraussetzungen für den di¬ 
gitalen Wandel zu schaffen. Was der digi¬ 
tale Wandel genau ist, läßt er offen. 

Einen Hinweis lieferte eine stumme Ges¬ 
te des Premiers. Im Gegensatz zu Frau 
Merkel besuchte Cameron keine Unter¬ 
nehmen, die auf Datenschutz und Ver¬ 
schlüsselung spezialisiert sind. Was der 
Datensammler Cameron gegen Verschlüs¬ 
selung haben könnte, erläuterte der NSA- 
Enthüller Snowden heute während einer 
Videoschaltung zwischen Moskau und 
Austin Texas. „Es ist noch nicht zu spät, 
etwas gegen die Datensammelprogramme 
zu tun. Man muss sich nur etwas Mühe 
geben. Wenn Sie ihre Hardware und ihre 
Netzwerkverbindungen verschlüsseln, 
dann wird es sehr viel schwerer, Ihre Da¬ 
ten in Massenüberwachungsprogrammen 
zu sammeln.“ 

Dienstag 

Auf über eine Billion Dollar summiert 
sich die Summe von Investitionen, die 
ohne jeden Gegenwert für die Atomkraft 
ausgegeben wurden. Das ergibt eine Stu¬ 
die des Westdeutschen Rundfunks, die 
heute veröffentlicht wird. Für die Bun¬ 
desrepublik werden 150 Mrd. Euro ver¬ 
anschlagt. Aufgelistet werden als Kosten¬ 
verursacher AKW-Ruinen, Unfälle, Ge¬ 
scheiterte Endlager-Projekte und Schäden 
durch Uranabbau. Mycle Schneider, 
Atomexperte und Herausgeber des jähr¬ 


lichen „World Nuclear Status Report“ 
rechnet mit weiteren immensen Folge¬ 
kosten aus (gewesenen und kommenden) 
Katastrophen, den weiter steigenden Kos¬ 
ten der Kernenergie und dem absehbaren 
Desaster der Kernfusion. Die immensen 
Kosten des Rückbaus und der Jahrtau¬ 
sende währenden Atom-Müll-Lagerung 
erwähnte Schneider nicht. 

Mittwoch 

Am liebsten beschäftigen wir uns mit Din¬ 
gen, die wir mögen. Das wurde bis vor 
kurzem auch Dianne Feinstein nachge¬ 
sagt. Sie ist die Vorsitzende des Geheim¬ 
dienstausschusses im US-Senat. Den 
US-Geheimdiensten wird vieles nachge¬ 
sagt-Mord und Folter zum Beispiel. Frau 
Feinstein fand nie ein böses Wort für die 
Dienste, immer hat sie deren Arbeit ver¬ 
teidigt. 

Aber jetzt hat die CIA Frau Feinstein er¬ 
bost. Wurde ein Taliban zuviel ermordet, 
eine Hochzeitgesellschaft in die Luft ge¬ 
sprengt, deren Verwandte wissen, wo Di- 
annes Auto steht oder eine Frau gefoltert, 
die aus ihrer Nachbarschaft stammt? 
Mitnichten. Die CIA hat nur business as 
usual betrieben und ausgespäht - nämlich 
den Geheimdienstausschuss, da wo Frau 
Feinstein Vorsitzende ist. So eine Frech¬ 
heit aber auch. Das ist ja schon verfas¬ 
sungswidrig. 

Die CIA kontert übrigens, dass der Ge¬ 
heimdienstausschuss des Senats und Mit¬ 
arbeiter der Senatoren sich illegal Infor¬ 
mationen aus einem internen Papier der 
CIA beschafft zu haben. Potztausend, das 
geht nun wirklich nicht. Geheim muss ge¬ 
heim bleiben. Adi Reiher 


Paris im Smog... 



... und das bei herrlichstem Frühlingswetter. Das Problem der Feinstaubbelastung ist keines¬ 
wegs auf die Schwellenländer Asiens beschränkt. Zur Luftverschmutzung tragen viele Faktoren 
bei: Autoverkehr, Kraftwerke und Industrieabgase, Heizung, Wüstensand, Feldererosion vor 
allem bei Trockenheit, der wachsende Flugverkehr; weitere Ursachen werden erforscht wie die 
Nutztierhaltung, der Ammoniakausstoß soll nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ ein 
Problem sein. Andere Stoffe und Teilchen werden durch Ammoniak gebunden und so in der 
bodennahen Atmosphäre gehalten, Ammoniak wirkt als eine Art Verstärker. 

Damit wir wissen, wovon wir reden: 3,5 Mio. Tote pro Jahr verursacht Smog nach Berechnungen 
von Jos Lelieveld, Direktor am Max-Planck-Institut für Chemie in Mainz. Das Umweltbundesamt 
beziffert die Zahl für die Bundesrepublik mit 47 000 Toten pro Jahr. 


Missbrauch der Paralympics 

Kein Platz für Versehrte in der Sowjetunion? 



Olympia wurde bekanntlich längst zum 
Spielball des Kommerzes und der Po¬ 
litik. Das letzte und ärgste Beispiel lie¬ 
ferten zwei Berliner Zeitungen. Die 
eine stand von 1945 bis 1990 konse¬ 
quent links und pflegt auch heute noch 
Marx zu erwähnen. Hin und wieder ig¬ 
noriert sie seine Lehren aber auch mit 
Nachdruck. Das Verblüffende an der 
Aktion: Die andere Zeitung gehört ei¬ 
nem Konzern und engagierte den Au¬ 
toren der anderen, sodass der an einem 
Tag für beide schrieb. Nach dem Thema 
muss man dieser Tage nicht mal fragen: 
Sotschi. Diesmal hetzte man gegen die 
Paralympics und schon deshalb kann 
nicht darauf verzichtet werden sich die¬ 
ser Attacke zu widmen. Ich zitiere hier 
aus der von mir erwähnten, aber nicht 
genannten Ex-Linken Zeitung. Der Au¬ 
tor nahm langen Anlauf, um zu seinem 
Thema, der angeblichen Vernachlässi¬ 
gung der Behinderten in Russland zu 
kommen: „Organisatorisch sind die 
Paralympics ein Erfolg. Aber kann ein 
zehntägiges Sportereignis vom Schwar¬ 
zen Meer auf das größte Land der Welt 
ausstrahlen? 

Nach Angaben des Gesundheitsminis¬ 
teriums leben 13 Millionen Russen mit 


einer Behinderung, also neun Prozent 
der Gesamtbevölkerung ... Noch im¬ 
mer sind die meisten Menschen mit Be¬ 


hinderung in Russland von der Gesell¬ 
schaft ausgeschlossen. Durch fehlende 
Infrastruktur wie Rampen, Fahrstühle, 
Orientierungshilfen - und durch ein 
Jahrzehnte gewachsenes Überlegen- 
heitsdenken. Eine Behinderung wird 
oft als Krankheit wahrgenommen. 
Drei Millionen Versehrte waren nach 
dem Zweiten Weltkrieg in die Sowjet¬ 
union zurückgekehrt, in der allgegen¬ 
wärtigen Heldenverehrung war für sie 
kein Platz. 1980 fanden die Olympi¬ 
schen Sommerspiele in Moskau statt. 
Die Sowjetunion weigerte sich jedoch, 
auch die Paralympics zu organisieren. 
Laut Parteichef Leonid Breschnew gab 
es keine Behinderten in der UdSSR ...“ 
Hier muss ich spätestens mit aller Kraft 
auf die Bremse treten: „Drei Millionen 
Versehrte ...“ Dass 19600 000 Bürger 
der Sowjetunion nach behutsamen 
Schätzungen ihr Leben verloren, hielt 
der Autor nicht für erwähnenswert! 
Das formulierte der Paralympics-Be- 
richterstatter einer Zeitung, die Wert 
darauf legt, auf der linken Seite der 
Gesellschaft zu stehen! „Hätte man 
nicht erwähnen müssen, dass Hitler- 
Deutschland die Sowjetunion überfiel 
und fast 20 Millionen Russen und Sow¬ 


jetbürger ermordete?“ Nein, die Para¬ 
lympics wurden noch missbraucht, um 
die Russen an den Pranger zu stellen: 
„Menschen mit Behinderung wurde 
der Zugang verwehrt zu Bussen, Flug¬ 
zeugen, Restaurants. Ärzte drängten 
Frauen zu Abtreibungen. Nur 20 Pro¬ 
zent der Betroffenen im berufsfähigen 
Alter haben eine Anstellung gefunden. 
Bislang gibt es kein landesweites Ge¬ 
setz, das sich gegen die Diskriminie¬ 
rung von behinderten Menschen rich¬ 
tet.“ Das entnahm man als Ankläger 
dem Bericht irgendeines Funktionärs 
des Paralympischen Komitees (IPC) 
und gab es als blanke Wahrheit wieder. 
Die Paralympics nun auch zu missbrau¬ 
chen, um Stimmung gegen die Russen 
zu machen, ist deshalb so schmählich, 
weil dieses Sportfest Behinderten in 
aller Welt sportliche Möglichkeiten er¬ 
öffnen und nicht übler Politik dienen 
sollte. Die dreisten Lügen hatten sich 
damit längst nicht erschöpft: „1980 fan¬ 
den die Olympischen Sommerspiele in 
Moskau statt. Die Sowjetunion weiger¬ 
te sich jedoch, auch die Paralympics zu 
organisieren. Laut Parteichef Leonid 
Breschnew gab es keine Behinder¬ 
ten in der UdSSR, die Spiele wurden 


nach Arnheim verlegt.“ Die Wahrheit 
ist: Die Paralymics der Sommerspiele 
werden seit 1988 gemeinsam mit den 
Olympischen Sommerspielen ausgetra¬ 
gen. München hatte 1972 übrigens auch 
nicht die Paralympics ausgetragen. Die 
Winter-Paralaympics werden nach ei¬ 
ner Übereinkunft mit dem IOC seit 
1992 am Schauplatz der Olympischen 
Winterspiele ausgetragen. Nirgends in 
der Welt fände man ein Breshnew-Zi- 
tat, wonach es in der Sowjetunion keine 
Behinderten gibt. 

Wie sagte Brecht so treffend: „Wer die 
Wahrheit nicht weiß, der ist bloß ein 
Dummkopf. Aber wer sie weiß und sie 
eine Lüge nennt, der ist ein Verbre¬ 
cher.“ Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Kubas göttliche Rythmen 

Vor allem sind es die Menschen und 
ihre Musik, die das Lebensgefühl ka¬ 
ribischer Leichtigkeit ausdrücken: 
Kubanische Musik, das ist mehr als 
Salsa und Son, ein ganzes Univer¬ 
sum verschiedener Rhythmen und 
Stile. Die Dokumentation zeigt ein 
Kuba jenseits der Klischees. Ver¬ 
spricht der Sender. Schaun wer mal. 
So., 23.3., 23.40-0.30 Uhr, arte 

Die Wahrheit, F/l i960 

In diesem Gerichtsdrama legte die 
damals 26-jährige Brigitte Bar- 
dot ihre - auch nach eigenem Be¬ 
kunden - beste Vorstellung als ernst¬ 
hafte Darstellerin ab. Bittere Ana¬ 
lyse des blutrünstigen französischen 
Rechtssystems. 

Mo., 24.3., 20.15-22.20 Uhr, arte 

Hitlers Polizei (1/2) 

Die deutsche Polizei war eine we¬ 
sentliche Stütze des NS-Systems. 
Schon bald nach der Machtübernah¬ 
me 1933 konnten sich die National¬ 
sozialisten auf die Polizei verlassen. 
Sie sorgte nachhaltig für die Stabi¬ 
lisierung der NS-Herrschaft - auch 
indem sie sich am Terror gegen die 
politischen und weltanschaulichen 
Gegner beteiligte. 

Di., 25.3., 22.05-22.50 Uhr, mdr 


Medaillenspiegel der Paralympics 

Endstand nach 72 Entscheidungen: 


Rang 

Land 

1. 

Russland 

2. 

Deutschland 

3. 

Kanada 

4. 

Ukraine 

5. 

Frankreich 

6. 

Slowakei 

7. 

Japan 

8. 

USA 

9. 

Österreich 

10. 

Großbritannien 

11. 

Norwegen 

11. 

Schweden 

13. 

Spanien 

14. 

Niederlande 

14. 

Schweiz 

16. 

Finnland 

16. 

Neuseeland 

18. 

Weißrussland 

19. 

Australien 


Summe 
80 

15 

16 
25 
12 

7 
6 

18 
11 
6 
4 
4 
3 
1 
1 
1 
1 

0 3 3 

0 2 2 


Gold 

30 

9 

7 

5 

5 

3 

3 

2 

2 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

0 

0 


Silber 

28 

5 

2 

9 

3 

2 

1 

7 

5 

3 

2 

2 

1 

0 

0 

1 

1 


Bronze 

22 

1 

7 

11 

4 

2 

2 

9 

4 

2 

1 

1 

1 

0 

0 

0 

0 




















